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I. 
Sitzung vom 9. Auguſt. 
(Discuſſion über den Gebrauch der polniſchen Sprache bei den 
Gerichtsverhandlungen.) 
Meine Herren! 

Das Geſetz vom 17. Juli 1846 giebt Ib i 
Das Geſetz vom 17. Juli 1846 giebt Ionen das Recht 
und die Pflicht, ihre Ueberzeugung über Schuld oder Un⸗ 
ſchuld aus den Verhandlungen zu bilden, wie ſie vor 
Ihnen gepflogen werden. Hierzu iſt vor Allem noͤ⸗ 
tbig, daß Sie die Angeklagten verſteben. 

Die Angeklagten find Polen. Sie haben ein Recht 
auf ihre Sprache — das einzige Pfand und heilige 
Erbe, das ihnen geblieben von ihrer Größe vor dem 
Jahre 1772! — 

Aus dieſem Geſichtspunkte iſt die Frage, ob die Ver⸗ 
handlungen polniſch oder deutſch gepflogen werden ſollen, 
ſebr einfach. — Ich glaube nicht, daß einer der An⸗ 
geklagten, wenn er der deutſchen Sprache mächtig iſt, 
die Verhandlungen in polniſcher Sprache wünſchen wird. 
— Jeder wird die traurige Aushülfe der Dolmetſcher, 
durch welche Ihre unmittelbare Wahrnehmungen unmög⸗ 
lich gemacht, und Mißverſtändniſſe oft in den weſent⸗ 
lichſten Punkten der Auslaſſung herbeigeführt werden, 
gerne vermeiden. — Wenn aber einer der Angeklagten 


vor Ihnen erklärt: 
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„ich verſtehe nicht deutſch, es ift mir nicht moͤg— 

lich, meine Gedanken und Gefühle in deutſcher 

Redeweiſe und in deutſchen Worten wiederzugeben,“ 
dann werden Sie, meine Herren! ihn in ſeiner Sprache 
hören, fie müffen es, weil Sie als Richter Ibre 
Ueberzeugung aus den Verhandlungen gewinnen ſol⸗ 
len — und weil nur der Angeklagte darüber urtbeilen 
kann, ob er der deutſchen Sprache mächtig iſt! um ſich 
in derſelben vollſtändig auszudrücken. 


II. 
Sitzung vom 13. Auguſt. 


(Vertheidigungsrede für Johann Tulodziecky (Nr. 7 der Anklage) 
und Johonn Jankowski (Nr. 19 der Anklage).) 
Meine Herren! 

Die gegenwärtige Verhandlung iſt von beſonderer Be⸗ 
deutung, nicht nur für uns, für Europa, — nein, ſie 
iſt es für die Welt. — 

Es iſt der erſte politiſche Proceß, der in unſerem Va⸗ 
terlande öffentlich verhandelt wird. Er iſt in ſeiner 
ganzen Erſcheinung eigenthümlich. 

Auf der Bank der Angeklagten ſehen wir die Edelſten 
und Beſten einer Nation, deren die Geſchichte unſeres 
Vaterlandes mit glühender Dankbarkeit erwähnt. — Es 
ſind die Nachkommen der Retter Wiens und des civiliſir⸗ 
ten Europa's vor aſiatiſcher Barbarei. — 

Sie ſtehen vor ihrem Richter, der ihre Sprache nicht 
verſteht, der ihren Sitten und Gewohnheiten fremd — 
außerhalb der Grenzen ihres Vaterlandes — angeklagt 


des ſchwerſten Verbrechens gegen den Staat dem fie an— 
gehoͤren, eines Verbrechens, welches das Geſetz mit der 
ſchreckhafteſten Leibes- und Lebensſtrafe belegt! — 

Eine ernſte Mahnung!! — — 

Das liberum veto (nie pozwalam) — die Thatſache, 
daß in Polen Jeder gleich berechtigt, daß Jeder Koͤ— 
nig werden konnte, und es darum werden wollte, war 
der Grund des Untergangs des großen polniſchen Reiches. 

Die Geſchichte der Voͤlker — wir wollen es gläubig 
ausſprechen — ruhen in der Hand des Allerhöchften. 

Wo der Einzelne, dem der Herr das Theuerſte nahm, 
was ihm das Leben werth macht, Ruhe ſucht — in dem 
Bewußtſein einer Vorſehung — in dem Glauben an des 
Allmächtigen Güte, — in der Hoffnung auf eine aus⸗ 
gleichende Zukunft, — da, meine Herren! ſuchen auch 
die Volker Troſt, und haben ihn — die Geſchichte des 
letzten halben Jahrhunderts iſt Bürge — auch gefunden, 
wenn ſie mit Beharrlichkeit, Umſicht und Gottvertrauen 
ihre Zwecke verfolgen. — 

Für Polen wie für unſer deutſches Vaterland iſt die 
Geſchichte des letzten Jahrhunderts eine ſchwere Anklage. 
Vergangenheit und Zukunft das Gericht. — 

Polen, durch Parteikampf zerriſſen, war nach Ka— 
tharina's Ausſpruch das Land, in dem man ſich nur 
zu bücken brauchte um etwas aufzuheben. — Und es iſt 
wahr, meine Herren! die Nachbarn Polens haben in den 
Jahren 1772 und 1791 dieſen Umſtand nach Möglichkeit 
benutzt!! — — Deutſchland war aus gleichem Grunde 
ſeit Jahrhunderten der Schauplatz fremder Kriege. Gut 
und Blut der deutſchen Nation wurde in fremden Lan— 
den für fremdes Gold fremden Intereſſen geopfert. — 
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Und beide Nationen, die vereint den Einfluſſen von 
Oſten und Weſten unüberwindlich entgegenſtehen konnten, 
verloren — Polen im Jahre 1792, Deutſchland im Jahre 
1806 — ihre Exiſtenz. 

Der Uebermuth des franzoͤſiſchen Kriegers, der deutſche 
Erbländer an franzoͤſiſche Generale verſchenkte, der in 
deutſchen Ländern franzöſiſche Sprache und franzoöſiſche 
Inſtitutionen aufzwang, der in deutſchen Landern die Ab— 
faſſung amtlicher Verhandlungen in franzoͤſiſcher Sprache 
bei Strafe der Nichtigkeit vorſchrieb, der aus deutſchen 
Landen ungeſtraft den Herzog von Enghien abholen, 
den Buchhändler Pal m wegen einer Druckſchrift („Deutſch⸗ 
lands tiefſte Erniedridung“) mitten im deutſchen Vater⸗ 
lande verhaften und erſchießen ließ, iſt einer großen Anz 
zahl unſerer Zeitgenoſſen in lebendiger Erinnerung. — 

Mit Wehmuth ſah der, Deutſche in ſeiner tiefſten 
Schmach, mitten im eigenen Lande, das Bildniß eines edlen 
Kriegers am Schandpfahle, deſſen einziges Verbrechen darin 
beſtand, daß er in glühender Begeiſterung für ſein Vater⸗ 
land und ſeinen angeſtammten Koͤnig ſeinen letzten Bluts⸗ 
tropfen vergoß! — Für Deutſchland war die Zeit der 
letzten Prüfung vergleichungsweiſe nur von kurzer 
Dauer. Es lag in des Allmächtigen Willen, daß die 
deutſche Nationalität unter ſchützendem Donner britiſcher 
und ruſſiſcher Kanonen wiedergeboren, und daß die Ko— 
ſacken als die erſten Boten der Freiheit — wie man da⸗ 
mals die Nationalität verwechſelnd nannte — erſchienen. 

Es iſt mir in unvergeßlicher Erinnerung, mit welchem 
Jubel wir als Knaben den erſten Koſacken begrüßt. — 
Es bat der Jubel nicht lange gewährt! — Polen, das 
in Hoffnung künftiger Wiederherſtellung ſein Geſchick an 
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das der franzöſiſchen Adler gebunden, ſah im Jahre 1813 
ſeine Gegenwart und ſeine Zukunft vernichtet. 

Die Wiener Schlußakte verſicherte ihm zwar eine 
Nationalität, — aber nicht Eine für die Millionen gleich- 
berechtigten und gleichgeſinnten Enkel der Erretter Wien's. 
— In Wien, wo die Eriftenz der Stadt an den Helden— 
muth und die Aufopferung der polniſchen Nation erin— 
nerte, — in Wien, wo die Steine für die Polen reden 
mußten, wenn die Menſchen ſchweigen wollten, — in Wien 
heſchloß man die Theilung Polens zum vierten Mal! .. 

Unterbrechung des Präſidenten mit der Aufforde— 
rung zur Sache überzugehen. — Der Vertheidiger 
entgegnet: 

Was ich vortrage, gehört zur Vertheidigung, es iſt 
innig mit ihr verwebt. — Es iſt die Vertheidung ſämmt⸗ 
licher Angeklagten — die der polniſchen Nationalität! 
Es iſt zwar nicht meine Aufgabe, der polniſchen Nation 
eine Lobrede zu halten — wegen ihrer unerſchütterlichen 
Liebe zu ihrem Vaterlande, wegen der Ausdauer in ihren 
Beſtrebungen zur Wiedererlangung ihrer Freiheit, die 
man ihnen rechtlos genommen, und zu Erhaltung des 
Wenigen, was ihnen geblieben — ihrer Nationalität und 
ihrer Sprache — um Polen zu vertheidigen, muß ich 
aber auf polniſchen Boden treten und begegne ſeit 
Kosziuszko und der Revolution vom Jahre 1830 Cha— 
rakteren, deren heldenmüthige Beſtrebungen zu Befreiung 
des Vaterlandes weder ſchmachvoller Tod und Kerker, 
noch die Ausſicht auf Sibiriens Eisfelder zu unterdrücken 
vermag. — Beſäßen wir ſolches Nationalgefühl, Na— 
poleon hätte nicht deutſche Heere aus Baden, Würtem- 
berg und Baiern an der Donau und Saale gegen ihre 
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deutſchen Brüder geführt; wir hätten zu Wiedererlangung 
unſerer Nationalität britiſcher und ruſſiſcher Kanonen 
wahrhaft nicht bedurft! — — 

Die Revolution vom Jahre 1830, ihre Beſtrebungen, 
ihre Opfer — ſie gehören der Weltgeſchichte an. 

Wandern doch dankbare Nationen ſeit Jahrtauſenden 
zu Gräbern, an denen der Henker die Exequien vollzog! 

Des Höͤchſtſeligen Königs Majeſtät verſicherten in dem 
Patente vom 15. Mai 1815 den Polen bei Beſitznahme 
des Großherzogthums Poſen Erhaltung ihrer Nationali⸗ 
tät und ihrer Sprache. — Es iſt nicht meine Aufgabe 
zu unterſuchen, ob dieſe erhabene Zuſage in ihrer ganzen 
Ausdehnung in Ausführung gekommen iſt. — Die ge⸗ 
treuen Stände des Großherzogthums Poſen haben ihre 
desfallſigen Beſchwerden unterthänigſt zu Füßen des Thro⸗ 
nes niedergelegt und harren der Beſcheidung in Demuth 
entgegen. 

Es iſt aber Thatſache, daß die Behörden im Großher⸗ 
zogthum Poſen faſt ausſchließlich aus Deutſchen befteben, 
daß in polniſchen Schulen deutſch unterrichtet wird, und 
daß die Polen — wir ſehen das Beiſpiel in dieſem Saale 
des Gerichts — über Leben und Tod — mit den Beam- 
ten, mit Hülfe des Dolmetſchers — verhandeln, und daß 
ſie weder die Sprache des Richters, Anklägers, noch Ver⸗ 
theidigers verſtehen. 

Für dieſen Zuſtand giebt der materielle Woblſtand 
der Provinz Poſen keine Ausgleichung! — 

Es giebt für eine Nation kein größeres Opfer als das 
ihrer Sprache, und kein herberes Gefühl als ſich von 
Fremden beglücken zu laſſen. — 

Deshalb, meine Herren! müſſen wir — um gerecht 
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zu ſein — die Beſtrebungen der Polen zur Belebung und 
Erhaltung des Nationalgefühls und ihrer Sprache ehren. 
Wir dürfen ihnen das — als Sieger — nicht verſchrän⸗ 
ken, was wir — als Beſiegte — für uns in ſo reichem 
Maße in Anſpruch genommen haben. — Wir befinden 
uns, dieſen Beſtrebungen gegenüber, in einer eigenthüm⸗ 
lichen Lage. Ohne Kenntniß der Sprache, der Sitten und 
Gewobnheiten des Landes, in Umgebung der Grinnerun- 
gen der Jahre 1772, 1793 und 1806 ſind wir mißtrauiſch. 

Mißtrauen aber weckt nie Vertrauen — und mögen 
wir daher den Polen nicht verargen, wenn ſie zumeiſt der 
Anſicht ſind: der Deutſche habe ihre Sprache gelernt, um 
ſeine Gedanken zu verbergen und die ihrigen auszuforſchen. 

Dies der Zuſtand desjenigen Theils der polniſchen 
Nation, deſſen Geſchick ſeit 1815 mit dem unſrigen ver— 
bunden. — 

Es bleibt dem Polen ein reiches Feld der Träume 
und der Hoffnungen, zu denen ihn ſeine Vergangenheit 
berechtigt. 

Träume ſind der Troſt des Unglücklichen im Kerker, 
an ihren Hoffnungen richtet er ſich auf. — In das Ge⸗ 
biet der Träume und Hoffnungen reicht kein Strafgeſetz! 
— — Es handelt ſich hier nur um die Art der Aus⸗ 
führung .... 

Präſident: Ich muß Sie auffordern, daß Sie zur 
Vertheidigung übergehen. 

Vertheidiger: Ich werde ſogleich darauf kommen. 
Was ich geſagt, bezieht ſich bereits auf die Vertheidigung 
des Pfarrers Tulodziecki, welche er vor Ihnen ſelbſt 
glaͤnzend geführt hat. Er hat Ihnen geſagt: „Es iſt mein 
Stolz ein Pole zu fein, und iſt mir von Sr. Majeſtät 
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der Schutz der Nationalität und Sprache feierlich zuge- 
ſichert. Ich werde für die polniſche Nationalität wirken 
bis zum letzten Athemzuge mit Lehre und That; ich werde 
mich indeſſen auf geiſtiges Gebiet beſchränken und, als 
Beamter, die Geſetze nicht verletzen.“ — 

Es ſind von dem Herrn Staatsanwalt, wie ich eben 
vor der Unterbrechung anzuführen im Begriffe war, 254 
Perſonen des Hochverraths beſchuldigt, und iſt die Ans 
klage auf den Proteſt vom Jahre 1832 und das Mani⸗ 
feſt des Centralvereins geſtützt. Der Herr Staatsanwalt 
überfieht aber, daß dieſer Akt zu einer Zeit entſtanden, 
wo ein Theil der Angeklagten kaum den Windeln ent⸗ 
wachſen war. — Die Unterſuchung iſt ein Erbe des In⸗ 
quiſttionsproceſſes, das der Herr Staatsanwalt eum be- 
neficio angetreten, d. h. er hat die Vortheile des Inqui— 
ſitionsproceſſes für ſich in Anſpruch genommen, aus baͤn— 
dereichen Akten mit ſeltenem Fleiße zuſammengetragen, 
was für die Anklage zu ſprechen ſcheint, ohne die Ver⸗ 
pflichtung, bei Beurtheilung des Werthes des Aktenin⸗ 
halts, den beſchränkenden Vorſchriften der Beweistheorie 
der Criminalordnung unterworfen zu ſein. — 

Sie, meine Herren! haben indeſſen während der we— 
nigen Tage der Verhandlung die Ueberzeugung gewonnen, 
daß micht alles in dieſer Unterſuchung Niedergeſchriebene 
wahr, und nicht alles Wahre niedergeſchrieben iſt. — 

Die Anklage enthält in ihrem allgemeinen Theile viel 
Wahres. — Keiner der Angeklagten wird in Abrede ſtel⸗ 
len, daß die Wiederherſtellung des Polenreichs in den 
Grenzen vom Jahre 1772 ſein hoͤchſter Wunſch. Nie⸗ 
mand im Staate wird es ihnen verargen, — wir ſind es 

on ihrem Heldenmuthe zu erwarten berechtigt. 
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Der Herr Staatsanwalt hat dies — ich erinnere an 
feine eigenen Worte — „eine innere Wahrheit“ ge⸗ 
nannt. Aber hier mache ich der Anklage mit Recht den 
Vorwurf, daß ſie Theilnahme an nationalen Zwecken und 
Vereinen „als Verbrechen“ bezeichnet, und daß ſie ohne 
Weiteres die Beſtrebungen des Pariſer Centralvereins den 
Unterthanen des Großherzogthums Poſen zurechnet. 

Die Revolution vom Jahre 1830 und die freie polni⸗ 
ſche Regierung in Warſchau iſt wie die belgiſche eine That⸗ 
ſache. Es lag wahrhaft nicht an den Sympathien der 
Voͤlker, daß die Regierung in Warſchau der ruſſiſchen 
Uebermacht erlag. — 

Der Centralverein in Paris iſt die Fortſetzung der 
Warſchauer Revolution, und Herr v. Mieroslawski ihr 
Emiſſär. — Er hat Ihnen ſelbſt geſagt, meine Herren! 
daß im Großherzogthum Poſen 3600 den Zwecken der 
Gentralifation geſchworen, und daß unter den 254 Ange⸗ 
klagten keine Mitverſchwornen, ſondern nur einige Mit⸗ 
wiſſer ſeien. 

Er iſt Franzoſe, und hielt ſich im Großherzogthum 
Poſen auf, um die Revolution in Ruſſiſch-Polen, Kra⸗ 
kau und Galizien vorzubereiten. Er zeichnete Pläne, ver⸗ 
gewiſſerte ſich über die Wehrmittel des Landes, und wurde 
verhaftet, ehe ſich irgend eine Unruhe gezeigt. 

Der Herr Staatsanwalt hat zur Aufrechthaltung der 
Anklage wiederholt von einem Syſtem der Vertheidigung 
geſprochen — in Folge deſſen der Widerruf von Geſtänd⸗ 
niſſen erfolgt ſei. 

Es iſt wahr, die meiſten Angeklagten haben ibre frü- 
heren Erklärungen widerrufen, und zwar Alle aus glei— 
chem Grunde. Sie erklären ſich durch rohe Behandlung, 
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Entbehrungen jeder Art, insbeſondere auch durch Mitthei— 
lung der Angaben ihrer Mitbeſchuldigten zu den abgege- 
benen Erklärungen veranlaßt und verleitet. Das Syſtem 
der Vertheidiger iſt das der Wahrheit. 

Ich verwahre mich ausdrücklich gegen die Abſicht, das 
Verfahren derjenigen Beamten, welche mit der Unterſu⸗ 
chung befaßt waren, zu verdächtigen. Ich habe die feſte 
Ueberzeugung, daß kein Verwaltungs- oder Juſtiz-Beam⸗ 
ter einen Beſchuldigten zu Geſtändniſſen verleitet. Sie 
haben aber gehört, meine Herren! daß einzelnen Angeklag⸗ 
ten die Ausſagen ihrer Mitbeſchuldigten mitgetheilt, daß 
ſie nach tagelangen Verhören, unter Mittheilung von Ak⸗ 
ten, zu ſchriftlicher Einreichung ihrer Erklärung veranlaßt 
worden ſind. Bei ſolchem Verfahren iſt Irrthum moͤg⸗ 
lich, und dann der Widerruf eine Pflicht der Wahrheit. — 

Daß die gewiſſenhafteſten Beamten in ihren Wahrneh⸗ 
mungen irren können, haben Sie vor einigen Tagen durch 
Ihren Beſchluß in der Unterſuchung wider v. Koſinski 
anerkannt. Sie haben dem beeideten Gutachten zweier 
geachteten Sachverſtändigen zuwider angenommen, daß die 
Inſtruction für die Kreisoffiziere nicht von der Hand des 
ꝛc. v. Koſinski geſchrieben ſei. Das neue Kriminalver⸗ 
fahren feierte in dieſem Beſchluſſe ſeinen erſten Triumph. 
Sie werden aus dem Inhalte der Verhandlungen, wie ſie 
ſich vor Ihnen entwickeln, Ihre Ueberzeugung bilden und 
werden beurtheilen, ob die früheren, oder die gegenwaͤrti⸗ 
gen Erklärungen der Angeſchuldigten größeren Glauben 
verdienen. Die Vertheidigung verlangt nur Beweis der 
Beſchuldigung, und das darf ich wohl ſchon jetzt mit 
Zuverſicht ausſprechen: 

das Buch der Anklage wird nicht das der Richter ſein. 
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In dieſem Buche giebt's, das iſt unverkennbar, ein 
Syſtem. Es iſt das des Hochverraths um jeden 
Preis und unter allen Umſtänden. 

Es handelt ſich zunächſt nicht um die Frage, ob die 
Angeklagten überhaupt ſtrafbar ſind, ſondern darum: 

ob fie wegen Hochverraths angeklagt werden konnen, 

und dieſe Prüfung muß ſorgſam ſein. — 
Montesquieu ſagt: 

„It das Verbrechen des Hochverraths unbeſtimmt ge⸗ 

laſſen, ſo reicht dies allein aus, die beſtgeregelte Regie⸗ 

rung in eine Despotie zu verwandeln.“ 

Mit dem Herrn Staatsanwalt bin ich darin einver⸗ 
ſtanden, daß für den vorliegenden Fall die preußiſchen 
Geſetze maßgebend ſind. Es iſt dies um ſo weniger einem 
Bedenken unterworfen, als die Anſicht der Rechtsgelehr⸗ 
ten der ältern und der neueſten Zeit über den Begriff des 
Hochverraths übereinſtimmt. Ulpian verlangt zum Be⸗ 
griff des Hochverraths animum hostilem contra rempubli- 
cam vel prineipem. Roßhirt, Wächter, Hepp, Hencke und 
Feuerbach ſtimmen in dieſer Hinſicht überein. Feuer⸗ 
bach ſagt: Hochverrath iſt die Handlung eines Staats⸗ 
unterthans, welche an ſich und in der rechtswidrigen Ab⸗ 
ſicht des Handelnden darauf gerichtet iſt, das Daſein des 
Staats oder ſolche Einrichtungen deſſelben, welche durch 
das Weſen des Staats überhaupt beſtimmt ſind, zu ver⸗ 
nichten. Der Hochverräther iſt Feind des Staates, aber 
ſeine Beleidigung iſt groͤßer als die des auswärtigen 
Feindes, weil er Bürger oder doch Unterthan deſſelben iſt. 

Es kommen alſo die Anſichten aller Rechtslebrer darin 
überein, daß der Hochverrath das Unternehmen eines Un⸗ 
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terthanen gegen die Staatsverfaſſung oder das Staats- 
oberhaupt iſt. Hencke ſagt hierüber treffend: 

„Nicht nur ein Beamter kann ſich hochverrätheriſch 

vergehen, ſondern jeder Unterthan, weil eine Verletzung 

der Unterthanenpflichten im Begriffe des Verbrechens 
liegt.“ 

Verrath ſetzt eine Verbindlichkeit zur Treue voraus, 
und darf man die Frage, welche Perſonen der Staat we— 
gen widerrechtlicher, gegen die Exiſtenz und Verfaſſung 
des Staates gerichteter Handlungen beſtraſen kann, nicht 
mit der Frage verwechſeln, ob die Strafe des Hochverra⸗ 
thes eintreten müſſe. 

Die $$. 91 und 92 unſeres Strafrechts lauten wörtlich: 

$. 91. Die freiwillige Handlung eines Unterthanen, 

durch welche der Staat oder deſſen Oberhaupt unmit— 
telbar beleidigt werden, heißt ein Staatsverbrechen. 

$. 92. Ein Unternehmen, welches auf eine gewalt— 
ſame Umwälzung der Verfaſſung des Staats oder ge⸗ 
gen das Leben oder die Freiheit ſeines Oberhauptes 
abzielt, iſt Hochverrath. 

Es verlangt das Strafrecht für unſern Fall daher: 

1) ein Unternehmen, 

2) daß der Zweck dieſes Unternehmens die gewaltſame 
Umwälzung der Verfaſſung des Staates, und daß 
dieſes Unternehmen von einem Unterthanen des 
Staates ausgeht. 

Der Herr Staatsanwalt, welcher Herrn v. Mieros⸗ 
lawski an die Spitze des hochverrätheriſchen Unternehmens 
ſtellt, hat das Vorhandenſein dieſer Requiſita gegen ihn 
für alle Angeklagte nachzuweiſen geſucht. Er ſagt: Herr 
v. Mieroslawski iſt Emiſſair der Centraliſation; Zweck 
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ſeiner Sendung iſt die Wiederherſtellung des polniſchen 
Reichs in den Grenzen vor 1772. Da Preußen Provin— 
zen beſitzt, die vor 1772 zum Polenreiche gehörten, ſo iſt 
das Ziel des Unternehmens auf gewaltſame Umwälzung 
der Verfaſſung des preußiſchen Staates gerichtet. 

Es ſei mir eine Bemerkung über die Faſſung des $. 
92. und zwar über das Wort „abzielt“ erlaubt, das, mei— 
nes Dafürhaltens, nicht gut gewählt iſt. 

Zweck iſt der Endpunkt von Beſtrebungen, welche die 
Ausſicht des Erfolges in eigener Thätigkeit finden. 

Ziel iſt der Endpunkt von Beſtrebungen durch Um⸗ 
ſtände außer unſerer Macht bedingt. 

So iſt das Grab unſer Ziel, aber nicht unſer Zweck. 
Daß die Wiederherſtellung des Polenreichs von 1772 das 
Ziel der Beſtrebungen und Wünſche der polniſchen Na— 
tion, daran, meine Herren, kein Zweifel! 

So lange aber keine Unternehmungen gegen die Ver— 
faſſung des preußiſchen Staates vorliegen, fo lange iſt 
die Theilnahme an einer Verbindung, welche Wiederher⸗ 
ſtellung des polniſchen Reiches im Auge hat, kein Ver⸗ 
brechen. 5 

Herr v. Mieroslawski hat Ihnen geſagt, daß er aller— 
dings von der Centraliſation beauftragt geweſen, auch das 
Großherzogthum Poſen zu inſurgiren, daß er ſich aber von 
dem glücklichen Zuſtande der unter der Krone Preußens 
ſtehenden polniſchen Provinzen, und davon überzeugt habe, 
daß in dieſen Provinzen für eine polniſche Revolution keine 
Sympathieen vorhanden ſeien. — 

Meine Herren! daß er Ihnen die Wahrheit gejagt, da- 
für bürgt die Geſchichte der Revolution von 1830. 

Auch damals, gerade wie es jetzt wieder bezweckt wurde, 
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iſt die Jugend des Großherzogthums ihren Brüdern im 
Kampfe für die Nationalſache über die Grenze zur Hülfe 
geeilt. Die Ruhe im Großherzogthum Poſen iſt nirgend 
geſtört worden. 

Der Herr Staatsanwalt verlangt von Herrn v. Mi⸗ 
roslawski den Beweis, daß er die Verfaſſung im Groß— 
herzogthum Poſen nicht habe ändern wollen. 

Dieſe Forderung geht zu weit, fie iſt gegen alle Grund— 
ſätze der Beweislaſt. 

Es iſt Pflicht der Anklage, den Beweis zu führen, 
daß Herr v. Mieroslawski und mit ihm die ſämmt⸗ 
lichen Angeklagten einen gewaltſamen Umſturz der 
Verfaſſung des preußiſchen Staates beabſichtigten. 

Meines Dafürhaltens fehlt es hierfür an jedem Be— 
weiſe. Der Herr Staatsanwalt nennt mit Adelung 
„Verfaſſung“ das Verhältniß der Theile zum Ganzen“ und 
definirt die Verfaſſung in Bezug auf das bier vorliegende 
Verbrechen des Hochverraths als den Inbegriff derjenigen 
weſentlichen Umſtände, welche den preußiſchen Staat dar⸗ 
ſtellen, wie er am 21. Februar 1846 war. Meines Er⸗ 
achtens legt Adelung eine kürzere Erklärung des Wortes 
„Staatsverfaſſung“ nahe: — das Verhältniß der Staats- 
gewalt zu den Regierten. 

Hätte der Herr Staatsanwalt dieſen Begriff der Staats⸗ 
verfaſſung aufgeſtellt, ſo wäre ihm die Ausführung der 
Anklage wegen Hochverraths im vorliegenden Falle un- 
möglich geweſen. 

Die Verfaſſung des preußiſchen Staates iſt nicht durch 
ihr Ländergebiet bedingt und weder durch den Tilſiter 
Frieden, noch durch die Erwerbung von St. Wendel ges 
ändert. — Wenn alſo wirklich Herr v. Mieroslawski eine 
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Abreißung des Großherzogtbums Poſen beabſichtigt, ſo 
würde eine ſolche Abreißung nie eine Veränderung der 
Verfaſſung des preußiſchen Staates bewirkt haben. 

Der Herr Staatsanwalt nimmt zur Rechtfertigung 
ſeiner Aufſtellung die Geſetze über das Staatsſchulden⸗ 
weſen und die Verfaſſung der Provinzialſtände zu Hülfe. 
Die desfallſige Ausführung iſt aber unrichtig. Ich habe 
nicht gehört und die Anklage behauptet nicht, daß Herr 
v. Mieroslawski die Abſicht gehabt, die Sicherheit der 
preußiſchen Staatsgläubiger zu ſchmälern, oder die Pro⸗ 
vinzialftände des Großherzogthums Poſen in ihrem ſe⸗ 
gensreichen Wirkungskreiſe zu ſtoͤren. Es iſt eine ſolche 
Störung durch eine Abreißung der Provinznicht noth⸗ 
wendig bedingt. 

Wenn aber auch wirklich die Losreißung einer Pro— 
vinz nach unſerm Geſetze ein hochverrätheriſches Unter— 
nehmen ſein könnte, ſo iſt in dem vorliegenden Falle der 
Begriff des Hochverraths aus dem Grunde ausgeſchloſ⸗ 
ſen, weil Herr v. Mieroslawski, der ſolche als Organ 
der Centraliſation nach der Anklage beabſichtigt, ein Aus⸗ 
länder iſt. 

Die von dem Herrn Staatsanwalt angerufenen $$. 12 
und 13 des Strafrechts, welche auch den Ausländer uns 
ſerer Strafgeſetzgebung unterwerfen, finden ſelbſtredend 
dann keine Anwendung, wenn die Verletzung der Unter⸗ 
tbanentreue gerade das Criterium des Verbrechens ift. 

Wenn man aber auch annehmen konnte, daß der Zweck 
der Centraliſation und des Herrn v. Mieroslawski bei 
feiner Miſſion eine Umwälzung der Verfaſſung des preu- 
ßiſchen Staates geweſen, und daß ſolches auch bei Herrn 
v. Mieroslawski als einem Ausländer das Verbrechen des 
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Hochverrathes darſtellen kann, jo fehlt es doch an dem 
letzten Erforderniſſe der Strafbarkeit. 

Das Geſetz fordert ein Unternehmen. Ein Unter⸗ 
nehmen iſt meines Erachtens eine vorbedachte Handlung, 
welche einen beſtimmten Zweck hat. 

Der Herr Staatsanwalt nennt „Unternehmen“ eine 
Handlung, die den Anfang einer Reihe von Handlungen 
bildet, die zum Zwecke führen ſollen. Dieſe Definition 
iſt nicht richtig, weil dann die Vollendung eines Un— 
ternehmens den Begriff deſſelben aufheben würde. 

Es liegen allerdings Handlungen vor. Solche 
müſſen aber, um die Anklage wegen Hochverraths zu 
begründen, mit der Umgeſtaltung der Verfaſſung des 
preußiſchen Staates in Verbindung ſtehen. 

Herr v. Mieroslawski, deſſen Thätigkeit für die Zwecke 
der Centraliſation den Hochverrath darſtellen ſoll, hat 
aber nicht gehandelt. Er hat als Emiſſair der Cen— 
traliſation unter falſchem Namen, mit falſchem Paſſe das 
Großherzogthum Poſen beſucht, ſich über den Zuſtand der 
Provinz Kenntniß verſchafft, Pläne gezeichnet und ver— 
ſchiedenen Einwohnern Beſuche abgeſtattet. 

Als Ausländer iſt er allerdings im Allgemeinen den 
Landesgeſetzen unterworfen. Er hat aber die Landesgeſetze 
nicht verletzt. Pläne zeichnen, Reiſen iſt dem Ausländer 
nicht verboten. In ſeiner Thätigkeit liegt daher nichts 
Strafbares, und würde er, will man eine Strafe erken— 
nen, nur wegen Führung eines falſchen Namens zu be⸗ 
ſtrafen ſein. 

Die Schuldbarkeit der übrigen Angelagten iſt durch 
die des Herrn v. Mieroslawski bedingt. 

Sie ſind als Mitſchuldige vor Gericht geſtellt, nach 
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$. 73. II. 20. A. L. R. für ſämmtlich verabredete Hand⸗ 
lungen verhaftet. 

Die Staatsanwaltſchaft hat aber gegen Herrn v. Mies 
roslawski keine Handlungen und gegen keinen der An- 
geklagten den Beweis angetreten, daß die von ihm aus⸗ 
gegangenen Handlungen mit Herrn v. Mieroslawski 
verabredet waren. Ich beſcheide mich, daß nach dem 
Geſetz vom 17. Juli 1846 Ihre Aufgabe, meine Herrn! 
aber auch die Unterſuchung umfaßt, ob die von dem Herrn 
Staatsanwalt zur Sprache gebrachten Thatſachen ein an— 
deres Verbrechen als das des Hochverraths darſtellen. 

Gegen einzelne der Angeſchuldigten iſt die Theilnahme 
an einer Verbindung zur Unterſtützung der Centraliſation 
behauptet und erwieſen. Es wird ſich alſo fragen, in⸗ 
wiefern dieſe Verbindung zu den verbotenen gehöre und 
unter die Beſtimmungen der Allerhöchſten Cabinetsordres 
vom 20. October 1798 und 6. Janur 1816 falle. 

Dieſe Geſetze — ich will ſie vorleſen — lauten 
wörtlich: 

„Wir ꝛc. thun kund und fügen hiermit zu wiſſen. Die 

zahlreichen Beweiſe der Treue und Anhänglichkeit, welche 

Wir von Unſeren geliebten Unterthanen täglich erhal- 

ten, gereichen Unſerem landesväterlichen Herzen zur 

lebhaften Freude und ſtärken Uns in Unſerem unab- 
läſſigen Beſtreben, zum Wohl des Staates und Un⸗ 
ſerer Unterthanen zu wirken. 

„Die forgfältige Erhaltung dieſes fo glücklichen, wohl- 
thätigen, geſegneten Zuſtandes iſt Unſer Ziel. 

„Da nun in den gegenwärtigen Zeiten, außerhalb 

Unſerer Staaten zahlreich und in denſelben bisher nur 

einzeln, zerſtreut und ohnmaͤchtig, Verführer vorhanden 
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ſind, welche entweder ſelbſt verleitet, oder aus frevel- 
hafter Abſicht, jenes gluͤckſelige Verhältniß zu ſtören, 
zu untergraben, falſche verderbliche Grundſätze auszu⸗ 
ſtreuen, fortzupflanzen und zu verbreiten und auf dieſe 
Weiſe die öffentliche Glüͤckſeligkeit ihren eigennützigen, 
verbrecheriſchen Endzwecken aufzuopfern ſich bemühen 
und welche zu dieſen Endzwecken jedes ihnen bequem 
ſcheinende Mittel der ſogenannten geheimen Geſellſchaf⸗ 
ten und Verbindungen leicht verſuchen könnten, fo 
wollen Wir hiermit aus ländesväterlicher Geſinnung 
und ehe noch das Uebel entſtanden iſt, daſſelbe im er⸗ 
ſten Keime angreifen und vertilgen und hiermit Unſere 
geliebten Unterthanen landesväterlich vor jenen Vers 
führern warnen, welche mit der Sprache der Tugend 
im Munde, das Laſter im Herzen führen, Glückſeligkeit 
verſprechen und, ſobald fie können, unabſehliches Elen 
über die Getäuſchten verbreiten. 

„Mit dieſer Warnnng, welche gewiß bei jedem Recht⸗ 
ſchaffenen und Wohlgeſinnten Eingang findet, verbinden 
Wir aus landesvaͤterlicher Fürforge für unſere gelieb⸗ 
ten Unterthanen, eine Ergänzung der Geſetze über die— 
ſen Gegenſtand und beſtimmen hiermit die ſtrengen aber 
gerechten Strafen Derjenigen, welche auf dem Wege 
geheimer Verbindungen, Verführer zum Verderben Un⸗ 
ſerer Unterthanen zu werden trachten. 

„F. 1. In Unſerem Allgemen Landrechte haben Wir 
bereits verordnet, daß die Mitglieder aller in Unſeren 
Staaten beſtehenden Geſellſchaften verpflichtet ſind, ſich 
über den Gegenſtand und die Abſicht ihrer Zuſammen— 
kuͤnfte gegen die Obrigkeit auf Erfordern auszuweiſen 
und daß ſolche Geſellſchaften und Verbindungen nicht 
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geduldet werden ſollen, deren Zweck und Geſchäfte mit 
dem gemeinen Wohl nicht beſtehen, oder der Ruhe, 
Ordnung, Sicherheit, nachtheilig werden konnen. Jetzt 
finden Wir nötbig, genauer zu beſtimmen, welche Arten 
von Geſellſchaften und Verbindungen für unerlaubt 
erachtet werden ſollen. 
„F. 2. Wir erklären daher für unzuläſſig, und ver⸗ 
bieten hierdurch Geſellſchaften und Verbindungen 
1) deren Zweck, Haupt- oder Nebengeſchäft dahin geht, 
über gewünſchte oder zu bewirkende Veränderungen 
in der Verfaſſung oder in der Verwaltung des 
Staats oder über die Mittel, wie ſolche Verände⸗ 
rungen bewirkt werden konnen, oder über die zu 
dieſem Zweck zu ergreifenden Maßregeln, Beratb- 
ſchlagungen, in welcher Abſicht es ſei, anzuſtellen; 
2) worin unbekannten Obern, es ſei eidlich, an Eides⸗ 
ſtatt, durch Handſchlag, mündlich oder ſchriftlich, 
wie es ſei, Gehorſam verſprochen wird; 


3) worin bekannten Obern, auf irgend eine dieſer Ar⸗ 
ten, ein ſo unbedingter Gehorſam verſprochen wird, 
daß man dabei nicht ausdrücklich alles dasjenige 
ausnimmt, was ſich auf den Staat und deſſen Ver⸗ 
faſſung und Verwaltung, oder auf den vom Staate 
beſtimmten Religionszuſtand bezieht, oder was für 
die guten Sitten nachtheilige Folgen haben konnte; 


J) welche Verſchwiegenbeit in Anſehung der den Mit⸗ 
gliedern zu offenbarenden Geheimniſſe fordern, oder 
ſich angeloben laſſen; 

5) welche eine gebeim gehaltene Abſicht baben, oder 
vorgeben, oder zur Erreichung einer namhaft ges 
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machten Abſicht ſich geheim gehaltener Mittel oder 
verborgener, myſtiſcher, hieroglyphiſcher Formen be— 
dienen. 

c. ꝛc. dc 


8 d. d. 20. October 1798. 
\ Dieſe Cabinets-Orsre erging zu einer Zeit, als die 
franzoͤſiſche Revolution auch die Throne der Nach barſtaa⸗ 
ten zu erſchüttern drohte. — In den Jahren des Unglücks 
nach dem Tilſiter Frieden 1807 kam ſie in Bergeifenbeit 
und wurde erſt durch die Cabinets-Ordre vom 6 Janua 
1816 wieder in Erinnerung gebracht. En. 
Ich erlaube mir Ihnen auch dieſe vorzuleſen: 
„Wir haben den Parteigeiſt mit gerechtem Mißfallen 
bemerkt, welcher ſich bei dem Streit der Meinungen 
über die Exiſtenz geheimer Verbindungen in Unſeren 
Staaten äußert. Als das Vaterland durch Unglücks⸗ 
falle hart betroffen, in großer Gefahr war, baben Wir 
ſelbſt den ſittlich wiſſenſchaftlichen Verein genehmigt, 
welcher unter dem Namen des Tugendbundes betannt 
it, weil Wir ihn als ein Befoͤrderungsmittel des Pa- 
triotismus und derjenigen Eigenſchaften anſahen welche 
die Gemüther in Unglück erheben und ER Muth 
geben konnten, es zu überwinden. Wir Ruben g 
bald in den Uns zur Beſtätigung vorgelegten Entwür⸗ 
fen einer Verfaſſungs-Urkunde jenes Vereins ſowie in 
der damaligen politiſchen Lage des Staats Gründe ihn 
aufzuheben und den Druck aller Discuſſionen den- 
ſelben zu unterſagen. Seitdem haben dieſelbigen Serie 
läge und Geſinnungen, welche die erſte Stiftung deſſelben 
beranlaßten, nicht blos eine Anzahl der vorigen Mit— 
glieder deſſelben, ſondern die Mehrheit Unferes Volkes 
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beſeelt, woraus unter Hülfe des Höchſten die Rettung 
des Vaterlandes und die großen und jehönen Thaten 
hervorgegangen ſind, durch welche ſie bewirkt wurde, 
und jetzt, — wo der Frieden allenthalben bergeſtellt iſt 
und jeden Staatsbürger nur Ein Geiſt beleben, Jeder 
nur Einen Zweck haben muß: durch eintrachtiges pflicht⸗ 
mäßiges Beſtreben den ſich ſo herrlich bewährten Na⸗ 
tionalſinn zu bewahren und den Geſetzen gemäß zu 
leben, damit die Wohlthat des Friedens Allen geſichert 
bleibe und der Wohlſtand Aller, welcher Unſer unver⸗ 
rücktes Ziel iſt, bis zur moͤglichſten Vollkommenheit 
gebracht werde, — jetzt konnen geheime Verbindungen 
nur ſchädlich und dieſem Ziele entgegenwirken.“ 
„Wir bringen demnach 
1) die Beſtimmungen Unſeres Allgemeinen Landrechts 
Tot. II, Tit. 20, Abſchn. 4: 
$. 184. Die Mitglieder aller Geſellſchaften im 
Staat ſind verpflichtet, ſich über den Gegenſtand 
und die Abſicht ihrer Zuſammenkünfte gegen die 
Obrigkeit auszuweiſen; 
§. 185. Heimliche Verbindungen mehrerer Mit⸗ 
glieder des Staats müſſen, wenn ſie auf den Staat 
ſelbſt und deſſen Sicherheit Einfluß haben konnten, 
von den Verbundenen bei Vermeidung nachdrück⸗ 
licher Geld- oder Leibesſtrafe der Obrigkeit zur 
Prüfung und Genehmigung angezeigt werden; 
unſer bier beigefügtes Ediet vom 20. October 1798 
wegen Verhütung und Beſtrafung gebeimer Verbin⸗ 
dungen, welche der allgemeinen Sicherbeit nachtbei⸗ 
lig werden konnten, 
bierdurch in Erinnerung, und wollen, daß darüber in 
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allen Unſeren Provinzen unverbrüchlich gehalten, auch 
von Unſeren Gerichten darnach erkannt werde. 

„Bei dieſen geſetzlichen Verfügungen wird der in 
Öffentlichen Druckſchriften geführte Streit über die Exi— 
ſtenz geheimer Geſellſchaften und über ihre Zwecke unnütz, 
beunruhigt Unſere getreuen Unterthanen und nährt einen 
ſchädlichen Parteigeiſt. 

Wir wollen und verordnen alſo: 

3) daß von nun an bei namhafter Geld⸗ oder Leibes⸗ 
ſtrafe von Niemand in Unſeren Staaten etwas dar- 
über gedruckt oder verlegt werde.“ — 

Es ſetzen dieſe Cabinets-Ordres aber voraus, daß 
Verbindungen geheim beſtehen, daß unbekannten Obern 
eidlich oder an Eidesſtatt Gehorſam und Verſchwiegenheit 
verſprochen wird, und daß der Zweck dieſer Verbindungen 
Veränderung in der Verfaſſung oder Verwaltung des 
Staats oder den Mitgliedern unbekannt ſei, und jeden⸗ 
falls, daß dieſe Verbindungen im Inlande beſtehen. 

Die Centraliſation iſt, wie ich oft erwähnt, eine Fort⸗ 
ſetzung der Revolution von 1830, ſie beſteht nicht ge⸗ 
heim und — im Auslande. — Es können daher die 
Beſtimmungen der eben verleſenen Cabinets-Ordres auf 
eine Betheiligung an den Zwecken der Centraliſation, wie 
ſie die Anklage behauptet, nicht Platz greifen. 

Da diejenigen Angeklagten, die ich in dieſem Augen⸗ 
blick ſpeciell vertheidige, der Theilnabme an einer Ver— 
bindung nicht direct beſchuldigt ſind, kann ich dieſe Unter⸗ 
ſuchung einem ſpäteren Vortrage vorbehalten. 

Es liegt nun ferner noch die Frage vor, ob einzelne 
Thathandlungen, insbeſondere das Bromberger Attentat, 
unter den Rechtsbegriff von Aufruhr fallen. 


Das Cbarakteriſtiſche des Aufrubrs iſt: 

„die Erzeugung einer Gefahr für den rechtlichen 

Frieden.“ 
Er kann, ſei er auch zu offener That gekommen, nicht 
durch Wenige begangen werden. — Durch Unzufrieden⸗ 
beit vieler Mitglieder des Staats veranlaßt, iſt ſeine 
Strafbarkeit durch den Erfolg bedingt. — Seine Strafe 
iſt geringer, da ihm das Criterium der Verletzung der 
Unterthanentreue mangelt und da er auch von Auslän- 
dern erregt werden kann. ; 

Der Hochverrath bedient ſich zwar häufig des Auf- 
rubrs zur Erreichung feiner Zwecke, er ruft ihn hervor. 
Der bezeichnende Unterſchied iſt aber der, daß beim Hoch⸗ 
verrath die Staatsverfaſſung und der Regent der Gegen⸗ 
ſtand des Verbrechens iſt. Da die Staatsanwaltſchaft 
gegen die Angeklagten Tulodziecki und Jankowski 
keine Thatſachen behauptet bat, welche den Begriff des 
Aufruhrs darſtellen, wie ibn $. 167 unſeres Strafrechts 
enthält, fo kann ich dieſe Unterſuchung für jetzt über- 
gehen. 

Es fragt ſich ferner, ob die ſaͤmmtlichen Beſchuldigten 
des Landes verraths bezüchtigt werden können, die Be⸗ 
ſtimmung des F. 100 des Tel. II. Tit. 20. des A. L. R.: 

„Ein Unternehmen, wodurch der Staat gegen fremde 

Mächte in äußere Gefabr und Unſicherheit geſetzt wird, 

beißt Landesverrätherei“, 
ſetzt das Vorbandenſein eines Feindes voraus. 

Da unſer Staat nach allen Seiten von befreunde- 
ten Nachbarn umgeben, trete ich der Anſicht des Herrn 
Staatsanwalts bei, daß zur Annahme des Landesverraths 
keine Vorlagen vorhanden ſind. 
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Die Vertheidigung des Pfarrers Tulodziecki hat 
er Ihnen ſelbſt geführt. 

Er hat Ihnen geſagt, daß die Eigenſchaften als Pole 
ſein Stolz, die Erhaltung der polniſchen Sprache und Na⸗ 
tionalität ſeine heiligſte Pflicht. 

Es ſteht feſt, daß er ſich nirgend an einer Verbindung 
zur Beförderung der polniſchen Nationalität betheiligt. 

Die Erzählung von dem Vorhandenſein bundert bes 
waffneter Männer hat ſich — ich berufe mich deshalb in 
Allem auf den Inhalt der Unterſuchungs-Akten — voll⸗ 
ſtändig widerlegt. 

Die genaueſte Unterſuchung hat ergeben, daß in der 
Pfarrei des Angeklagten ſich uberhaupt nicht hundert 
Männer befinden, und hat ihm der Kirchenvorſtand das 
Zeugniß eines redlichen und ausgezeichnet thätigen, faͤhi— 
gen Seelſorgers gegeben. — 

Es muß befremden, feine große Gaſtfreiheit, nament⸗ 
lich in feiner Stellung als Geiſtlicher, unter den Momen⸗ 
ten der Verdächtigung in der Anklage angeführt zu ſehen. 

Die Gaſtlichkeit der Polen iſt durch den Zuſtand des 
Landes bedingt: ſie iſt Jedem in freudiger Erinnerung, 
der eine Zeitlang das Glück hatte, das Vertrauen polni— 
ſcher Familien zu genießen. Vertrauen gehört freilich 
hierzu! 

Daß der Angeklagte ſich einer günſtigen Meinung un⸗ 
ter ſeinen Landsleuten erfreut und daß man ihn zum 
Biſchofe auserſehen, iſt an ſich wahrhaft nicht verdach⸗ 
tigend. — Daß er ſeine Zuſtimmung zu einer ſolchen 
Erhebung gegeben, hat die Anklage nicht einmal behaup⸗ 
tet. — Alle Angaben der Mitangeklagten, welche eine 
Betheiligung des Angeklagten an einer Revolution zu 
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Wiederherſtellung des Polenreiches ahnen ließen, ſind 
widerrufen. Die Bezüchtigung des Pfarrers Lobo dzki 
hat ſich, Sie erinnern ſich deſſen, meine Herren! in eine 
ſcherzhafte Mittheilung über ein Geſpräch des Polizei— 
Directors Duncker mit einem wegen politiſcher Verdäch— 
tigung Verhafteten über den Polizei-Präſidenten v. Mi⸗ 
nutoli aufgelöſt. — 

Der Angeſchuldigte Jankowski iſt der Theilnahme 
am Hochverrath beſchuldigt; die Vernehmung der Bela— 
ſtungszeugen hat die Behauptungen der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nirgend beſtätigt, der Zeuge Leszezynski auf Be⸗ 
fragen des Präfiventen aber zugegeben, daß er von dem 
Herrn Landrath mit Erforſchung der Geſinnungen des 
Jankowski beauftragt worden ſei. 

Der Zeuge Leski hat gegen den Jankowski nichts 
Belaſtendes zu bekunden vermocht, und hat der Mitange— 
klagte Woheiechowski feine Angaben in Betreff des 
Jankowski widerrufen. 

Dagegen ſteht feſt, daß Jankowski ſich in der Diſ⸗ 
ſidentenfrage für die Intereſſen der katholiſchen Religion 
durch Schrift und Predigt betheiligt. Seine desfallſige 
Richtung iſt Sache der Anſicht und des Berufs und ges 
bört nicht vor dieſes Gericht. 

Es liegt gegen die beiden Beſchuldigten, die ich ver— 
trete, nicht ein entfernter Verſuch eines Verbrechens vor, 
und erwarte ich mit Vertrauen, daß Sie das Nicht- 
ſchuldig ausſprechen werben. 

Eines Verbrechens, meine Herren, find allerdings meh⸗ 
rere der Angeklagten ſchuldig, aber nicht eines Verbre— 
chens, über welches Sie zu richten haben. Sie haben in 
Selbſtüberſchaͤtzung ſich für berufen gehalten, die Sache 
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der polniſchen Nationalität durch unbedachte Handlungen 
zu fördern. Sie haben die Aufmerkſamkeit und das Miß⸗ 
trauen der Regierung erregt und über zahlloſe Familien 
namenloſes Unglück gebracht, dem Sie, meine Herren, 
durch ein gerechtes Urtheil ein Ziel zu ſetzen berufen 
ſind! — 


II. 

Sitzung vom 30. Auguſt. 
Vertheidigungsrede für Joſeph v. Szoldrski (Nr. 32 der 
Anklage). 

Meine Herren! 

Die Vertheidigung iſt der ſchönſte Theil unſeres Bes 
rufes — ſie iſt auch der freieſte — der Vertheidiger hat 
nur Pflichten gegen Gott, gegen den Clienten, gegen ſich 
ſelbſt. — Gegen Gott, vor dem er geſchworen, — dem 
Angeklagten zu dienen mit allen Kräften ſeines Geiſtes, 
mit der Fülle ſeines Wiſſens — gegen den Clienten, daß 
er ſich auf ſeinen Geſichtspunkt ſtelle, die Anſichten des 
Clienten zu den ſeinigen mache, und daß er Alles ſage, 
was der Client zur Vertheidigung nöthig halt; — gegen 
ſich ſelbſt — daß er nicht fremde Rechte kränke, und das 
Geſetz nicht verletze. — Ich bin weit entfernt, jedes Wort 
der Vertheidigung für ein Korn Goldes zu halten; — 
aber ſie iſt das letzte Wort des Angeklagten. — Der An⸗ 
geklagte bedarf der Beruhigung, daß Sie ihn ganz gehört 
haben! Ich kenne die Achtung, die ich der Stelle ſchul— 
vig bin, auf der ich ſtehe; — ich werde mir nie erlauben, 
unbeſcholtene Beamte ungebört der gröbſten Dienſtverge— 
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hen zu bezüchtigen, den Preußiſchen Richter des neunzehn⸗ 
ten Jahrhunderts nicht der Suggeſtion beſchuldigen, welche 
die Carolina ſchon vor dreihundert Jahren, neben der 
Folter, verbot. — 

Ich danke meinem Clienten, daß er, frei geſtändig, mir 
nicht zugemuthet hat, das oͤde Feld des Widerrufs zu 
betreten, auf dem die Vertheidigung — ich ſpreche dies 
zuverſichtlich aus — auch mit Moſis Stab keine wohl- 
thuende Quelle finden wird. — Ich habe keinen Köhler- 
glauben an die Wahrheit alles Geſchriebenen; aber auch 
keine Furcht vor der politiſchen Inquiſition des neunzehn⸗ 
ten Jahrhunderts, und das mit Recht, weil wir dem 
Staate angehören, der ſeit Friedrichs des Einzigen uns 
vergeßlicher Regierung dem Fortſchritt und der völlig 
freien Entwickelung politiſcher und religiöfer Geſinnung 
huldigt! — 

Des Schutzes dieſes Staates genießt auch der Ange— 
klagte, und bedient ſich dieſes Rechts in ſeinem Lande, 
das ſich der Polniſchen Nationalität thatſächlich und ge⸗ 
ſetzlich erfreut. 

Der Angeklagte iſt geſtändig, eidlich einer Verbindung 
Gehorſam gelobt zu haben, deren Zweck es war, durch 
Einwirkung auf die geiſtige Bildung des polniſchen Vol« 
kes, das Selbſtbewußtſein deſſelben zu fördern, und auf 
dieſe Weiſe die Wiedergeburt des Polenreiches vorzube— 
reiten. — Er hat Ihnen geſagt, daß die Wiederherſtellung 
des Vaterlandes ſein Lebensziel, daß er an eine Unſterb⸗ 
lichkeit der Seele — daß er auch an eine Wiedergeburt 
des polniſchen Reiches in ſeiner alten Größe glaubte. 

Fur die Unſterblichkeit der Seele hat er keine andere 
Bürgichaft als den Glauben — für die Selbftjtändigteit 

2 * 


eines polnischen Reiches, das Nationalbewußtſein einer 
Bevölkerung von zwanzig Millionen und die Sympathie 
der eiviliſirten Welt! 

Der Angeklagte hat Ihnen aber auch geſagt, daß er 
nur durch Hebung der geiſtigen Bildung des Volkes, 
durch Mittheilung aus der Geſchichte der glorreichen Vor— 
zeit des Polniſchen Reiches das Nationalbewußtſein zu 
beleben und die geiſtigen und materiellen Intereſſen ſeiner 
Mitbürger zu fördern bemüht, und wie er hierzu durch 
den geleiſteten Eid verpflichtet war. Er hat Ihnen ge⸗ 
ſagt (ich wiederhole die eigenen Worte ſeines Geſtänd⸗ 
niſſes), daß die Volksbildung in Polen annoch auf einer 
ſo niedrigen Stufe ſtehe, daß an eine Wiederherſtellung 
des polniſchen Staates durch die polniſche Nation 
allein nicht zu denken ſei — daß er die Erreichung die— 
ſes großen Zieles in blauer Ferne — entweder in Folge 
einer Uebereinkunft der betheiligten Mächte — oder durch 
ein unvorhergeſehenes Ereigniß der Zukunft hoffe. — Er 
hat Ihnen zugleich erklärt, daß eine unmittelbare Thätig- 
keit durch Auflehnen gegen die Staatsgewalt nicht in ſei⸗ 
ner Abſicht gelegen, daß er durch die Nachricht eines be— 
abſichtigten Aufſtandes überraſcht, und von dem Miflin- 
gen eines ſolchen Verſuchs überzeugt geweſen ſei, weil in 
dem Großherzogthum Poſen für eine Revolution gegen 
die preußiſche Regierung keine Sympathien vorhanden 
ſeien. — Dies, meine Herren! iſt der Inhalt der Geſtänd— 
niſſe des Angeklagten, wie ſie Ihrer Beurtheilung vorliegen. 

Es ſind auch feiner Denkungsweiſe nur die gefeß - 
lichen Schranken vorgezeichnet. — Und wenn der An— 
geklagte, und mit ihm jeder treue Pole, als Endpunkt 
und Krone der geiſtigen Erhebung ſeines Volkes, die 
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Wiedergeburt ſeines großen Reiches anſieht, wie es be⸗ 
ſtanden ruhmgekroͤnt, mehr denn tauſend Jahre, — ſo 
mögen wir, im Angeſichte der Heere von Rußland und 
Oeſterreich, dies für Träume halten — aber ſtrafen 
können wir deshalb nicht!! 

Der Herr Staatsanwalt hat ſich bemüht, aus dem 
bändereichen Erbe des Inquiſitionsproceſſes ein klares Bild 
der Hoffnungen, Wünſche und Beſtrebungen der polniſchen 
Nation zu gewinnen. — Er hat die Manifeſte und Er⸗ 
klärungen der Centraliſation benutzt, und auf dieſe Weiſe 
der Anklage eine ſcheinbare Begründung gegeben. Es iſt 
dieſe Begründung aber auch wirklich nur ſcheinbar! 

Das Geſetz vom ſiebenzehnten Juli 1846 enthalt über 
die Form der Anklage leider keine Beſtimmung, insbeſon⸗ 
dere iſt dem Staatsanwalte nirgend die Verpflichtung auf— 
erlegt, ſeine Anklage auf Anführung derjenigen Thathand⸗ 
lungen zu beſchränken, welche als Zuwiderhandlungen ge— 
gen das Geſetz verfolgt werden ſollen. 

Bei dem Anklageprozeſſe iſt eine ſolche Präcifton aber 
unerläßlich. Ohne ſie iſt dies Verfahren, ſowohl der An⸗ 
klage als der Vertheidigung, formlos. 

Ware die Staatsanwaltſchaft zur Begründung der 
Anklage in dieſer Art verpflichtet, jo ſtünden von den 
zweihundertvierundfuͤnfzig Angeklagten wahrſcheinlich nur 
ſehr wenige — das ſpreche ich aber zuverſichtlich aus — 
wegen Hochverrath kein Einziger vor Gericht! 

Der Herr Staatsanwalt ergänzt dieſen Mangel durch 
das Titelblatt der Anklageſchrift; dies lautet wörtlich: 

„Anklageſchrift gegen die bei dem Unternehmen auf 

Herſtellung des polniſchen Reiches vor dem Jahre 1772 

Betheiligten, wegen Hochverraths.“ 
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Alſo, meine Herren! jedes Unternehmen auf Herſtel⸗ 
lung des polniſchen Reiches iſt, gleichviel von wem 
es ausgeht und gegen wen es gerichtet, ein Hoch- 
verrath gegen Preußen!!! 

Zu welchen Ergebniſſen dieſes, von der Anklage auf— 
geſtellte Princip führt, zeigt nichts ſo ſchlagend, als die 
Anklage gegen Joſeph v. Sokolnicki. Als Bürger 
des für ewige Zeiten freien Staates Krakau, 
deſſen Gebiet, nach dem Beſchluſſe der hohen verbündeten 
Mächte, niemals unter welchem Vorwande es ſei, 
von Truppen irgend einer Macht betreten wer⸗ 
den darf, fühlte Joſeph v. Sokolnicki ſich durch die An⸗ 
weſenheit öͤſterreichiſcher Beſatzung unangenehm berührt. 
Er äußerte laut hierüber ſeine Unzufriedenheit und ver— 
ſuchte, ſeine Mitbürger zur Vertreibung der Oeſterreicher 
zu ermuntern. — Er wurde verhaftet, erlangte durch den 
Ausbruch ſeine Freiheit und floh — als die Oeſterreicher 
wieder einrückten — nach Breslau. Dort wurde er ver⸗ 
haftet und ſteht wegen Hochverraths vor Ihnen, 

Ich kann nicht beſtreiten, daß Herr v. Sokolnicki, wie 
jeder treue Pole, bereit iſt, für die Wiederherſtellung des 
polniſchen Reiches, im Augenblicke der Entſcheidung, ſich 
ſelbſt zu opfern. — Ich will zugeben, daß er die Be— 
ſetzung des freien Staates Krakau durch öſterreichiſche 
Truppen für widerrechtlich, daß er ihre Entfernung für 
eine Bürgerpflicht gehalten, daß er die lebendigſten Wün⸗ 
ſche und Hoffnungen für Polens Wiedergeburt an die 
Krakauer Bewegungen geknüpft hat. — Ich frage aber, 
meine Herren! was hat Herr v. Sokolnicki gegen den 
preußiſchen Staat und ſeine Geſetze gethan?! 

Unter den 254 Angeklagten, welche ſämmtlich weg 
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Hochverraths vor Ihnen ſtehen, befinden ſich Perſonen, 
die ſich für die Befreiung von Gefangenen, für die In⸗ 
tereſſen der katholiſchen Religion und die verſchiedenſten 
Gegenſtände intereſſirt, ihre Theilnahme auch theilweiſe 
bethätigt, von Wiederherſtellung des Polenreiches, und 
von einer Verbindung zu gewaltſamer Umwälzung der 
Verfaſſung des preußiſchen Staates aber zuerſt aus der 
Anklageſchrift etwas erfahren haben. — 

Der Herr Staatsanwalt hat ſie ſammtlich des Hoch⸗ 
verraths bezüchtigt, weil er in ihren Handlungen eine 
Theilnahme an den Beſtrebungen zur Wiederherſtellung 
des polniſchen Reiches geſehen. — Dieſer Geſichtspunkt 
iſt aber ein ganz unrichtiger, und einzig und allein eine 
Folge des Umſtandes, daß die Unterſuchung das polniſche 
Nationalbewußtſein als Verbrechen, und alle, der 
deutſchen Regierung mißliebige Erſcheinungen, als Be⸗ 
thätigung des allgemeinen Wunſches zu Beſeitigung der 
Fremdherrſchaft und zu Wiederherſtellung des Polenrei⸗ 
ches angeſehen hat. 

Was Hochverrath iſt, meine Herren! wurde während 
der Verhandlungen fo vielfach erörtert, daß ich darüber 
kurz ſein kann. 

Das Geſetz verlangt: 

1) ein Unternehmen; dann 

2) daß das Unternehmen auf eine gewaltſame Umge⸗ 

ſtaltung der Verfaſſung des Staates oder gegen das 
Leben oder die Freiheit des Staatsoberhauptes ge⸗ 
richtet ſei. 

Ein Angriff auf das Leben oder die Freiheit des Staats⸗ 
oberhauptes iſt nicht in Frage, da Niemand behaupten 
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wird, daß die Angeklagten etwas gegen das Leben oder 
die Freiheit des Staatsoberhauptes beabſichtigt haben. 

Ein Unternehmen iſt, meines Dafürhaltens, eine 
Handlung, welche einen beſtimmten Zweck hat. — Der 
Herr Staatsanwalt hat das Wort „Unternehmen“ dahin 
definirt: eine Handlung, welche den Anfangspunkt einer 
Reihe von Handlungen bildet, welche zu einem beſtimm— 
ten Zwecke führen ſollen. 

Der Unterſchied unter dieſen Definitionen iſt uner: 
heblich. — 

Der Herr Staatsanwalt muß, um Herrn v. Szoldrski 
des Hochverraths zu überführen, gegen ihn Handlun⸗ 
gen beweiſen, er muß aber auch beweiſen, daß dieſe 
Handlungen auf eine gewaltſame Umgeftaltung 
der Verfaſſung des preußiſchen Staates ge— 
richtet ſind. 

In der Anklageſchrift fehlt hierzu nicht weniger als 
Alles!! — 

Der Angeklagte v. Szoldrski neigt ſich zu demokrati⸗ 
ſchen Geſinnungen. 

Er theilt dieſe Neigung mit Millionen, — hat die 
Grundſätze des demokratiſchen Vereines, der polniſchen 
Emigration zu den ſeinigen gemacht und erwartet von 
Belebung des polniſchen National-Bewußtſeins Wieder- 
geburt des großen polniſchen Reiches. — Er hat eidlich 
Verſchwiegenheit in Betreff der Unternehmungen der Cen— 
tralifation gelobt und den National-Intereſſen feinen Bei⸗ 
ſtand zugeſagt. 

Aber, meine Herren! der Beſchuldigung des Hoch- 
verraths gegenüber ſind alle dieſe Thatſachen voͤllig 
gleichgültig. 
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Die Verfaſſung eines Staates iſt das Verhältniß der 
Regierungsgewalt zu den Regierten. — Sie iſt durch das 
Ländergebiet nicht bedingt. 

Die einzelnen Theile des Gebietes genießen der Vor⸗ 
theile einer Verfaſſung, fie werden durch ihre Mängel ge— 
drückt. Sie können, durch eine Abreißung den Vorthei— 
len einer Staatsverfaſſung entzogen, von ihrem Drucke 
befreit werden. — 

Aber die Verfaſſung des Staates bleibt darum un— 
geändert! — 

Die Verfaſſung des preußiſchen Staates beſtand bis 
zum Patente vom 3. Februar d. J. unverändert, obgleich 
das Ländergebiet durch den Tilſiter Frieden und die Wie⸗ 
ner Verträge verſchiedentlich geändert wurde. 

Das Ländergebiet mag auf die Verfaſſung eines Staa— 
tes einwirken; aber die Veränderung des Ländergebietes, 
die eine Umgeſtaltung der Staatsverfaſſung, als eine 
innere Nothwendigkeit zur Folge haben kann, 
iſt darum an ſich keine gewaltſame Umänderung der Ver⸗ 
faffung des Staates. — 

Eine Thathandlung, die vielleicht eine Umgeſtal⸗ 
tung der Verfaſſung des Staates nöthig macht, iſt kein 
Hochverrath. — 

Wenn das Polenreich wieder hergeſtellt wird, ſo ſteht 
allerdings auch eine Vereinigung des jetzigen Großherzog— 
thums Poſen mit dem urſprünglichen Reiche in Ausſicht. 

Es kann eine ſolche Vereinigung die Folge der Waf⸗ 
fengewalt oder der Uebereinkunft betheiligter Mächte ſein. 
Daß aber die Centraliſation ihre Pläne gegen den preu⸗ 
ßiſchen Staat oder gegen die Verfaſſung des preu- 
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nen, welche ſich den Zwecken der Centraliſation gewidmet, 
etwas unternommen haben, wodurch eine gewaltſame Umwäl⸗ 
zung der Verfaſſung des preußiſchen Staates 
bewirkt wird, das mußte die Staatsanwalſchaft bes 
weiſen! — 

Daß die Veränderung des Ländergebiets keine Um⸗ 
geſtaltung der Staatsverfaſſung bedingt, hat der Herr 
Staatsanwalt ſelbſt gefühlt. — Er hat deshalb bei fei- 
nem Antrage gegen Herrn v. Mieroslawski ausgeführt, 
die Verfaſſung des preußiſchen Staates konne nicht dies 
ſelbe bleiben, wenn die Provinz Poſen von dem Staats⸗ 
gebiete getrennt werde, weil die Vertretung der Provinz 
durch Provinzialſtände aufhöͤre, aus dem preußiſchen Wap⸗ 
pen der polniſche Adler ausſcheiden und die Sicherheit 
der preußiſchen Staatsgläubiger geſchmälert werden müſſe. 
— Dieſe Deduction iſt aber unrichtig, ſie kann auch von 
unſerer Regierung nicht adoptirt werden. — Der pol⸗ 
niſche Adler iſt aus dem Wappen ausgeſchieden, das 
Ländergebiet iſt ſeit Anfang unſeres Jahrhunderts vielfach 
geändert. — Die Verfaſſung unſeres Staates erfreut ſich einer 
vielſeitig anerkannten Beſtändigkeit, und würde auch durch 
Abtrennung der Provinz Poſen keine Veränderung erleiden! 

Der Angeklagte v. Szoldrski hat ſeine Umgebung für 
alle die Ideen, denen er perſönlich zugethan, für die Er⸗ 
innerungen der glorreichen Vorzeit des polniſchen Staates 
empfänglich zu machen geſucht. — Er hat offen bekannt, 
daß er durch Erziehung und Unterricht die Wiederbelebung 
des Selbſtbewußtſeins des polniſchen Volkes verſucht, und 
daß er auf dieſem Wege die Wiederherſtellung des großen 
Polenreiches allein für möglich halte. 

Meine Herren! Die Erkräftigung des Volkes durch 
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Belebung des Selbſtbewußtſeins, durch Forderung jeiner 
intellectuellen Kräfte iſt an ſich nicht ſtrafbar. — 

Hr. v. Szoldrski hat daher nichts gethan, was im 
Entfernteſten einer geſetzlichen Ahndung unterworfen 
werden könnte. — Er hat Ihnen geſagt, daß ihn die Nach⸗ 
richt des beabſichtigten Aufſtandes überraſcht, daß er Ge⸗ 
genvorſtellungen gemacht, daß es aber nicht in ſeiner 
Macht gelegen, die Pläne der Centraliſation zu ändern. 

Als Pole hat er — wir können von ihm ein Anderes 
nicht erwarten — auch zugeſagt, daß er mit ſeinen Leu⸗ 
ten kommen werde, wenn ein Aufſtand für die polniſche 
Sache ausbreche. 

Dieſe Zuſage, meine Herren, iſt aber kein Unter⸗ 
nehmen. 

Der Herr Staatsanwalt findet in der Thätigkeit des 
Herrn v. Mieroslawski, welchen er an die Spitze der An- 
klage ſtellt, und deſſen Schuldbarkeit die der ſämmtlichen 
Angeklagten bedingt, ein Unternehmen, und halt für er⸗ 
wieſen, daß dieſes Unternehmen auf eine gewaltſame Um⸗ 
wälzung des preußiſchen Staates gerichtet geweſen ſei. 

Herr v. Mieroslawski bat über ſeine Abſichten, feine 
Pläne umfaſſende Geſtändniſſe abgelegt. Ueber das, 
was er geſagt, kann nicht hin ausgegangen werden. 

Er hat Ihnen erklärt, meine Herren! daß es allerdings 
ſeine Abſicht geweſen, auch im Großherzogthum Poſen 
einen Aufſtand zu erregen, daß er ſich aber von dem glück⸗ 
lichen Zuſtande der Provinz Poſen und von der Thatſache 
überzeugt, daß in dieſer Provinz für eine Revolution keine 
Sympathien vorhanden ſeien. Er habe dies der Centra⸗ 
liſation gemeldet und ſei fein Vorſchlag genehmigt wor⸗ 
den, das Großherzogthum Poſen von der Bewegung aus— 
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zuſchließen und nur die waffenfähigen Mannſchaften von 
dort nach dem Koͤnigreiche Polen, dem eigentlichen Kriegs- 
ſchauplatze, zu führen. — 

Der Herr Staatsanwalt verlangt vom Herrn v. Mies 
roslawski den Beweis dieſer Thatſache. Aber, meine 
Herren! das braucht Herr v. Mieroslawski nicht zu be 
weiſen. Die Staatsanwaltſchaft muß den Beweis führen, 
daß Herr v. Mieroslawski etwas gegen die Verfaſſung 
des preußiſchen Staates beabſichtigt, und daß er etwas 
gegen dieſelbe unternommen hat. 

Der Herr Staatsanwalt hat geſagt, es ſei eine innere 
Wahrheit, daß Herr v. Mieroslawski das Großherzogthum 
Poſen habe abreißen wollen. — Aber, meine Herren! die 
Geſchichte der Revolution vom Jahre 1830 ſpricht ganz 
entſchieden gegen dieſe Anſicht. — 

Damals eilte die Jugend des Großherzogthums Poſen 
ihren Brüdern im Kampfe gegen Rußland zur Hülfe. 
Das Großherzogthum blieb ruhig. — Wäre die Revolu⸗ 
tion vom Jahre 1830 vom Erfolge gekrönt — vielleicht 
wäre die polniſche Krone Eine und ein neuer Schmuck 
des preußiſchen Regentenhauſes. — 

Die Abſicht der Centraliſation iſt übrigens auch nicht 
entſcheidend. — Das Geſetz verlangt eine Handlung. 
— Bis zum Augenblicke ſeiner Verhaftung hat Herr v. 
Mieroslawski nicht gehandelt. — Er hat Erkundigungen 
eingezogen, Pläne gezeichnet, Inſtructionen entworfen ze. 
— dieſen Handlungen fehlten aber alle Requiſite des Hoch- 
verraths. — 

Wenn aber der Thätigkeit des Herrn v. Mieroslawski, 
des Leiters des Unternehmens, alle Requiſite zur Straf— 
barkeit fehlten, dann, meine Herren! koͤnnen ſie bei kei— 
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nem der Mitbeſchuldigten und ſomit auch bei Herrn 
v. Szoldrski nicht vorhanden fein. — Das Geſetz vom 17. 
Juli 1846 beſchränkt die richterliche Entſcheidung nichn 
auf die Anträge des Staatsanwaltes. — Es iſt daher 
meine Pflicht zu unterſuchen, ob ein anderes und welches 
Verbrechen in den Handlungen meines Clienten gefunden 
werden kann. 

Es kommt zunächſt zur Frage, inwiefern die Pläne 
der Centraliſation und die Betheiligung an denſelben als 
Landesverrath angeſehen werden können. F. 100 Th. 
II. Tit. 20. des allgemeinen Landrechts nennt den Landes⸗ 
verrath ein Unternehmen, durch welches der Staat gegen 
fremde Mächte in äußere Gefahr und Unſicherheit geſetzt 
wird. — 

Es iſt der Landesverrath, je nach ſeiner größeren Ge⸗ 
fährlichkeit, in drei Klaſſen getheilt, ſetzt aber das Vor⸗ 
handenſein von Feinden des Staates oder einer fremden 
Macht voraus, zu deren Begünſtigung Handlungen vor⸗ 
genommen werden. — Es fehlt in der vorliegenden Unter- 
ſuchungsſache an dieſem Requiſite vollſtändig, weil die 
Eriſtenz eines äußern Feindes, zu deſſen Begünſtigung 
die Angeklagten gehandelt haben ſollen, nicht einmal von 
der Staatsanwaltſchaft behauptet worden iſt. — 

Aus demſelben Grunde kann ich mich auch mit der 
vor dieſer Stelle geäußerten Anſicht nicht einverſtanden 
erklären, daß die Strafbeſtimmung des F. 119. Th. II. 
Tit. 20. des allgemeinen Landrechts Anwendung finden 
könne. 


Es lautet dieſe Beſtimmung woͤrtlich: 
„Wer ſich wiſſentlich in Verbindungen einläßt, wodurch 
der Staat auf irgend eine Art in äußere Unſicherheit 
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oder gefährliche Verwickelungen gerathen könnte, ſoll, 
wenn er auch einer böſen Abſicht nicht überführt und 
dem Staate kein Schade geſchehen iſt, mit Gefängniß 
oder Feſtungsſtrafe auf Sechs Monat bis zwei Jahre 
belegt werden.“ 

Sie iſt, als Vorbeugungsmittel gegen das Verbrechen 
des Landesverraths angedeutet, und erfordert daher gleich⸗ 
falls das Vorhandenſein eines äußern Feindes. — Herr 
v. Szoldrski bat nicht beabſichtigt, den preußiſchen Staat 
gegen fremde Mächte in Gefahr zu ſetzen, iſt auch einem 
Fremden nirgend in Ausführung ſeiner Pläne behülf⸗ 
lich oder unſerer Heeresmacht in Abwendung äußerer 
Gefahr hinderlich geweſen. 

Durch die von Herrn v. Szoldrski beabſichtigte Er⸗ 
haltung des Nationalbewußtſeins wäre der Staat niemals 
in äußere Unſicherheit gebracht worden. Es treffen daher 
die für Landesverrätherei gegebenen Strafbeſtimmungen 
weder gegen Herrn v. Szoldrski noch gegen einen der 
übrigen Angeklagten zu. 

Eine weitere Frage iſt es, inwiefern der Beitritt des 
Herrn v. Szoldrski zu den Grundſätzen des demokratiſchen 
Vereins und das eidliche Gelöbniß der zu Förderung der 
Zwecke der Centraliſation unter das Ediet vom 20. Octo⸗ 
ber 1798 und die Allerhöchfte Cabinets-Ordre vom 6. 
Januar 1816 fällt. — Auch dieſe Frage muß ich ver- 
neinen. — 

Die Tendenz der Eentraliſation iſt eine univerſelle. 
Die Centraliſation beſteht nicht geheim und nicht in— 
nerhalb der Grenzen des preußiſchen Staats. Sie iſt 
die offene Fortſetzung der polniſchen Revolution vom 
Jahre 1830. Sie verlangt Wiederherſtellung des Polen— 
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reichs innerhalb der Grenzen vor dem Jahre 1772 — als 
ein Recht. 

Daß Herr von Szoldrski ſeine Hülfe zugeſagt, ſobald 
der Augenblick der Schilderhebung für die polniſche Na⸗ 
tionalſache gekommen ſei, das, meine Herren! finde ich 
natürlich — wir können von der Vaterlandsliebe und 
dem Heldenmuthe des Polen — nichts anderes er— 
warten. 

Aber, meine Herren! Verſtändigungen und Wünſche 
für Polens Wiedergeburt fallen nicht unter die Beſtim⸗ 
mungen des Ediets vom Jahre 1798. 

Dieſes Edict entſtand zu einer Zeit, als die franzöſiſche 
Revolution alle Throne der Erde erſchütterte. — Die Re⸗ 
gierenden ſchrieben dieſe Weltbewegung den geheimen Ver⸗ 
bindungen zu. Deshalb wollte das erwähnte Edict die 
Bewohner des preußiſchen Staates vor geheimen Verbin⸗ 
dungen hüten, und durch harte Strafen abmahnen. — 
Im Eingange des erwähnten Geſetzes, das ich unlängſt 
vollſt ändig verleſen, ſpricht der Geſetzgeber ſeine Zu⸗ 
friedenheit über die zahlreichen Beweiſe der Treue und 
Anhänglichkeit aus, welche ihm täglich von ſeinen gelieb⸗ 
ten Unterthanen zu Theil werden, und verbietet, behufs 
Erhaltung dieſes ſo glücklichen, wohlthätigen und geſeg⸗ 
neten Zuſtandes 

1) Geſellſchaften und Verbindungen, deren Zweck, 
Haupt⸗ oder Nebengeſchäſt dahin geht, über gewünſchte 
oder zu bewirkende Veränderungen in der Verfaſſung oder 
in der Verwaltung des Staats, oder über die Mittel, wie 
ſolche Veränderungen bewirkt werden können, oder über 
die zu dieſem Zweck zu ergreifenden Maßregeln Berath⸗ 
ſchlagungen, in welcher Abſicht es ſei, zu halten. 
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2) worin unbekannten Oberen Gehorſam verſprochen 
wird ꝛc. 

Herr v. Szoldrski hat den Zwecken der Centraliſation 
eidlich Gehorſam zugeſagt. Es iſt nicht behauptet, daß 
innerhalb der Grenzen des preußiſchen Staats Verſamm⸗ 
lungen der Verbündeten und Berathſchlagungen ſtatt⸗ 
gefunden haben. 

Die Centraliſation hat ſich darauf beſchränkt, ſich der 
Sympathie der Einwohner des Großherzogthums Poſen 
für die Nationalſache zu verſichern. Eine Vergewiſſerung, 
deren es wahrhaft nicht erſt bedurfte! 

Daß die Beſtimmung des Edicts vom 20. October 1798 
auf nationale Erhebungen und Beſtrebungen keine An⸗ 
wendung finden kann, geht übrigens auch aus der Aller⸗ 
böchiten Cabinetsordre vom 6. Januar 1816 hervor. 

Es handelt dieſe Cabinetsordre vom Tugendbunde, 
und erkennt der Geſetzgeber an, daß die Grundſatze und 
Geſinnungen des Tugendbundes, welcher ſich nicht der 
Billigung des Geſetzes erfreut, die Maſſe der 
Nation ergriffen, und mit Hülfe des Allerhöchſten die 
Rettung des Vaterlandes und die ſchönen und großen 
Thaten herbeigeführt, aus welchen ſolche hervorgegangen. 

Aus dieſer Allerhöchſten Cabinetsordre geht unzwei⸗ 
deutig hervor, daß nationale Erhebungen, wenn auch nicht 
vom Geſetze geſchützt, doch jedenfalls nicht aus dem Ge- 
ſichtspunkte verbotener Verbindungen beurtheilt werden 
konnen, und rufe ich dieſe Allerhoͤchſte Cabinetsordre — 
da ſie patriotiſcher und nationaler Erhebungen lobend 
gedenkt — an, um daraus für ſämmtliche Angeklagte, 
inſofern ſie ſich an den Beſtrebungen der Centraliſation 
betheiligt, Strafloſigkeit herzuleiten. — 
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Dagegen ſcheint mir auf die Beſtrebungen zur Na- 
tionalerhebung aller zum polniſchen Reiche gehörig ges 
weſenen Länder in Bezug auf die beſtehenden Regierungen 
der verſchiedenen Länder unſtreitig der Rechtsbegriff des 


Aufruhrs anwendbar. — Der Aufruhr iſt Störung des 
rechtlichen Friedens innerhalb des Staatsgebietes. — Er 


wird öffentlich und nicht von Wenigen verübt. — 
Die vielbeſtrittene Frage über die Rechtmäßigkeit des 
Aufruhrs gehört nicht hierher. — Der Staat ſtraft den 
Aufruhr, wenn er ihn bewältigt. — Die Strafe iſt ges 
ringer als die des Hochverrathes, weil dem Verbrechen 
das Criterium der Verletzung der Unterthanentreue man⸗ 
gelt, und weil Aufruhr auch von Ausländern begangen 
werden kann. 
Der F. 167 des Allgemeinen Landrechts Th. II. Tit. 20. 
enthält eine enge Definition des Aufruhrs, verlangt im 
Allgemeinen aber Vereinigung und offene That Vieler, 
um von der Obrigkeit etwas zu erzwingen. — 
Daß die Centraliſation und Diejenigen, die ſich ihren 
Zwecken gewidmet, bebufs Wiederherſtellung des Polen⸗ 
reichs offene That beabſichtigt, darüber dürfte, nach den 
Geſtändniſſen des Herrn v. Mieroslawski, kein Zweifel 
obwalten. — Da Herr v. Mieroslawski an der Spitze 
des Unternehmens ſteht, ſo ſind die Beſchuldigten nach 
8.73 Th. II. Tit. 20. ſtrafbar. — Dieſer §. lautet wörtlich: 
„Wenn ſich mehrere zu einem gemeinſchaftlich auszu⸗ 
führenden Verbrechen verbunden haben, ſo muß jeder 
von ihnen für ſämmtliche verabredete Handlungen haf⸗ 
ten, wenn er auch nur zu einer behülflich geweſen iſt.“ 
Daß Herr v. Mieroslawski das Großherzogthum Po⸗ 
ſen hat inſurgiren wollen, hat die Staatsanwaltſchaft 
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behauptet — einen Beweis hat jie aber nicht geführt. 
— Daß Herr v. Mieroslawski aber zum Zwecke der In⸗ 
ſurgirung gehandelt hat, das kann die Staats- 
| anwaltſchaft nicht beweiſen! — 
N Nach F. 73. find aber die Mitbeſchuldigten nur für 
verabredete Handlungen verantwortlich; — die Ver⸗ 
abredung ſelbſt iſt als ſolche nicht ſtrafbar. Bis zur 
Verhaftung des Herrn v. Mieroslawski iſt keine ſeiner 
Handlungen als eine feindſelige gegen den preußiſchen 
Staat erkennbar geworden. — Wenn aber Herr v. Mie⸗ 
roslawski nicht gehandelt hat, dann können ſeine Mit⸗ 
ſchuldigen nicht dafür verantwortlich ſein, daß ſie Hand⸗ 
lungen mit ihm verabredet haben, welche nicht ins 
0 Leben getreten ſind. — 
Die Regierung bat — wir find ihr dafür zum Danke 
. verpflichtet — die Schritte des Herrn v. Mieroslawski 
beobachtet, ſie iſt ihm auf dem Fuße gefolgt, und hat 
L ihn verhaftet, als er etwas unternehmen wollte. 
Es lagen daher zur Verwirklichung der Pläne behufs 
C Wiederherſtellung des polniſchen Reiches keine Handlun⸗ 
wi lungen, ſondern nur entfernte Anſtalten vor. 
Der F. 42. Th. II. Tit. 20. beſtimmt hierüber: 
F. „Hat ein Zufall ſchon die vorläufigen Anſtalten 
zu der ſtrafbaren Handlung unterbrochen, ſo wird die 
böfe Abſicht nach Verhältniß des Fortſchritts zur wirk⸗ 
lichen Vollziehung geahndet.“ 
Angenommen, Herr v. Mieroslawski habe wirklich 
etwas gegen den preußiſchen Staat beabſichtigt, ſo wird 
N man mir zugeben müſſen, daß bis zu ſeiner Verhaftung 
eine ſolche Abſicht in ſeinen Handlungen nicht erkenn- 
N bar geworden iſt. — Sie, meine Herren, können, 


43 


auch wenn es ſich um das Verbrechen des Aufruhrs han— 
delt, die Strafbarkeit nur nach den erkennbar geworde⸗ 
nen Handlungen abmeſſen. — Die Größe der Gefahr iſt 
für Ihre Beurtheilung nicht maßgebend. — Mag der 
Zweck der Beſtrebungen des Jahres 1846 für die polni- 
ſchen Lande verderblich, den Einrichtungen des preußi— 
ſchen Staates gefährlich erſcheinen, für Sie ſind ſie nur 
in ihren Folgen erkennbar! Der Herr Staatsanwalt hat 
geſtern ſelbſt zugegeben, daß die einzelnen Thathandlun⸗ 
gen kaum erkennbar, daß ſie vor dem Strafgeſetze nichts 
ſeien. 

Er hat aber ausgeführt, daß Sie die Totalität ins 
Auge zu faſſen und hiernach Ihr Ermeſſen zu bilden haͤt⸗ 
ten. — Nun, meine Herren, dieſen Ausſpruch des Herrn 
Staatsanwalts begrüßen ſämmtliche Angeklagte mit Freu⸗ 
den — die Totalität von Nichts iſt Nichts — und er⸗ 
warten, auf dieſen Ausſpruch geſtützt, Herr v. Szoldrski, 
und mit ihm die ſämmtlichen Angeklagten, mit Zuver- 
ſicht ihre Freiſprechung! — 


. 
Sitzung vom 14. September. 


Vertheidigungsrede für Franz Antoniewicz (Nr. 60 der 
Anklage). 
Meine Herren! 

Unlängſt habe ich über die Mängel der Anklage ge— 
ſprochen und geſagt: es feble ihr nicht weniger als Al— 
les. Der heutige Vortrag legt mir die Verpflichtung auf, 
dies zu beweiſen. 


— 


— — 


* 
“ 
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Eine Anklage muß dem Angeklagten und dem Rice 
ter zunächſt offen legen: worin die Beſchuldigung beſteht, 
und welche Beſtrafung in Antrag gebracht wird. — Ich 
habe die Anklage, wie ſie uns vorliegt, durchgeleſen — 
ich habe nirgend eine beſtimmte Aufſtellung derjenigen 
Thathandlungen gefunden, welche als hochverrätheriſche 
Unternehmungen bezeichnet und zu Herſtellung dieſes Be— 
griffs juriſtiſch geeignet ſind. 

Die Anklage enthalt ſehr Vieles — von dem, was 
nöthig iſt, aber Nichts. 

Bei thatſächlichen Erwähnungen mangelt ihr jede Praͤ⸗ 
ciſton. — Sie iſt ein ziemlich vollſtändiger Akten⸗Extract, 
mit mehr oder minder glücklichen Schlußfolgen und An⸗ 
ſichten, die von den Angeklagten und der Vertheidigung 
jo wenig als von dem Richter getheilt werden können. — 

Dagegen fehlen ihr im Allgemeinen: 

1) der Thatbeſtand desjenigen Unternehmens, das als 

hochverrätheriſch bezeichnet wird; 

2) bei jedem einzelnen Angeklagten die Aufzählung 
derjenigen Thathandlungen, deren er bezüchtigt wird, 
und die Angabe der Beweismittel, ſowie die Be⸗ 
zeichnung der zur Anwendung kommenden geſetzli⸗ 
chen Beſtimmungen. — 

Dieſe Form der Anklage iſt es aber vornehmlich, 
welche Sie, meine Herren! Monate lang an den Sitzungs⸗ 
tiſch feſſelt, und Sie der Mühe endloſer Vernehmungen 
unterwirft, ohne daß zum Zwecke der Ueberführung der 
Angeklagten irgend ein Reſultat gewonnen wird. 

Die Unterſuchung iſt eine politiſche, welche der Herr 
Staatsanwalt vom Inquiſitionsprozeſſe geerbt hat. — 

Der Vorwurf trifft daher nicht eigentlich ihn. — Der 
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Herr Staatsanwalt hat bei feinem erſten Vortrage ge— 
fagt: „es handle ſich um eine Verſchwoͤrung, um eine 
Schlange, die im Dunkeln ſchleiche.“ 

Aber, meine Herren, es handelt ſich um eine ger 
waltig offene Sache, — um das Beſtreben der pol⸗ 
niſchen Nation, die Fremdherrſchaft zu beſeitigen und ib— 
rem Vaterlande Unabhängigkeit zu erſtreiten. — Darüber 
ſind die Angeklagten und der Herr Staatsanwalt einig. 
— Nur darin können ſie nicht einig ſein, ob dieſes Be— 
ſtreben überhaupt ein Verbrechen, und unter welches 
Strafgeſetz ſolches zu bringen iſt. — 

Das Titelblatt der Anklage enthält (was bei keinem 
einzigen der 254 Angeklagten weiter erwähnt wird) die 
Beſchuldigung wegen deren die Anklage erhoben iſt. — 
Es lautet wörtlich: 

Anklageſchrift gegen die, bei dem Unternehmen zur 
Wiederherſtellung eines polniſchen Staates in den Gren— 
zen deſſelben vor dem Jahre 1772 Betheiligten wegen 
Hoch verraths. — 

Der Staatsanwalt ſetzt auf dieſem Titelblatt ohne 
Weiteres voraus, daß ein Unternehmen zur Wieder 
berſtellung des polniſchen Staates vorliege, und daß je— 
der der 254 Angeklagten ſich an ſolchem betheiligt 
habe. — 

Wenn der Herr Staatsanwalt die Wünſche zur Be— 
ſeitigung der Fremdherrſchaft und jede Aeußerung, welche 
die Unabhängigkeit des polniſchen Reiches und die Wie⸗ 
derherſtellung deſſelben in den Grenzen vor dem Jahre 
1772 betrifft, ein Unternehmen nennt, dann, meine 
Herren! wird keiner der Angeklagten die Betheiligung 
ablehnen. — Aber, der Staatsanwalt muß zunächſt be— 


weiſen, daß ein Unternehmen vorliegt und daß jeder 
der 254 Angeklagten ſich betheiligt hat. — 

Er muß auch jedem einzelnen Angeklagten diejenigen 
Thathandlungen nachweiſen, welche ſeine Betheiligung 
darthun, und insbeſondere — die Strafbarkeit, nach 
Maßgabe der Betheiligung entwickeln. — Aber das thut 
der Herr Staatsanwalt nicht. Er nennt ohne Weiteres 
jedes Unternehmen zur Wiederherſtellung eines polniſchen 
Staates ein hochverrätheriſches. — Dieſe fortwährend 
aufgeſtellte Anſicht hat der Herr Staatsanwalt einmal zu 
rechtfertigen verſucht. — Er hat geſagt: der preußiſche 
Staat habe Provinzen, welche früher zu dem polniſchen 
Reiche gehörten. Würde das Polenreich wieder herge— 
ſtellt, ſo verliere der preußiſche Staat dieſe Provinzen. 
Eine nothwendige Folge davon ſei, daß der polniſche Adler 
aus dem preußiſchen Wappen ausſcheiden, die Vertretung 
der Provinz Poſen durch Provinzialſtände aufhören, auch 
die Sicherheit der Staatsgläubiger durch den Verluſt der 
Domainen in dem Großherzogthum Poſen geſchmälert 
werden müſſe. — Es ſei alſo klar, daß die Abreißung 
der Provinz Poſen die Staatsverfaſſung ändern müſſe, 
und daß daher alle diejenigen Individuen, welche ſich bei 
einem Unternehmen betheiligt, welches die Abreißung der 
Provinz Poſen von dem preußiſchen Staate zur Folge 
babe, unter die Strafbeſtimmungen des F. 92. Th. II. 
Tit. 20. des Allg. Landrechts fallen. — 

Meine Herren, wenn dieſe Anſicht ſchlüſſig wäre, 
dann würde bei einem Unternehmen, deſſen Exiſtenz der 
Staatsanwalt behauptet, der Thatbeſtand des Hoch— 
verraths an ſich vorliegen. — Aber dieſe Anſicht iſt ganz 
falſch. — Die Verfaſſung eines Staates iſt nichts An⸗ 
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deres, als das Verhältniß der Regierungsgewalt zu den 
Regierten. — Das Großherzogthum Poſen erfreut ſich, 
in Folge ſeiner Verbindung mit unſerem Staate, der 
Vorzüge unſerer Staatsverfaſſung — durch eine Abreis 
fung wird es derſelben verluſtig werden. — Die Vers 
faſſung unſeres Staates bleibt aber, wie im Jahre 1807 
und 1815, bei Veränderung des Ländergebietes unge— 
ändert. — 

Der Staatsanwalt iſt daher ſchon beim Titelblatte 
beweisfällig, weil ihm jeder Beweis dafür abgeht, daß 
ein Unternehmen zur Herſtellung Polens ein 
Hochverrath ſei. Ich behaupte nicht, daß man in 
Poſen keinen Hochverrath begehen kann, — aber jedes 
Unternehmen in Bezug auf dieſen Landestheil iſt nicht 
Hochverrath. 

Das Titelblatt habe ich beſeitigt, und folge der An- 
klage weiter. 

Es beißt auf der erſten Seite: „Schon gegen Ende 
des Jahres 1845 erlangten die Behörden des Großher⸗ 
zogthums Poſen Kenntniß von politiſchen Umtrieben ge⸗ 
gen die Königliche Regierung x. Bald trat es deutli⸗ 
cher hervor, daß dieſe Umtriebe die Verfaſſung des Lan- 
des, ſowie insbeſondere auch das Leben der deutſchen 
Bevölkerung bedrohten.“ — Meine Herren, die Verfaſ— 
ſung der Provinz Poſen iſt nicht identiſch mit der 
Verfaſſung des preußiſchen Staates; die Gefah⸗ 
ren für das Leben der deutſchen Unterthanen ſind bei 
einer Anklage wegen Hochverraths gleichgültig. — 

Was dieſe Bemerkung aber ſoll, ſehen wir ſpäter. — 

Der Herr Staatsanwalt nimmt dann die Schriften 
der Emigration zur Hand und erzählt uns, daß nach Bes 
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wältigung der Warſchauer Revolution eine große Anzahl 
Polen ihr Vaterland verlaſſen, in Frankreich gaſtliche 
Aufnahme gefunden und dort einen beſonderen Körper, 
eine polniſche Emigration“ gebildet haben. — Es folgt 
eine ziemlich genaue Darſtellung der Meinungsverſchie⸗ 
denbeiten unter den Häuptern der Ausgewanderten und 
der Kämpfe der ariſtokratiſchen und demokratiſchen Partei. — 

Es wird des Fürſten Czartoryski, des Profeſſors Le⸗ 
lewel und Oſtrowski's gedacht. — Das iſt alles ſehr gut, 
ſehr gründlich! — Der Herr Staatsanwalt hat die re⸗ 
volutionaire Literatur mit Fleiß ſtudirt, und die Leſe⸗ 
früchte der Anklage vorausgeſchickt. — Zur Anklage, 
meine Herren, gehören aber die Darſtellungen aus der 
Literatur der Emigration nicht; es liegt nichts dafür 
vor, daß dieſe Literatur mit dem Großherzogthum Poſen 
in Verbindung ſteht. 

Im Intereſſe aller Angeklagten muß ich daher auf 
das Entſchiedenſte dagegen proteſtiren, daß die Beſtre⸗ 
bungen der Emigration und die Thätigkeit des de⸗ 
mokratiſchen Vereins Gegenſtand Ihrer Berathun⸗ 
gen und Erwägungen werden können. — 

Wir erfahren aus der Anklage, daß der demokratiſche 
Verein, auf die Grundſatze der Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit geſtützt, die Wiederherſtellung des Polen⸗ 
reichs erſtrebt, daß zur Verwirklichung eine allgemeine 
Erhebung beſchloſſen, und daß von ſolcher auch das Groß⸗ 
berzogthum Poſen bedroht geweſen ſei. — 

Nebenher wird erzählt, daß eine Ermordung ſämmt⸗ 
licher Deutſchen, eine ſicilianiſche Vesper, beſchloſſen ges 
weſen ſei. — 

Meine Herren, dieſe Bezüchtigung iſt mir unbegreif⸗ 
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lich. — Ich kenne das Großherzogthum Poſen. Es gieb, 
dort Städte — ich nenne Schneidemühl, Bromberg, Me— 
ſeritz, Birnbaum, Liſſa — in welchen faſt ausſchließlich 
Deutſche wohnen. Wie wäre da eine ſieilianiſche Vesper 
möglich! 

Der Herr Staatsanwalt hat ſo oft geſagt, die An— 
klage iſt Eine. Gut denn! — Wenn die Anklage Ein— 
iſt — dann darf ſie ſich nicht widerſprechen! — 

Die Behauptung der ſieilianiſchen Vesper iſt aber 
(Blatt 371 der Anklageſchrift) widerlegt. — Herr von 
Kierski ſoll zur Ueberrumpelung von Poſen den Befehl 
erhalten haben: „man ſolle ſich der Perſonen der höheren 
Militair- und Civil-Beamten bemächtigen. — Wer 
aber plündere, oder Wehrloſe verletze, der ſoll mit 
dem Tode beſtraft werden.“ 

Meine Herren, das iſt alſo die ſieilianiſche Vesper, 
die aus der Anklageſchrift des Herrn Staatsanwalts in 
alle Blätter des In- und Auslandes übergegangen, die 
eine Mißſtimmung gegen die Denkungsweiſe der Polen 
erregt, und einen Makel auf ihren ehrenvollen Namen 
geworfen hat. — 

Ein für allemal mag die ſicilianiſche Vesper vorüber- 
gehen. — 

Die Geſchichte der Warſchauer Revolution vom Jahre 
1830 und der vom Jahre 1846 in Krakau haben ſie ja 
an ſich widerlegt. — Es liegt auch dieſer Vorwurf in 
dem politiſchen Charakter der Unterſuchung, der überhaupt 
die unglücklichſten Ergebniſſe herbeigeführt hat. — Die 
Unterſuchung hat die Geſinnungen der Einwohner des 
Großherzogthums Poſen zunächſt zu dem Gegenſtande 
ihrer Forſchungen gemacht. — Man hat Leute verhaftet, 
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die nur Sympathie für ihr Vaterland gezeigt, und es iſt 
dieſe Thatſache ſogar als Belaſtungs-Moment in die 
klage übergegangen. . 

Meine Herren, für die Angeklagten iſt dies keine 
Verdächtigung; — dagegen wirft es den Schatten auf 
unſere Regierung, als ſei ſie im Stande, dem Polen die 
ihm feierlich zugeſicherte Nationalität als Verbrechen an- 
zurechnen! — 

Die Anklage iſt aber auch äußerlich formlos. 

Der Herr Staatsanwalt führt bei den einzelnen An⸗ 
geklagten eine Menge ganz unerheblicher Thatſachen an, 
welche die Angeklagten ruhig einräumen könnten, ohne 
ſich irgend einer Strafe auszuſetzen. — Die Angeklagten 
ſind nicht Juriſten, und m üſſen dieſe Thatſachen für 
Belaſtungs⸗Momente halten, weil ſie von dem Herrn 
Staatsanwalte aufgeführt und von ihm in dem Vor⸗ 
wort der Nachweis der Schuldbarkeit eines jeden Ein⸗ 
zelnen im fpeciellen Theile der Anklage ver⸗ 
ſprochen iſt. — Sie halten alſo für nöthig, die von 
dem Herrn Staatsanwalt angeführten Thatſachen zu leug⸗ 
nen, und laden, da der Sympathie für ihr Vaterland in 
der Anklage als verdächtigend erwähnt iſt, den Vor⸗ 
wurf auf ſich, als ob ſie im Stande wären, ihre Natio⸗ 
nalität zu verleugnen. — Ja! es iſt ſelbſt zweimal von 
dieſer Stelle aus als Vertheidigungsmittel geltend ge— 
macht worden: — „der Angeklagte ſei ein ſchlechter Pole 
und ein Freund der Deutſchen“ — eine Vertheidigung, 
die beider Nationen gleich unwerth iſt. — 

Die Polen ſind nicht Feinde der Deutſchen — ſie 
wollen ſie nur nicht gern in ihrem Lande baben und das 


kann man ihnen nicht übel deuten. — Das neunzehnte 
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Jahrhundert kennt den Haß der Nationen nicht 
mehr, erkennt dagegen die Rechte derſelben an. - 
Um gerecht zu ſein, meine Herren! müſſen wir zu⸗ 
nächſt wahr ſein. — Der Herr Staatsanwalt iſt dies 
auch. — Er ſagt im Eingange der Anklage, die Emigra— 
tion habe ſich die Herſtellung des Polenreichs als Zweck 
vorgezeichnet; — er nannte dies bei ſeinem erſten Vor⸗ 
trage eine innere Wahrheit. — 

Nein, meine Herren, es iſt mehr als das: es iſt 
auch eine äußere Wahrheit, feierlich bezeugt durch die 
lauten Wünſche und Anſtrengungen einer nationalbe⸗ 
wußten Bevölkerung von zwanzig Millionen. — Es iſt 
der nämliche Geiſt, der Deutſchlands Jugend während 
der Jahre 1813 bis 1815 begeiſtert, der die Regierungen 
überraſcht, der ihnen Hülfe geſchafft, als ſie nach den 
Tagen von Jena und Auſterlitz mit Recht alles Ver- 
trauen zu ihren eigenen Mitteln verloren hatten. — Es 
iſt die Sehnſucht nach dem Einen freien Vaterlande, 
der Geiſt, deſſen Se. Majeſtät in der Allerhöchiten Ca⸗ 
binets-Ordre vom 6. Januar 1816 ſo erhebend als den⸗ 
jenigen ſchildert, der, obgleich vom Geſetze nicht ge— 
billigt, die Maſſe der Nation ergriffen und zu Tha⸗ 
ten begeiſtert, welche die Rettung des Vaterlandes her— 
beigeführt haben! — 

Wollen wir die glühende Vaterlandsliebe und die 
beiße Sehnſucht der Polen nach Befreiung ihres Vater⸗ 
landes ſtrafen, wir müſſen vor uns ſelbſt, vor unſerer 
Vergangenheit, vor dem Andenken an die Helden von 
Leipzig und Waterloo erröͤthen! ... 

Der Präſident. Ich muß Sie erſuchen, von die— 
ſem Felde abzugehen. — 
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Herr Deycks: 

Das Polenreich iſt erdrückt. Dem Polen iſt Gebor⸗ 
ſam gegen die Fremdherrſchaft, Nothwendigkeit, zur Treue 
bat er weder Veranlaſſung, noch Beruf. — Die Beſtre⸗ 
bungen zur Erhaltung der Nationalität ſind Pflicht der 
Selbſterhaltung. — 

Unſerem Regentenhauſe können die Polen treu ſein, 
weil Se. Majeftät unſer Hoͤchſtſeliger König in dem Pa⸗ 
tente vom 15. Mai 1815 ihnen bei der Beſitznahme des 
Großherzogthums Poſen ihre Nationalität feierlich zuge⸗ 
ſichert, weil er ihnen nicht zugemuthet hat, ſich 
ſelbſt und dem Andenken an ihre glorreiche Vor- 
zeit untreu zu werden. — 

Wenn die Centraliſation die Verträge vom Jahre 
1772, 1792 und 1815 aufruft, ſo iſt ſie in ihrem Rechte. — 
Ihre Erklärungen ſind feindlich gegen alle Mächte, die 
ehemals polniſche Landestheile beherrſchen, und ſich auf 
die erwähnten Verträge ſtützen. — 

Die Hinneigung zu ihren Anſichten und Grund⸗ 
ſätzen iſt auch in unſerem Lande kein Verbrechen. — 

Es iſt nicht Sache der Regierung, mit Principien zu 
kämpfen. — 

Ich danke dem Herrn Präſidenten für die Bemerkung, 
daß politiſche Betrachtungen nicht hierher gehören. — 

Sie iſt mir eine Bürgſchaft dafür, daß Sie, meine 
Herren, den allgemeinen Theil der Anklage nicht zum 

Gegenſtande Ihrer Erwägungen machen, daß Sie auch 
die Anklage von dem politiſchen Felde verweiſen, und des 
Schmuckes entkleidet, den ſie aus der revolutionairen Li⸗ 
teratur des Auslandes und den Beſtrebungen der Emi- 
gration entnommen, auf diejenigen Schranken zurück⸗ 
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führen werden, die ihr durch die Thätigkeit der einzelnen 
Angeklagten gezogen ſind, mit Einem Worte, daß Sie 
dem Herrn Staatsanwalt die Zurückweiſung auf den all⸗ 
gemeinen Theil der Anklage nicht geſtatten werden, was 
das ceterum censeo der Vertheidigung iſt. — 

Dieſe Beurtheilung der Anklage war der nothwendige 
Eingang zu der mir heut obliegenden Vertheidigung. — 

Der Herr Staatsanwalt beſchuldigt vier Studierende 
der Breslauer Univerfität, fie hätten das alte Polenreich 
vom Jahre 1772 wiederherſtellen wollen. — Um dieſe 
Beſchuldigung zu begründen, erzählt uns die Anklage: 
Nach Herrn v. Guttry's Angabe ſei es Zweck der Ver⸗ 
ſchworenen geweſen, auch in Oberſchleſien Unruhen her⸗ 
vorzurufen, um die preußiſchen Truppen zu beſchaftigen, 
und fie von dem Einmarſch in's Krakauiſche Gebiet ab- 
zuhalten. — Meine Herren! Wenn das wahr wäre, was 
würde dem Strafrichter vorliegen? Die Abſicht der Er⸗ 
regung eines Aufruhrs. — Aber zu welchem Ende? Um 
die preußiſchen Truppen abzuhalten, den Oeſterreichern 
in Krakau zu Hülfe zu eilen. — Dann haben die angeb⸗ 
lich beabſichtigten Unruhen keine Beziehung auf die in⸗ 
neren Verhältniſſe des preußiſchen Staats, am al- 
lerwenigſten aber auf eine Umgeſtaltung feiner Ver⸗ 
faſſung — und find ſomit nicht Hochverrath. — 

Die Thatſache ſelbſt iſt aber völlig beweislos. 
Der Angeklagte Antoniewicz, den ich vertheidige, erzählt 
uns: ein Unbekannter aus Krakau habe ihn in Breslau 
gefragt, ob in Schleſien Sympathie für Polens Wieder⸗ 
herſtellung vorhanden, und ob die katboliſche Geiſtlichkeit 
in der Ronge'ſchen Angelegenheit zur Aufregung der 
preußiſchen Unterthanen geneigt ſei. — 
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Der Angeklagte war hierüber ohne Kenntniß, und er⸗ 
bielt von dem Unbekannten den Auftrag, Erkundigungen 
einzuziehen. Es fehlte ihm an Reiſegeld. Der Unbe⸗ 
kannte zahlt ihm 30 Thlr. — Folgen wir ſeinen Unter⸗ 
nehmungen! Er begiebt ſich auf die Reiſe, trifft zufällig 
auf der Eiſenbahn einen anderen Studierenden, den Mit⸗ 
angeklagten Blociszewski. — Er fragt dieſen nach dem 
Zweck ſeiner Reiſe, und erhält zur Antwort: Polis 
tyka. — Der Herr Staatsanwalt überſetzt: das heißt 
die Politik. Nun, meine Herren! das iſt ein gewaltiges 
Unternehmen! Zwei Breslauer Studenten reiſen auf der 
Eiſenbahn, um das Polenreich wiederherzuſtellen! 

Ueber den Zweck der Reiſe kein Zweifel! Blo⸗ 
ciszewski hat ja geantwortet: Polityka! Aber, meine 
Herren, die Ueberſetzung von Polityka, wie ſie der Herr 
Staatsanwalt giebt, iſt nicht einmal richtig: Polityka 
beißt nicht immer die Politik. — Es iſt in Süddeutſch⸗ 
land, insbeſondere in Oeſterreich, eine gewöhnliche ſcherz⸗ 
hafte Antwort auf neugierige Fragen, wenn man nicht 
eigentlich ſagen will, was man vorhabe. — Es heißt 
dann „geheime Wege“. Der Herr Staatsanwalt hat 
aber alle Veranlaſſung, eine volitiſche Miſſton anzu- 
nehmen, weil Bloeciszewski in Coſel ein Paket erwar⸗ 
tet. — Er wartet auf dieſes Paket drei Tage lang, und 
kebrt am vierten Tage nach Breslau zurück. Wahrhaftig, 
meine Herren, ein großes Unternehmen! — Aber warum? 
Der Herr Staatsanwalt vermuthet, daß das Paket 
revolutionaire Inſtructionen enthalten, und daß Bloeis⸗ 
zewski nicht nach Breslau zurückgekehrt ſein würde, 
wenn das Paket angekommen wäre. — Aber, meine 
Herren, wenn das Paket wirklich angekommen wäre, 
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wer bürgt dafür, daß es Inſtructionen und gar revolus 
tionaire Inſtructionen enthalten hätte! Und wenn es 
wirklich ſolche enthalten hatte — ich will es dem Herrn 
Staatsanwalt einen Augenblick zugeben — ich gebe 
ſehr viel zu — aber ich will es einmal — welcher Be⸗ 
weis iſt dafür da, daß dieſe Inſtructionen auf revolutio— 
naire Bewegungen innerhalb des preußiſchen Staates 
Bezug gehabt, und welches Verbrechens wäre der Ange— 
klagte ſchuldig, wenn er das verhaͤngnißvolle Paket wirk⸗ 
lich in Empfang genommen hätte? Wäre das Hoch- 
verrath!? Und wenn das Paket wirklich auf eine Revo⸗ 
lution Bezug gehabt, dann wäre es doch nur mit einer 
Krakauer Revolution in Verbindung zu bringen. Da⸗ 
von, daß die Inſtructionen auf eine Revolution in 
Preußen Bezug gehabt, ift in den Verhandlungen nichts 
vorgekommen. Die Angeklagten haben vielmehr aus- 
drücklich und wiederholt geſagt, daß von einer In⸗ 
ſtruction für Poſen nie die Rede geweſen ſei. 

Der Angeklagte Antoniewiez ſetzt ſeine Reiſe von 
Coſel fort, und trifft, mit einem Empfehlungsſchreiben 
verſehen, den Angeklagten v. Fredro. Er erzählt ihm, 
daß der Pfarrer Holetzko ihm als ein tüchtiger Mann 
empfohlen, und daß er beauftragt ſei, bei demſelben Er- 
kundigungen darüber einzuziehen, ob die Ronge'ſchen An⸗ 
gelegenheiten zur Erregung von Unruhen in Oberſchleſien 
zu benutzen ſeien. — 

v. Fredro begleitet den Antoniewiez, und beide treffen 
den Pfarrer Holetzto — Sie erinnern ſich des Umſtan— 
des, meine Herren! — in der Küche, mit einer Pfeife, 
unter ſeinen Mägden ſitzend, anſcheinend etwas betrun— 
ken — er theilt den beiden angekommenen revolutionairen 
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Emiſſairen mit, daß er ſeit 12 Jahren mit ſeinen Pfarr⸗ 
kindern in Proceſſe verwickelt ſei. — Die Angekommenen 
überzeugen ſich bald, daß der Pfarrer zu dem Zwecke 
ihres Beſuchs nicht zu verwenden iſt — Antoniewiez kehrt 
nach Breslau zurück, und wird bei ſeiner Ankunft ver⸗ 
haftet. Wahrhaft, meine Herren! das ſind gewaltige Un⸗ 
ternehmungen! Antoniewicz ſitzt deshalb faſt 2 Jabre 
wegen Hochverraths im Kerker. 

Meine Herren! So viel ſchon über den Hochverrath 
geſprochen worden — das werden Sie mir zugeben — 
wenn ein Breslauer Student drei Tage lang in Coſel 
ein Paket erwartet, und zwei andere Studenten einen 
etwas heiteren Pfarrer in der Küche unter feinen Mäg- 
den aufſuchen — das ſind Thathandlungen, denen alle 
Kriterien des Hochverraths fehlen!! — 

Das Geſetz verlangt nach F. 92. unſeres Strafrechts 
zum Hochverrath ein Unternehmen, das auf eine ge⸗ 
waltſame Umwälzung der Verfaſſung des Staates, 
oder gegen das Leben und die Freiheit des Staats⸗ 
oberhauptes gerichtet iſt. — 

Daß die vorerwähnten Thathandlungen nicht unter 
dieſe geſetzliche Beſtimmung fallen, bedarf keiner näheren 
Beleuchtung. Es fehlen ihnen aber auch die nach §. 94. 
und 96. ebendaſelbſt vorgezeichneten Erforderniſſe der 
Strafbarkeit. Der Herr Staatsanwalt bat bei ſeinem 
Strafantrage anſcheinend den F. 94. im Auge gehabt, 
welcher auf §. 71. zurückweiſt. 

Um auf dieſe geſetzliche Beſtimmung aber einen Straf- 
antrag zu begründen, muß der Herr Staatsanwalt zwei 
Dinge beweiſen, nämlich: 
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1) daß ein hochverrätheriſches Unternehmen überhaupt 
ſtatt gefunden hat; 

2) daß es mit Erfolg gekrönt, und daß der Angeklagte An⸗ 
toniewiez eine jo thätige Hülfe geleiſtet, daß ohne die⸗ 
ſelbe das Unternehmen nicht hätte g elingen können. 

Von allem dieſem habe ich aus dem Vortrage des Herrn 

Staatsanwalts ſo wenig als aus der Anklage etwas 

vernommen. — 

Wollen Sie den Angeklagten Antoniewiez für ſchuldig 
erklären, und ihn mit dem Tode beſtraſen, ſo müſſen Sie 
annehmen, daß er von einem hochverraͤtheriſchen Unter⸗ 
nehmen gewußt, daß ſolches mit Erfolg gekroͤnt, und 
durch die Reiſe zum Pfarrer Holetzko weſentlich ge⸗ 
fördert worden ift. 

Von allem dem ergeben die Verhandlungen Nichts, 
und trage ich an, „über meinen Clienten das Nicht- 
ſchuldig auszuſprechen.“ — 

Im Intereſſe ſämmtlicher Angeklagten erlaube ich mir 
noch eine allgemeine Bemerkung. — Der Herr Staats⸗ 
anwalt ſagt immer, die Anklage iſt Eine. Wenn die 
Vertheidigung das Einzelne prüft und bei jedem An⸗ 
geklagten beſeitigt, erwidert der Staatsanwalt: — „das 
Einzelne iſt nichts — aber aus der Geſammtheit 
muß die Ueberzeugung gewonnen werden.“ Was Hoch- 
verrath iſt, meine Herren! iſt von dieſer Stelle zum 
Ueberdruß und weitläuftig, auch ich klage mich deſſen an, 
zum öftern erörtert worden. Ich habe bei meinen frü⸗ 
heren Vorträgen unterſucht, ob Hochverrath, Landesver⸗ 
rath, verbotene Verbindungen, Aufruhr vorliegen, und 
habe mich im Allgemeinen für einen Aufſtandsver⸗ 
ſuch entſchieden. Menies Dafürhaltens liegt es in Ihrem, 
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aller Angeklagten und der Vertheidigung Intereſſe, daß 
Sie endlich Ihren Entſchluß darüber faſſen, ob überhaupt 
Hochverrath in Frage ſei. — Es iſt entſetzlich unbequem, 
254 Mal das Nämliche zu hören, und zieht die Ver 
handlungen gewaltig in die Lange. Wenn Sie Ihre Ent⸗ 
ſcheidung über die Hochverraths-Frage eröffnet haben, 
können die Sitzungen in ein paar Wochen zu Ende ſein. 

Die Frage iſt indeſſen auch formell von Wichtig⸗ 
keit. Das Geſetz vom 17. Juli 1846 beſtimmt, daß 
ſämmtliche Beweis-Verhandlungen in Gegenwart der 
Angeklagten aufgenommen werden müſſen. 

Iſt die Unterſuchung, wie der Herr Staatsanwalt 
fortwährend behauptet, was Sie aber, ich ſpreche es mit 
Ueberzeugung aus, nicht annehmen werden, Eine, dann 
haben ſämmtliche Mitangeklagte das Recht, bei ſämmt⸗ 
lichen Verhandlungen zugegen zu fein. Es könnte moͤg⸗ 
licherweiſe ein Angeklagter ſeine Auslaſſung verweigern, 
weil er bei den früheren Verhandlungen nicht zugegen 
geweſen ſei. 

Präſident: Stellen Sie Ihren Antrag ohne Kom⸗ 
binationen. 

Herr Deicks: Ueberdies hat jeder der Angeklagten, 
über deſſen Schuldbarkeit bis heute verhandelt iſt, das 
Recht auf Strafe oder Freiſprechung, und iſt jedenfalls 
nicht für diejenigen Koſten verantwortlich, welche durch die 
Verlängerung der Verhandlungen entſtehen. 

Ich trage daher an: — 

Ein hoher Gerichtshof wolle beſchließen, daß die bis 
jetzt ſtattgefundenen Verhandlungen als geſchloſſen 
erachtet, und über die Schuld der vernommenen Ans 
geklagten erkannt werde, ſo wie, daß jedenfalls die 
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ſämmtlichen Angeklagten zu ſaͤmmtlichen Ver⸗ 
handlungen zugezogen werden. 


V. 
Sitzung vom 27. September. 
Vertheidigungsrede für Joſeph Klatt (Nr. 79 der Anklage). 
Meine Herren! 

Man erobert Länder, erzwingt Gehorſam, man ges 
winnt — Liebe. Friedrich der Einzige eroberte Länder, 
erzwang ſich Gehorſam — er wußte ſich Liebe zu 
gewinnen, well er mißliebiger Aeußerung 30 
mögliche Freiheit gab. Und wenn irgend 1 ge⸗ 
eignet iſt, die Herzen unſerer polniſchen Brüder für un⸗ 
ſere Regierung zu gewinnen, ſo iſt es die Freiheit, mit 
der, nach dem Willen Seiner Majeftät, in dieſem 
Saale die Rechte der polniſchen Nation vertreten, und 
jede Verdächtigung ihres ehrenwerthen Na⸗ 
tional-Charakters und ihrer nationalen Beſtre⸗ 
bungen zurückgewieſen wird. f 

Die Vertheidigung iſt zu dieſer Freiheit verpflich⸗ 
tet — ich bin mir dieſer Verpflichtung, zugleich aber 
auch der Gränzen bewußt, welche durch das Geſetz, Me 
Würde des Orts und die Rückſicht geboten werden, das 
hohe, kaum erworbene Gut der Oeffentlichkeit 
nicht ohne Noth zu gefährden. — 

Um der Anklage zu begegnen, babe ich bis jetzt, ſo 
oft ich geſprochen, die nationalen Verhältniſſe der Ange⸗ 
klagten, und die Geſchichte ihres Landes berührt. = Ich 
mußte dem Herrn Staatsanwalt auf das Gebiet folgen, 
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auf dem er die Waffen des Angriffs ſucht. — Auch heute 
hat der Herr Staatsanwalt von einer geheimen Verbin⸗ 
dung der Polen zum Zwecke der Befreiung ihres Vater— 
landes geſprochen. — Da iſt es unſtreitig Pflicht der 
Vertheidigung, daſſelbe Gebiet zu betreten, um die 
Verdächtigung nationaler Beſtrebungen zu bekämpfen. 

Auf dieſem Felde findet die Vertheidigung der Polen 
im Uebrigen ſo reiche Mittel, daß der Vertheidiger mit 
beſonderer Umſicht verfahren muß, um des Vorwurfes 
überhoben zu fein, zu wenig geſagt zu haben. 

Bei meinem letzten Vortrage habe ich ausgeführt, daß 
die Beſchuldigung des Hochverrathes nur auf dem Titels 
blatte und in dem Vorworte der Anklage erwähnt iſt; 
daß aber die Erzählung derjenigen Thathandlungen fehlt, 
welche Veranlaſſung zur Unterſuchung gegeben haben, 
und zur Herſtellung des Begriffs des Hochverraths, juri— 
ſtiſch geeignet ſind. 

Ein großer Theil der gegen die einzelnen Angeklagten 
zur Sprache gebrachten Thathandlungen, iſt ſogar nur 
durch die Unterſuchung hervorgerufen, es fehlt ihnen 
jedes geſetzliche Merkmal des Hochverraths. — 

Bei dieſer Lage der Dinge mag es der Staatsanwalt— 
ſchaft allerdings unmöglich geweſen ſein, in manchen 
zur Verfolgung gebrachten Handlungen die Kriterien 
des Hochverraths nachzuweiſen. 

Sie war aber, bei Erhebung der Anklage hiezu 
unbedingt verpflichtet. 

Der Herr Staatsanwalt hat in der letzten Sitzung 
auf meine desfallſigen Bemerkungen entgegnet: 

es ſei eine weiſe, ſchoͤne Vorſchrift des Geſetzes, daß 

die Staatsanwaltſchaft die zur Verfolgung geeigneten 
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Thatſachen aufſtelle und der Richter über die Zu⸗ 
laſſung der Anklage entſcheide; — es ſei daher 
Schuld des Richters, wenn eine Anklage zugelaſ⸗ 
ſen werde, ohne daß ſolche ihre Rechtfertigungen in 
den vorgetragenen Thatſachen finde. 

Aber, meine Herren! dieſe Anſicht iſt nicht richtig. 

Das Geſetz vom 17. Juli 1846 giebt dem Staats- 
anwalte allein das Recht der Anklage. Wenn der Herr 
Staatsanwalt die Anklage nicht für gerechtfertigt 
hielt, dann durfte er ſie gar nicht erheben. 

Das franzöſiſche Recht, aus welchem das Inſtitut der 
Staatsanwaltſchaft entliehen, giebt ihr nicht fo ausge- 
dehnte Befugniſſe, ſichert fie aber gegen jeden Vor— 
wurf, weil das Gericht, auch gegen den Antrag der 
Staatsanwaltſchaft, die Verfolgung verfügt. 

In dem vorliegenden Falle war das Gericht, welches 
über Zulaſſung der Anklage befinden mußte, zu ihrer 
Zurückweiſung um ſo weniger veranlaßt, als die Anklage 
in dem Vorworte die nähere Begründung der ein⸗ 
zelnen Beſchuldigungen der mündlichen Verhand- 
lung vorbehielt, und nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 17. Juli 1846 der Richter nicht an die Anträge 
der Anklage gebunden, und zugleich mit der Unter- 
ſuchung befaßt iſt, ob ein anderes Verbrechen, als 
das zur Verfolgung gebrachte, vorliegt. — 

Wären der Staatsanwaltſchaft in ihrer Wirkſamkeit 
die engeren Grenzen des franzoͤſiſchen Straf- 
Prozeß-Verfahrens gezogen, fo bätte die Staats— 
anwaltſchaft mit Recht die Bemerkung über die Mängel 
der Anklage zurückweiſen können. 

Mit Beſtimmtheit habe ich die Zurücknahme der An— 
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klage erwartet; ich durfte dies nach ihrem Inhalte. — 
Auch die ſicherſten Erwartungen trügen — ich muß mit 
dem Geſpenſt des Hochverraths fechten; — aber heute, 
wahrhaft, trifft nicht Hieb noch Stich! 

Der Brenner Joſeph Klatt iſt des Hochverraths 
beſchuldigt. — Der F. 92 des Strafrechts verlangt zum 
Begriffe des Hochverraths ein Unternehmen, und daß 
dies Unternehmen gegen die Freiheit oder das Leben 
des Staatsoberhaupts oder auf eine gewalt⸗ 
ſame Umwälzung der Verfaſſung des Staats 
gerichtet ſei. 

Ich glaube nicht, meine Herren! daß Sie in denjeni⸗ 
gen Erzählungen, wie fie die Anklage über Joſeph 
Klatt enthält, ein Unternehmen erkennen; aber angenom— 
men, es läge ein Unternehmen vor, kann man dies mit 
dem Leben oder der Freiheit des Staats-Oberhauptes, 
oder gewaltſamer Umänderung der Verfaſſung des Staa⸗ 
tes irgend in Verbindung bringen?! 

Der Herr Staatsanwalt hat heute viel über das Wort 
„Verfafſung“ geſprochen. Er hat mit vielen Wor- 
ten ganz das Nämliche geſagt, was er bei ſeinem 
erſten Antrage kurz entwickelt hatte. 

Bei ſeinem erſten Vortrage hat er die Verfaſſung 
den Inbegriff aller weſentlichen Beſtandtheile genannt, 
welche einen concreten Staat bilden. Heute hat er die 
Verfaſſung den rechtlichen Zuſtand des Staates ge— 
nannt. 

Um die Richtigkeit dieſer Definition darzuthun, hat 
er aus unſerem Rechte die Stellen angeführt, wo die 
rechtlichen Zuſtände „Verfaſſung“ genannt werden. 

Er hat die Hypothekenordnung und die Beſtimmungen 
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über die Verhältniſſe der Kirchen und Notarien genannt, 
und iſt zuletzt bei den Abdeckern ſtehen geblieben. 

Meine Herren! Dieſe Prüfung ſcheint mir ohne Res 
ſultat. Sie werden der Vertheidigung die Ausführung 
nicht geſtatten, daß nicht jeder rechtliche Zuſtand des 
Schutzes des $. 92 des Strafrechts genießt, und daß z. B. 
ein Unternehmen gegen die Zwangspflicht der Krüge, oder 
gegen die dörfliche Verfaſſung des Reih-Eſſens des Gänfes 
birten und des Schulmeiſters nicht Hochverrath iſt. — 

Die Verfaſſung des Staats iſt das Verhältniß der 
Regierungsgewalt zu den Regierten. 

Wenn das allgemeine Landrecht von örtlichen Ver⸗ 
faſſungen, von Hypotheken- und Notariats-Verfaſſung 
ſpricht, ſo iſt auch dies das Verhältniß, in welches der 
Hypothekenrichter, der Notar, oder die örtlich gedachten 
Vertreter der Amtsgewalt zu Denjenigen ſtehen, welche 
durch die Geſetze ihrer Amtsthätigkeit zugeführt ſind. — 

Die Verfaſſung einer Provinz iſt die Provinzial⸗ 
Verfaſſung, ſie iſt mit der Verfaſſung des Staates nicht 
identiſch. Durch die Abreißung einer Provinz mag 
die Aenderung der Verfaſſung eines Staates 
nöthig werden. 

Es iſt aber ein großer Unterſchied zwiſchen einem 
Unternehmen, das möglicherweiſe eine Veränderung 
in der Staats-Verfaſſung zur Folge haben kann, und 
einem ſolchen, das ausſchließlich auf eine gewalt- 
ſame Veränderung des Staates gerichtet iſt. 

Die Staatsanwaltſchaft fühlt das Unhaltbare ihrer 
Ausführung. 

Sie geht deshalb in eine Unterſuchung der Frage ein, 
ob die Integrität des Laͤndergebietes zur Verfaſſung des 
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Staates gehöre; — fie beruft jich deshalb auf die Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunden von Baiern, Baden, Würtemberg, Heſ⸗ 
ſen. Mit gleichem Rechte hätte der Herr Staatsanwalt 
die Verfaſſungs-Urkunde der franzöſiſchen Republik an⸗ 
rufen können, die auch eine und untheilbar war. 

Sie, meine Herren, können bei Auslegung des $. 92 
des Strafrechts auf dieſe Beſtimmungen keine Rückſicht 
nehmen. 

Der Begriff des Hochverraths iſt durch die Abſicht, 
welche das Unternehmen leitet, bedingt. Es muß von 
einem Unterthanen ausgehen, der Unterthan des Staa⸗ 
tes bleiben und das Leben oder die Freiheit des Staats⸗ 
Oberhauptes, oder die Verfaſſung deſſelben in Gefahr 
bringen will. Die Handlung eines Unterthanen, der 
aus dem Staate ausſcheiden, der ſich dem Unterthanen— 
verbande entziehen will, mag für den Staat gefähr- 
licher ſein, als eine hochverrätheriſche — ſie iſt 
aber eine andere. — Man ſtraft den Mörder nicht 
wegen thätlicher Beleidigung, den Brandſtifter nicht 
wegen Beſchädigung fremden Eigenthums aus 
Bosheit! 

Ich habe nie behauptet, daß das Unternehmen, deſ⸗ 
ſen Exiſtenz die Staatsanwaltſchaft annimmt, ſtraf⸗ 
los ſei. Ich habe immer nur behauptet, daß es kein 
hochverrätheriſches iſt. Der Begriff des Hochverraths 
iſt rein zu erhalten, wenn die Beſtrafung nicht Will⸗ 
kür werden ſoll. — 

Zur Begründung des Strafantrags gegen Joſeph Klatt 
ſagt der Herr Staatsanwalt: „es iſt klar, daß Joſeph 
Klatt Wiſſenſchaft von einer Verbindung zur Befreiung 
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des Vaterlandes gehabt hat, daß er ſolche gefördert, und 
ſich dadurch des Hochverraths ſchuldig gemacht hat.“ — 

Unterſuchen wir den Inhalt der Anklage. — Ich habe 
früher die Einleitung der Anklage verleſen, und iſt mir 
deren Inhalt nicht ganz deutlich geworden. 

Der Umſtand aber, daß die gerichtliche Verfolgung 
ſchon gegen viele Perſonen begann, bevor die Polizei 
ihre geſetzliche Aufgabe gelöft, hat in dem gegenwär⸗ 
tigen Falle ein merkwürdiges Reſultat gegeben. 

Aus Verleſung der Verhandlung vom 15. Januar 
1845 haben Sie erfahren, daß der Apotheker Ackermann 
bei dem Polizei-Direktor Dunker in Krotoſchin erſcheint, 
und die Anzeige macht, daß ein gefährlicher Verbrecher 
ſich in dem Kreiſe aufhalte, welcher ihm, dem Herrn 
Duncker — nach dem Leben trachte, und daß eine 
Frau, welche Verſchwiegenheit ihres Namens verlange, 
eigens nach Krotoſchin gekommen ſei, um Herrn Duncker 
zu warnen. Sie haben gehört, mit welcher Bereitwillig⸗ 
keit, und auf welche Weiſe die Vernehmung der Denun⸗ 
ciantin erfolgte, und wie der gefährliche Verbrecher — 
der Brenner Joſeph Klatt am folgenden Tage ver⸗ 
baftet, und bis heute wegen Hochverraths im Kerker 
iſt. — Meine Herren! nach dem geſchichtlichen Vortrage 
Blatt 2. der Anklage fand die erſte Verſammlung der 
Verſchworenen am 26. Januar ſtatt. Der Tag des 
Ausbruchs war damals noch nicht beſtimmt. Es iſt 
nirgends in der Anklage behauptet, daß der Brenner Jo⸗ 
ſeph Klatt an vorläufigen Anſtalten zu einer Rev o- 
lution ſich betheiligt. 

Nichts deſtoweniger iſt die Anklage wegen — Hoch— 
verraths — gegen Klatt aufrecht erbalten!! 
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Der Angeklagte, welcher fruher nie in Unterſuchung 
geweſen, hat, nach Inhalt der Anklage, durch den Gerber 
Pozorski von der Exiſtenz des demokratiſchen Vereins ge— 
hort, und einen Brief deſſelben an den Gutsbeſitzer Hein— 
rich v. Kaminski in Ruda überbracht, ſich dort einige 
Zeit aufgehalten, und iſt dann nach Skalow zurück— 
gekehrt. — 

Meine Herren! Die Exiſtenz der Emigration und des 
demokratiſchen Vereins ſind offenkundig, alle Blätter 
enthielten zu jener Zeit Nachrichten über eine Ver⸗ 
ſchwörung zu Befreiung aller ehemaligen polniſchen Lan⸗ 
destheile. 

Daß Joſeph Klatt dieſe Nachrichten von dem Gerber 
Pozorski erhielt, zeigt, daß er mit der revolutionairen 
Literatur des Auslandes nicht bekannt, und daß er den 
Mittheilungen öffentlicher Blätter nicht gefolgt war. Der 
Umſtand wegen des Briefes an v. Kaminski iſt eine 
ganz überflüffige Anführung, da die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nicht einmal behauptet, daß in dieſem Briefe 


etwas von allgemeinem Intereſſe enthalten war. — Die 
Staatsanwaltſchaft fährt aber fort: 
„um dieſe Zeit — muß — der Angeklagte für das 


auf die Wiederherſtellung des alten Polens gerichtete 
Unternehmen gänzlich gewonnen worden ſein, und 
ſich wieder demſelben angeſchloſſen haben; denn er 
erzählte damals den Lehrer-Graffſtein'ſchen Eheleuten: 
die Polen beabſichtigten ihr Vaterland zu befreien, alle 
Vorkehrungen dazu ſeien bereits getroffen ꝛc., er wünſche 
von ganzem Herzen den Ausbruch, er werde an dem— 
ſelben Theil nehmen, wenn es auch ſein Leben koſten 
ſolle. Ein jeder Pole, der ſein Vaterland liebe, müſſe 
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an dieſem Aufſtande Theil nebmen und Frau und Kin- 
der vergeſſen.“ 

Meine Herren! der Angeklagte hat vor Ihnen ſelbſt 
ſeine glühende Vaterlandsliebe, ſeine Sehnſucht nach Bes 
freiung des Vaterlandes entwickelt. Dieſe Aeußerungen 
ſind nicht ſtrafbar! Die Staatsanwaltſchaft folgert aus 
der Mittheilung dieſer Geſinnungen an die Graffſtein ſchen 
Eheleute: „der Angekagte muß ſich an das Unternehmen 
angeſchloſſen haben, denn er erzählte 1.“ Meine 
Herren! dies Muß und Denn iſt ſo ſchlüſſig — — es 
widerlegt ſich von ſelbſt! — 

Die Staatsanwaltſchaft fährt fort: 

„um unter dem Militair in Breslau Theilnehmer für 

das revolutionaire Unternehmen der Polen zu werben, 

meldete der Angeklagte ſich zum Eintritt in die Jaͤger— 

Abtheilung in Breslau, und erzählte von dem abſchläg⸗ 

lichen Beſcheide mit dem Bemerken, ſie merken Lunte, 

ſie wollen keinen Polen haben.“ 

Meine Herren! woher die Staatsanwaltſchaft weiß, 
daß Joſeph Klatt bei Nachſuchung des Wiedereintritts in 
das Heer, die Abſicht hatte, Theilnehmer für eine Po⸗ 
lenverſchwörung zu gewinnen, hat ſie nicht weiter 
entwickelt. Der aus der Aeußerung: „ſie merken Lunte“ 
gezogene Schluß, iſt mehr als gewagt. 

Die Aeußerung, daß man ihn wegen ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Pole, zurückgewieſen, kann boͤchſtens als 
Selbſt⸗Ueberſchätzung gelten. 

Bis jetzt, meine Herren, liegt, nach dem Inhalt der 
Anklage, in der Thätigkeit des Klatt gewiß nichts Hoch- 
verrätheriſches. Nun folgt aber die ſchwerſte Be⸗ 
laſtung. — Die Anklage jagt: 
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„Als der Angeklagte erfuhr, daß der Polizei⸗Director 
Duncker ſich in Krotoſchin befinde, um den Umtrieben 
der Polen nachzuforſchen, gab er ſeinen Entſchluß zu 
erkennen, denſelben aus dem Wege zu räumen. Der 
Lehrer Graffſtein ſollte zu dieſem Zwecke erforſchen, ob 
Duncker Waffen bei ſich habe und von welcher Art 
überhaupt feine Umgebung fei ꝛe. Der Angeklagte 
ſuchte ſich kurz vor feiner Verhaftung eine Flinte, 
Pulver und Kugeln zu verſchaffen, und erhielt 15 Ku⸗ 
geln und 2 Patronen.“ 

Meine Herren! das ſind gewaltige Vorbereitungen zu 
einem Meuchelmord!! 

Der Angeklagte beſtreitet dieſe Thatſachen. Nach Lage 
ſind ſie mehr als zweifelhaft. Sie ſind von den 
Graffſtein ſchen Eheleuten bekundet, von denen der Lehrer 
Graffſtein, inſofern das polniſche Nationalbewußt⸗ 
ſein überhaupt verdächtigend ſein kann, in 
gleichem Maße, wie Klatt verdächtig iſt. 

Aber, meine Herren, wenn es wirklich wahr wäre, 
iſt denn das Hochverrath? 

Der oft erwähnte $. 92 des Strafrechts verlangt, als 
Begriffsbeſtimmung des Hochverraths — ein Unter- 
nehmen — welches gegen das Leben, oder die 
Freiheit des Staats-Oberhauptes, oder auf 
eine gewaltſame Umwälzung der Verfaſſung 
des Staats gerichtet iſt. 

Wenn die Erzählung des Klatt, feine Bemübun- 
gen um eine Flinte, der Beſitz von 15 Kugeln und 2 
Patronen — ein Unternehmen — dann iſt, nach 
dem Inhalte der Anklage, daſſelbe gegen den Po— 
lizei⸗Director Duncker gerichtet. 
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Der Polizei-Director Duncker iſt unſtreitig ein thati⸗ 
ger Beamter, er hat dem Staate die weſentlichſten Dienſte 
geleiftet; — aber eines Schutzes, wie ihn der §. 92 dem 
Staats⸗Oberhaupte verleiht, genießt er für ſeine Per⸗ 
fon nicht. Noch weniger iſt der Polizei-Director Dun⸗ 
cker ein integrirender Theil der Verfaſſung des preu— 
ßiſchen Staats. 

Was ſollte ſonſt aus unſerer Staatsverfaſſung wer⸗ 
den, nähme Gott den Polizei-Director Duncker zu ſich? 

Am Schluſſe der Anklage ſagt die Staatsanwaltſchaft 
wörtlich: 

„Abgeſehen von dieſer Theilnahme des Angeklagten an 
dem letzten Ereigniſſe muß er auch ſchon bei einer frü- 
ber beabſichtigten ähnlichen Unternebmung betheiligt 
geweſen ſein, denn, nach ſeiner Erzählung an den 
Lehrer Graffſtein, hat er während ſeines Aufenthalts 
in Berlin einen Brief aus Poſen erhalten, der ihn 
aufforderte, bei der Befreiung von Polen thätig zu 
fein. Auch hat er ſchon damals für ein Unterneh⸗ 
men dieſer Art mehrere Militairperſonen gewonnen, 
und die Mittel vorbereitet gehabt, um ſich mit denſel⸗ 
ben ſchleunigſt nach Poſen zu begeben.“ 

Meine Herren! Erzählungen über revolutionaire Un- 
ternehmungen, die nirgend Daſein erhalten, ſind keine 
Verbrechen; dieſer Theil der Anklage widerlegt ſich 
durch ſich ſelbſt. 

Ich brauche die Angabe des Graffſtein nicht erſt zu 
verdächtigen. 

Hätte er wirklich von dem Beſtehen eines ſolchen Un⸗ 
ternehmens, wie er angiebt, Kenntniß gewonnen, ſo war 
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er zur Anzeige verpflichtet, und iſt daher, wenn 
feine Angabe wahr, ſtrafbar. 

Ich habe die Anklage in allen ihren Punkten geprüft, 
durch ihren Inhalt widerlegt, und trage mit voller Zu⸗ 
verſicht an: 

den Angeklagten freizuſprechen, und ihn ſchon jetzt 
der Haft zu entlaſſen. 


VI. 

Sitzung vom 2. Oktober. 
Vertheidigungsrede für Medardus v. Borowski (Nr. 91 der 
Anklage). 

Meine Herren! 

Als nach der unglücklichen Schlacht von Jena im 
preußiſchen Staate ſich eine allgemeine Mißſtimmung zu 
erkennen gab, beſchuldigte die Maſſe des Volkes das Heer 
der Feigheit und des Verraths. — Des Hoͤchſtſeligen Kö⸗ 
nigs Majeſtät ſtellten durch die Allerhöͤchſte Verordnung 
de dato Ortelsburg, den 2. Dezember 1806, eine allge— 
meine Reinigung des Offizierſtandes in Ausſicht, die laut 
des Publicandums de dato Breslau, den 9. Febr. 1808, 
in der Allgemeinen Offizier-Reinigungs-Commiſſion ins 
Leben trat. — Es wurde das Denunciren gegen Kameras 
den zur Ehrenſache gemacht, damit der Offizier, obne 
vor ſich ſelbſt zu erroͤthen, auf die allgemeine Achtung 
Anſpruch machen koͤnne. 

Die Reinigungs-Commiſſion hat ihre Thätigkeit bes 
gonnen — ein Erfolg iſt nicht bekannt. 
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Später bat das Heer, in den Jahren 1813 bis 1815 
feine Ehrenhaftigkeit und feinen Ruhm glänzend bewährt. 

Aehnlich, meine Herren, ift der Erfolg der Thätig⸗ 
keit der Immediat⸗Unterſuchungs⸗Commiſſion, und konnte 
kein anderer ſein, weil man die Geſinnungen der Be: 
wohner des Großherzogthums Poſen zum Gegenſtande 
der Unterſuchung gemacht, und von Geſinnungen auf 
Handlungen geſchloſſen hat, anſtatt Handlungen nach 
den Geſinnungen zu beurtheilen. 

Der Angeklagte Medardus v. Borowski iſt des Hoch⸗ 
verraths angeklagt; das heißt, eines Unternehmens, wel⸗ 
ches auf eine gewaltſame Umwälzung der Verfaſſung des 
Staates oder gegen das Leben oder die Freiheit des Staats- 
Oberhauptes gerichtet iſt. 

Der Angeklagte war früher durch ſeine Stellung als 
Wirtbſchafts⸗Beamter in Slupy mit den Behörden in 
unangenehme Berührungen gekommen, und iſt wegen Be⸗ 
leidigung von Beamten zu vierzehntägigem Gefängniſſe 
verurtheilt. Es bedarf keiner Erörterung, daß dies nicht 
geeignet war, feine Beziehungen zu den Beamten ange⸗ 
nehm zu geſtalten. 

Der Angeklagte bat nach feiner Entfernung aus Slupy 
ſich verſchiedentlich bei feinen Verwandten aufgehalten und 
ſich eines Tages nach Graudenz begeben, um bei dem 
Töpfer Oſtopowicz eine Ofen-Reparatur zu beſtellen. 

Dies iſt thatſächlich feſtgeſtellt. Der Toͤpfermeiſter 
Oſtopowicz hat bei feiner polizeilichen Vernehmung 
angegeben, der Angeklagte babe bei dieſer Gelegen- 
beit zu ihm geſagt, v. Elzanowski und Tomicki würden 
nicht mehr nach Graudenz kommen, weil er jetzt mit Be⸗ 

aufſichtigung des Graudenzer Kreiſes beauftragt ſei— Bei 
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feiner gerichtlichen Vernehmung hat Oſtopowicz dieſe 
Angaben widerrufen. Ich will einen Augenblick anneh⸗ 
men, Oſtopowicz bleibe bei dieſer Bezüchtigung ſtehen 
— verdiente ſie dann Glauben? unbedingt — nein! Oſto⸗ 
powicz wäre dann ſelbſt ſtrafbar, weil er unter laſſen, 
ſeine Wiſſenſchaft von ſo gefährlichen Dingen der 
Obrigkeit anzuzeigen. — Oſtopowicz hat aber dies gegen 
den Angeklagten nicht ausgeſagt — es findet ſich dieſe 
Bezüchtigung nur in den polizeilichen Verhandlungen. 

Aus Schonung will ich das Verfahren bei den po⸗ 
lizeilichen Vernehmungen nicht weiter charakteriſiren. Es 
bedarf einer Erörterung um ſo weniger, als die Staats⸗ 
anwaltſchaft bei Gelegenheit einer andern Verhandlung 
zugegeben hat, daß Beſchuldigte durch Stockſchläge zu 
Angabe der Wahrheit ermuntert worden ſind. Vor 
Gericht hat Oſtopowicz nur bekundet, daß der Angeklagte 
mit ihm über eine Ofen-Reparatur geſprochen habe, und 
daß dies nichts Hochverrätheriſches iſt, — darüber 
babe ich kein Wort zu ſagen. — Elzanowski hat Ihnen 
geſagt, daß er den Angeklagten v. Borowski nicht kenne, 
und daß es nicht Derjenige ſei, welchem er das Grau⸗ 
denzer Commiſſariat anvertraut habe. 

Für die Thatſache der Betrauung mit dem Commiſſa⸗ 
riate fehlt es daher an jedem Beweiſe. — Die Familie 
v. Borowski iſt bekanntlich ſehr zahlreich — es iſt mög» 
lich, daß ein anderer, welcher dieſen Namen führt oder 
angenommen, mit v. Elzanowski in Verbindung ſtand. — 
Aber wenn v. Elzanowski dem Angeklagten wirklich 
das Kreis-Commiſſariat übertragen, wodurch 
ſteht denn feſt, daß er dieſen Auftrag angenommen 
habe? — Der Umſtand, daß ein Dritter mich mit ſeinem 
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Vertrauen beehrt, liefert nicht den Beweis dafür, daß 
ich zu Ausführung des gewordenen Auftrages bereit 
bin. — Die Anklage hat nicht behauptet, daß der An⸗ 
geklagte v. Borowski für die Befreiung ſeines Vaterlan⸗ 
des Sympathien gezeigt — es findet ſich in den Verbands 
lungen von einer derartigen Aeußerung nicht die ge⸗ 
ringſte Spur. 

Die Vertheidigung iſt daher für diesmal der Verpflich⸗ 
tung überhoben, die Beſtrebungen der polniſchen Nation 
zu Beſeitigung der Fremdherrſchaft zu rechtfertigen. — 
Dagegen bat die Unterſuchung vollſtändig feſtgeſtellt, 
daß der Angeklagte, während eines zweijährigen Zeit⸗ 
raums, nichts gethan und nichts geäußert hat, was 
die Befreiung ſeines Vaterlandes und die Wiedergeburt 
des polniſchen Reiches im Auge hat. 

Sie haben gehört, meine Herren, daß die Briefe dreier 
adlichen Familien erbrochen, daß die entlaſſenen Dienſt⸗ 
leute derjenigen Familien, mit welchen v. Borowski ver⸗ 
kehrt, vernommen worden ſind, um Aeußerungen oder 
Handlungen, welche die Verhaftung des v. Borowski recht⸗ 
fertigen konnten, zu ermitteln; — Sie haben gehort, mit 
welcher Bereitwilligkeit der Inquirent dem Herrn v. Sza⸗ 
welski eine vierzehntägige Bedenkfriſt gewahrt, um ſich 
der Geſpräche mit dem Angeklagten zu erinnern. 

Das iſt doch wahrhaft Zeit genug, um ſich 
darauf zu beſinnen, ob Jemand bei einem Beſuche hoch— 
verrätheriſche Reden geführt hat. — Nichts deſto— 
weniger hat Herr v. Szawelski ſich auf Nichts beſinnen 
können. 

Herr v. Borowski ift verhaftet, weil er ſich 2 Meilen 
von ſeinem Wohnorte entfernt, weil er von da nach 
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Graudenz gegangen, und ohne Legitimation betroffen 
worden iſt. 

Dies hat genügt ihn zu verhaften, und er hat nun 
ſchon faſt 2 Jabre im Gefängniſſe zugebracht. Man hat 
Ermittlungen darüber angeſtellt, daß der Angeklagte mit 
1 Pferden gereiſt, man hat nichts ermittelt — ganz 
natürlich — weil der Angeklagte weder Wagen noch 
Pferde beſaß. 

Und aller dieſer Ermittlungen ungeachtet hält man 
die Anklage aufrecht. 

Die Staatsanwaltſchaft jagt nämlich: 

jedenfalls iſt Medardus v. Borowski ſchon vor ſeiner 
Beſtellung als Commiſſarius für die Sache der Revo⸗ 
lution ſehr thätig geweſen. Woher die Anklage 
zu dieſer Kenntniß gekommen — in der Anklageſchrift 
bat ſie dies nicht weiter hinterlegt. Vor Ihnen, 
meine Herren! iſt deßhalb kein Beweis angetreten. 
— Doch nein! ich irre, der Beweis folgt; — die Staats⸗ 
anwaltſchaft ſagt weiter: denn ſeit dem Herbſte 1844 ıc. 
war er die meiſte Zeit von Sluph abweſend. 

Meine Herren! es waren unendlich viele Perſonen 
niemals zu Slupy — deßhalb iſt man nicht Hochver⸗ 
räther! 

und machte die vielfachſten Reiſen ſowohl in Weſtpreu⸗ 
ßen als im Großberzogthum Poſen. 

Meine Herren! das Reiſen im Großherzogthum iſt 
etwas erſchwert aber nicht verboten — jedenfalls iſt 
Reiſen nicht Hochverrath — aber nun folgt die Be⸗ 
laſtung — 

welche mit ſeiner Stellung als Wirthſchafts⸗ 
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Inſpektor zu Slupy unmöglich zufammen häan— 

gen konnten. 

Meine Herren! Woher der Herr Staatsanwalt das 
weiß — aufrichtig geſtanden — ich weiß es nicht! 

Aus dem Anklagebuch habe ich die Unſchuld des 
Angeklagten bewieſen und trage mit voller Ueberzeu— 
gung an: 

denſelben freizuſprechen und ihn ſofort des Arreſtes 

zu entlaſſen. 


VII. 
Sitzung vom 8. Oktober. 


Vertheidigungsrede für Caſimir Schultz (Nr. 110 der 
Anklage). 
Meine Herren! 

Wenn wir nicht wüßten, daß es ſich in der gegen⸗ 
wärtigen Unterſuchung um Hochverrath handle, wir 
würden nach dem Inhalte der gegen Caſimir Schultz er⸗ 
hobenen Anklage nicht begreifen, wie der Angeklagte deſ— 
fen bezüchtigt werden könne. 

Es wird dies nur durch den Bau der Anklage erklär— 
lich, die auf die Beſtrebungen der Centraliſation und des 
demokratiſchen Vereins begründet, auf dem Titelblatte und 
in dem Vorworte jedes Unternehmen zur Wiederherſtel— 
lung eines polniſchen Reiches in den Grenzen vor dem 
Jahre 1772, Hochverrath nennt, und die Betheiligung je— 
des Einzelnen in der ſpeciellen Anlage nachzuweiſen ver— 
ſpricht. — Der Angeklagte Schultz iſt faſt aller Anfüh— 
rungen der Anklage, wie fie gegen ihn erhoben, geſtändig. 
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— Sie enthalten aber nichts, worauf der Begriff des 
Hochverrathes anwendbar wäre. — Die Betheiligung an 
dem Vereine der polniſchen Gymnaſiaſten, zu Fortbildung 
der polniſchen Sprache und Literatur, iſt nicht ſtrafbar. 
Es kann ihm aber eben ſo wenig daraus ein Vorwurf 
gemacht werden, daß er zu Michaelis 1845 nach Lyk ges 
gangen, um einen ähnlichen Verein zu ſtiften. 

Daß der Angeklagte durch den Werkführer Eſſmann 
und den Gymnaſiaſten Zietkiewiez von dem Beſtehen einer 
Verbindung zu Befreiung aller ehemaligen polniſchen Lan— 
destheile Kenntniß genommen, könnte nur dann von Ge⸗ 
wicht ſein, wenn die Anklage gegen ihn wegen unter⸗ 
laſſener Anzeige erhoben wäre. 

Dies ſetzt aber voraus, daß die ihm gewordene Be— 
nachrichtigung eine zuverläſſige war. Nach den Bes 
ſtimmungen der $$. 80, 81, 82 und 97 unſeres Straf- 
rechts verpflichtet nur eine zuverläſſige Wiſſenſchaft 
zur Anzeige. Zu jener Zeit brachten alle Blätter Nach- 
richten zu erwartender Unruhen. — Daß Schultz ſolche 
durch Eſſmann und den Gymnaſtiaſten Zietkiewiez erhielt, 
zeigt, daß er der Tages-Literatur nicht gefolgt war; je⸗ 
denfalls erlangte er durch dieſe Mittheilungen keine 
ſolche Kenntniß, welche ihn zu einer Anzeige verpflichtete. 

Später theilte Joſeph v. Czarnowski ihm mit, daß 
eine Verſchwörung zu Wiederherſtellung eines unabhän— 
gigen Polenreichs in ſeinen alten Grenzen, beſtehe. 

Meine Herren! ich habe zum Oeftern ausgeführt, daß 
die Beſtrebungen zur Herſtellung eines Polenreiches 
in ſeinen alten Grenzen nicht Hochverrath ſeien. — Es 
bedarf heute keiner beſonderen Rechtfertigung, weil die 
Staatsanwaltſchaft nicht behauptet, daß der Schultz 
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ſeine Thätigkeit zu einem ſolchen Unternehmen verſprochen. 
Der Angeklagte hielt den Czarnowski für einen eifrigen 
Patrioten, und wies ihn deshalb an den Pfarrer Trzas— 
kowski. — Czarnowski verſprach ihm, den Tag des Auf— 
ſtandes mitzutheilen und ertheilte ihm zuletzt die Weiſung, 
in Lyk für den Aufſtand thätig zu fein, und ſich demje⸗ 
nigen Truppentheile anzuſchließen, der nach jener Gegend 
geſchickt werden würde. — 

Welche Truppen, ob polniſche, ruſſiſche oder öſterrei— 
chiſche Czarnowski gemeint, iſt aus der Anklage nicht 
erſichtlich. 

Es iſt ebenſowenig klar, von wem und zu welchem 
Ende dieſe Truppen abgeſandt werden ſollten. Die Be⸗ 
hauptung iſt daher unerheblich. Schultz kehrte nach 
Lyk zurück und war für die Revolution, wie die An- 
klage ſagt, nicht weiter thätig. — Die Beſtimmung 
des §. 92 erfordert zum Begriffe des Hochverrathes ein 
Unternehmen, welches auf eine gewaltſame Umwälzung 
der Verfaſſung des Staats, oder gegen das Leben oder 
die Freiheit ſeines Oberhauptes abzielt. 

Es iſt von der Staatsanwaltſchaft und der Vertheidi⸗ 
gung zum Oeftern über den Begriff des Wortes „Ver- 
faſſung“ geſprochen, es find zur Unterſtützung der gegen⸗ 
ſeitigen Behauptungen die Anſichten älterer und neuerer 
Rechtslehrer und diejenigen Geſetzſtellen angeführt wor— 
den, in welchen dafür das Wort „Verfaſſung“ als Be— 
zeichnung des rechtlichen Zuſtandes vorkommt. 

Meines Dafürhaltens iſt dieſe Unterſuchung für die 
vorliegende Frage nicht entſcheidend und der Sitzungsſaal 
nicht der Ort für juriſtiſche Disputatorien. — 

Das Strafgeſetz kann nicht ausdehnend erklärt wer— 
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den. — Das Gefeg verlangt ein Unternehmen 
und daß dieſes Unternehmen auf eine gewaltſame Aende⸗ 
rung der Verfaſſung des Staates abzielt. 

Abzielen heißt nach etwas zielen, etwas im Auge 
haben. — Ein hochverrätheriſches Unternehmen iſt daher 
nur ein ſolches, welches entweder die Beſeitigung des 
Staats⸗Oberhauptes, oder die Aenderung der Normen der 
Verwaltung des Staates bezweckt. — Die Abſicht des 
Unterthans des Staates, die Perfidie deſſen, der Unterthan 
des Staates verbleiben, aber einſeitig die Rechte aller 
Mitunterthanen, durch ſeine Gewaltthätigkeit, kränken 
will, iſt das Criterium des Hochverraths. 

Schultz hat nicht gehandelt; daß er nicht zur Anzeige 
verpflichtet war, habe ich oben ausgeführt. 

Der Umſtand, daß Czarnowski ſich vor ihm als eifri⸗ 
gen Patrioten gezeigt, daß Trzaskowski ihm gleichfalls 
Sympathie für die Wiederherſtellung des polniſchen Rei⸗ 
ches geheuchelt und ihn deshalb zur Empfehlung des 
Czarnowski veranlaßt bat, iſt gleichgültig. 

Die Anklage behauptet nicht, daß der Angeklagte 
Schultz ſich ſel bſt betheiligt. — In der Vorunterſuchung 
hat der Angeklagte zugeſtanden, daß er auf die Bemerkung 
des Czarnowski: er müſſe ihm eigentlich einen Eid ab⸗ 
nehmen, gelächelt habe. Der Inquirent ſchließt, mit 
der Anklage, hieraus, daß der Angeklagte der Verſchwöͤ⸗ 
rung beigetreten ſei. 

Dies Lächeln, meine Herren! läßt aber wahrhaft noch 
ganz andere Deutung zu. Davon bin ich überzeugt, Sie 
werden darin keinen Beitritt zu einer hochverrätheriſchen 
Verbindung erkennen, und trage ich an: den Angeklagten 
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freizuſprechen und ihn ſofort ſeiner Haft zu ent⸗ 
laſſen. 


VIII. 

Sitzung vom 9 Oktober. 
Vertheidigungsrede für Conſtantin Milewski (Nr. 118 der 
Anklage.) 

Meine Herren! 

Der Herr Staatsanwalt hat heute wiederholt ausge— 
ſprochen, die Anklage bilde ein Ganzes, und die Verthei⸗ 
digung mache ſich die Sache zu leicht, wenn ſie bei Un⸗ 
terſuchung der Schuldbarkeit ihres Clienten nur dasjenige 
prüfe, was in der Anklageſchrift für den Einzelnen als 
Belaſtungs⸗Moment vorgetragen ſei. Der allgemeine Theil 
der Anklage enthalte die eigentliche Belaſtung. Es ſei 
daher eine Prüfung und Widerlegung des allgemeinen 
Theils auch bei Vertheidigung jedes einzelnen Angeklag⸗ 
ten Pflicht. Meine Herren! Der Vorwurf gilt mir. Ich 
nehme ihn mit Vergnügen hin. — Habe ich doch das 
Bewußtſein, ſo oft ich geſprochen, den allgemeinen Theil 
berührt und gewürdigt zu haben. Ich habe bei dem frü⸗ 
heren Vortrage geſagt: 

Der Anklage — wie ſie uns vorliegt — fehlt nichts 
weniger als Alles, 

Sie erinnern ſich, meine Herren! daß ich dieſe Anſicht 
in einem ausführlichen Vortrage gerechtfertigt. Ich habe 
mit dem Titelblatte begonnen — ich habe nachgewie— 
fen, daß auf dem Titelblatte die Anklage zwei Dinge vor- 
ausſetze, deren Beweis in der Anklageſchrift nirgend an— 
getreten ſei, nämlich: 
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1) daß „ein Unternehmen“ zu Wiederherſtellung 
des Polniſchen Reiches in den Grenzen vor dem 
Jahre 1772 exiftirte, 

2) daß „ein ſolches Unternehmen“ Hochver⸗ 
rath ſei. 

Ich habe Ihnen entwickelt, daß eine Anklage vor Als 

lem, zunächſt: 

die Erzählung derjenigen Thatſachen erfordere, welche 

Veranlaſſung zu der Unterſuchung gegeben, und daß 

es Pflicht der Anklage ſei, jedem einzelnen Angeklagten 

diejenigen Thathandlun gen nachzuweiſen, 
durch welche er ſich als Urheber, Theilnehmer oder Mit⸗ 
wiſſer des behaupteten Verbrechens gegen das beſtimmte 

Strafgeſetz vergangen. 

Meine Herren! Ich habe das Bewußtſein, bei dieſer 
Prüfung genau zu Werke gegangen zu ſein. Ich glaube 
auch bewieſen zu haben, daß der allgemeine Theil der An- 
klage in feinem thatſächlichen Inhalte mit der Betheili⸗ 
gung der einzelnen Angeklagten nicht in Verbindung ſteht. 
Ich habe bei dem früheren Vortrage im Intereſſe der Ver⸗ 
theidigung ausdrücklich dagegen proteſtirt, daß die Beſtre⸗ 
bungen der Centraliſation den Unterthanen des Großher⸗ 
zogthums Poſen zugerechnet werden. 

Meine Herren! Die Vertheidigung muß die Umſtände 
beklagen, welche die gegenwärtige Unterſuchung veran— 
laßt, ſie muß aber insbeſondere den Geiſt anklagen, der 
ſie geleitet hat. 

Mit Recht hat man bei den Bewohnern der ehemals 
polniſchen Landestheile die lebhafteſten Sympathien für 
die Wiedergeburt des polniſchen Reiches vorausgeſetzt. 
Man hat aber von Geſinnungen auf Handlungen geſchloſ— 
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ſen, und die Geſinnungen zum Gegenſtande der Unterſu— 
chung gemacht. 

Daher das Ergebniß, daß die bei den einzelnen Ans 
geklagten vorgetragenen Thatſachen entweder nicht bewie— 
ſen, oder inſofern ſie bewieſen, vor dem Strafgeſetze voͤl⸗ 
lig unerheblich ſind. 

Die Vertheidigung muß ſich auf die Unterſuchung des— 
jenigen beſchränken, was thatſächlich bei den einzelnen Ans 
geklagten als belaſtend vorgetragen iſt. 

Der Inhalt des allgemeinen Theils der Anklage, der 
Wunſch der nationalbewußten Bevölkerung aller ehemals 
polniſchen Landestheile, nach Befreiung ihres Vaterlan⸗ 
des, das Beſtehen der Centraliſation, ihre Manifeſte, das 
ſind Thatſachen, die gegen die einzelnen Angeklagten nicht 
als Belaſtungs-Momente gelten können. 

Ich habe mit Ueberzeugung und mit Wahrheit vor 
Ihnen ausgeführt, daß das Nationalbewußtſein der Po⸗ 
len, daß ihre Sehnſucht nach dem Einen, freien Vater- 
lande, nicht ſtrafbar, daß ſie die natürliche Folge ihres 
Schickſals iſt. Ich habe die Beruhigung, mit Wärme 
Alles für meine Clienten geſagt zu haben, was ich zur 
Vertheidigung für dienlich und nöthig hielt. 

Sie, meine Herren, werden mir das Zeugniß nicht 
verſagen, daß ich den allgemeinen Theil der Anklage mit 
Sorgfalt und Umficht geprüft; auch die Angeklagten wer⸗ 
den mich nicht beſchuldigen, daß ich bei ihrer Vertheidi— 
gung nicht forgfältig verfahren! 

Anklage und Vertheidigung ſind natürliche Gegner! 
ob die Art der Vertheidigung den Beifall der Staats— 
anwaltſchaft erhält, gilt mir gleich! Als Vertheidiger 
habe ich meine Pflicht erfullt. — Wollte ich bei jedem 


82 

einzelnen Angeklagten den Inhalt des Titelblattes, der 
Vorrede und des allgemeinen Theils und alles dasjenige, 
was in der gegenwärtigen Unterſuchung von der Staats- 
anwaltſchaft behauptet, was nicht erwieſen worden iſt, 
zum Gegenſtande meines Vortrages machen, 

die Vertheidigung müßte ſich ewig wiederholen — die 

Sitzungen währten nothwendig Jahre lang. 

Ich habe die Anklage in den Händen. Die Staats- 
anwaltſchaft behauptet Blatt 23: 

Auch für Waffen und Munition zu ſorgen, wurde den 
Einzelnen zur Pflicht gemacht. Es wird ſpäter bei 
den die einzelnen Perſonen betreffenden Theilen dieſer 
Anklage gezeigt werden, wie die Verſchworenen dieſer 
Anweiſung durch Herbeiſchaffung von Säbeln und 
Schießwaffen, von Pulver und Blei, durch Zurichtung 
von Lanzen und Senſen nachgekommen ſind; hier mag 
nur erwähnt warden, daß im Herbſt 1845 und zu An⸗ 
fang des Jahres 1846 nicht nur in Poſen, ſondern 
auch in Berlin ein ſo auffallend ſtarker Ankauf von 
Waffen und Munition ſtattfand, wie er früher kaum 
jemals vorgekommen war. Ja ſchon im Sommer 1844 
hatte Wladislaus v. Loncki an einem Tage 72 Säbel⸗ 
klingen bei dem Schwertfeger Muhm in Berlin ges 
kauft. 

Bei den ſämmtlichen Angeklagten, über deren Schuld— 
barkeit bis jetzt verhandelt, hat die Staatsanwaltſchaft 
vergeblich die Vorbereitung des Aufſtandes durch Berei- 
tung von Waffen zu beweiſen verſucht. Woher die Staats⸗ 
anwaltſchaft die Wiſſenſchaft von großen Ankäufen von 
Waffen in Poſen und Berlin erlangt, welche Thatſachen 
hierüber zu ihrer Kenntniß gekommen — in der Ankla⸗ 
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geſchrift hat ſie dies nicht weiter entwickelt. Der Ankauf 
von 72 alten Säbelklingen bei dem Schwertfeger Muhm 
iſt aber der behaupteten National-Erhebung von 20 Mil⸗ 
lionen gegenüber wahrhaft nicht erheblich. 

Meine Herren! Im Intereſſe meiner Clienten bedarf 
es einer ähnlichen Prüfung des ganzen Inhalts des all— 
gemeinen Theiles nicht. Die Vertheidigung kann ſich 
deren enthalten, ohne dem Vorwurfe: „ſie nehme die 
Sache zu leicht“, zu begegnen. Der Herr Staatsanwalt 
hat bei einem frühern Vortrage meine Bemerkung über 
die Mängel der Anklage durch die Worte zurückgewieſen, 
es ſei eine weiſe und ſchoͤne Vorſchrift des Geſetzes, daß 
die Staatsanwaltſchaft die Belaſtungsmomente zuſam⸗ 
menfaſſe und daß der Richter über deren Erheblichkeit 
entſcheide. 

Ich habe auch hiergegen ſchon bemerkt, daß nach dem 
Geſetze vom 17. Juli 1846 der Staatsanwaltſchaft al⸗ 
lein das Recht der Anklage gebührt. Der Richter mußte 
die Anklage zulaſſen, weil die Staatsanwaltſchaft in dem 
Vorworte die nähere Betheiligung der einzelnen Ange⸗ 
klagten in Ausſicht ſtellt, und weil Sie, meine Herren! 
nach dieſem Geſetze auch zu erkennen haben, ob ein an⸗ 
deres, als das von dem Herrn Staatsanwalt behauptete 
Verbrechen des Hochverraths, vorliegt. Aus dieſem Grunde 
habe ich früher mit Umſtändlichkeit erörtert, ob Hochver⸗ 
rath, verbotene Verbindungen, Landesverrath oder Auf⸗ 
ruhr Gegenſtand der Belaſtung ſei. Ich habe auch ge= 
ſagt, daß die Staatsanwaltſchaft den Vorwurf einer man⸗ 
gelhaften Anklage allein hinnehmen muß. 

Ich brauche dies nicht zu wiederholen und gehe des⸗ 
halb zu der Vertheidigung des Milewski über. 
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Der Herr Staatsanwalt ſetzt auch hier den Thatbe— 
ſtand des Hochverraths voraus. Er ſagt wörtlich, in— 
dem er von der Unterlaſſung der Anzeige eines Geſpraͤ— 
ches des Mitangeklagten v. Grabowski ſpricht: 

Hierin liegt ꝛc., daß er ſich der Theilnahme an dem 
Hochverrathe ꝛc. ſchuldig gemacht. 
Denn, fährt der Herr Staatsanwalt fort, der Angeklagte 
hat ſich tiefer in die Verſchwörung verwickelt. — 

Meine Herren! von welcher Verſchwörung die Staats— 
anwaltſchaft ſpricht, iſt nicht klar. Die Centraliſation 
und ibre offen erklärte Abſicht der Wiederherſtellung des 
Polenreichs iſt keine Verſchwörung. Es fehlt dieſer Be⸗ 
züchtigung daher jeder Beweis. 

Der Staatsanwalt erzählt dann, der Angeklagte habe 
ſich mit den Gymnaſiaſten Pohl und Pior über die Vor— 
züge einer demokratiſchen und ariſtokratiſchen Regierungs- 
form unterhalten. Meine Herren! Geſpräche über die 
Vorzüge einer Staatsverfaſſung find keine Thathandlun⸗ 
gen. Sie ſind es um ſo weniger dann, wenn die ju⸗ 
gendfriſche Unabhängigkeit des Geiſtes durch geſchichtliche 
Studien mit der Nothwendigkeit der Fortbildung der 
Völker und der Umwandlung des Beſtehenden vertraut, 
der Pole auch durch ſeine Lage zu dem Wunſche der 
Vereinigung und zu dem Nachdenken über die Mittel der 
Erreichung dieſes Ziels gedrängt wird. 

Der Herr Staatsanwalt ſagt weiter: als Pohl ſchein— 
bar nachgab. Dies ſcheinbar erſcheint der Vertheidi— 
gung nicht unwichtig, und das um ſo mehr, als der 
Angeklagte durch dies Eingehen auf das Gejpräch zu 
weitern Mittheilungen veranlaßt worden iſt. 

Aber, meine Herren! was hat denn der Angeklagte 
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mitgetheilt? — Er bat erzählt, was Jeder aus den Zei— 

tungen und der Literatur wiſſen konnte, aus welcher die 

Anklage den Inhalt des allgemeinen Theils entnommen: 
es beſtehe in Paris ein demokratiſcher Verein, es werde 
eine Revolution ausbrechen. Der Ausbruch werde zu 
Weihnachten 1845 erfolgen. 

Meine Herren! dieſe Erzählung enthält Unrichtigkei⸗ 
ten, — deshalb, weil man etwas Unwahres erzaͤhlt, 
mag man den Vorwurf unvorſichtiger Aeußerung bin— 
nehmen. — Aber zur Bezüchtigung des Hochverrathes 
reichen ſolche Erzählungen nicht aus. Der Herr Staats- 
anwalt gründet auf dieſe Erzählung den Antrag auf die 
Strafe des Hochverraths wie folgt: es beſteht ein Verein 
zur Wiederherſtellung des Polenreichs; er hat Emiſſaire 
in den preußiſchen Provinzen, die ihre Pläne und Grund- 
ſätze der Ausführung verbreiten. Gegen den Angeklag— 
ten iſt bewieſen, daß er von dieſen Zuſtänden Kenntniß 
hatte. Ein Menſch, der das thut und das ſpricht, was 
die Zeugen Pohl und Pior bekundet haben, der iſt aber 
nach Anſicht der Staats-Anwaltſchaft nicht nur Mitwiſſer 
eines hochverrätheriſchen Unternehmens, ſondern hat ſich 
demſelben auch thätig angeſchloſſen. 

Aber hier, meine Herren, fehlt der Zuſammenhang. 

Die Anklage mußte dem Milewski beweiſen, daß er 
mit dem demokratiſchen Verein in Paris in Verbindung 
getreten, daß er der Ausführung feiner Pläne ſich ge⸗ 
widmet, und daß er für dieſelben thätig war. 

Dann konnte die Anklage überhaupt erhoben werden, 
und dann erſt hätte die Vertheidigung die Pflicht, zu 
beweiſen, daß ein ſolches Unternehmen, deſſen Eriſtenz 
der Herr Staatsanwalt behauptet, nicht Hochverrath ſei. 
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Gegen die Beſchuldigung über die Exiſtenz des demo⸗ 
kratiſchen Vereins, über den Wunſch einer National-Er⸗ 
hebung aller Polen und die Abſicht einer Revolution mit 
Gymnaſiaſten geſprochen zu haben, bedarf es keiner Ver⸗ 
theidigung. Die Kenntniß des Beſtehens des Central⸗ 
Vereins iſt kein Verbrechen. Zur Anzeige dieſer 
Wiſſenſchaft iſt der Angeklagte fo wenig als zur Ver— 
ſchwiegenheit verpflichtet. Was würde wohl der betref— 
fende Kreislandrath geantwortet haben, wenn Milewski 
vor ihm mit der Anzeige erſchienen wäre: in Paris be⸗ 
ſtehe ein Centralverein der Polen, der ſich die Wieder⸗ 
herſtellung der Freiheit des Vaterlandes zur Aufgabe ge⸗ 
ſtellt und der eine Revolution in allen ehemals polni⸗ 
ſchen Landestheilen beabſichtige? Wahrſcheinlich Hätte 
der Hr. Landrath geantwortet: das ſtehe in allen Zeitungen. 

Ich erwarte daher mit Zuverſicht, daß Sie über mei⸗ 
nen Clienten das Nichtſchuldig ausſprechen werden. 


IX. 


Sitzung vom 17. Oktober. 


Vertheidigungsrede für Johann Betlewski (Nr. 134 der 
Anklage). 
Meine Herren! 

Die Umgeſtaltung des Criminal-Verfahrens gab — 
in Anerkennung eines dringenden Bedürfniſſes — der 
Vertheidigung in der Staatsanwaltſchaft einen Gegner. 
Es iſt dies ein Fortſchritt, wie ihn die Würde des Rich⸗ 
teramtes forderte. Jeder Angriff der Vertheidigung gilt, 
wie die Entgegnung des Anklägers — es bedarf wobl 
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kaum einer Erwähnung — der Sache! — Die Verthei⸗ 
digung iſt zum Angriff der Anklage verpflichtet — ſie 
hat ihre Aufgabe gelöft, wenn ihr die Vernichtung ge⸗ 
lingt. Dieſe Pflichterfüllung muß frei und furchtlos 
fein. Das Völkerrecht verbietet — auch im Kriege — 
den Gebrauch gewiſſer Arten von Waffen. — Auch die 
Angriffe der Vertheidigung haben ihre Grenzen — ſie 
ſind durch das Geſetz und das Pflichtgefühl geboten. — 
So oft ich geſprochen, lag es nie in meiner Abſicht, 
perſöͤnliche Eigenſchaften des Anklägers zum Gegenſtande 
des Vortrages zu machen; auch Lob hat an der Stelle 
keinen Werth, wo der Tadel nicht erlaubt iſt. — Eins 
muß ich von der Anklage fordern. Ich fordere dies als 
ein Recht! Die Staatsanwaltſchaft hat die Pflicht, 
diejenigen Bemerkungen, zu denen ſie mein Vortrag 
veranlaßt, auch mir gegenüber auszuſprechen, damit 
ich, im Intereſſe meiner Clienten, zur Entgegnung 
ſogleich bereit und veranlaßt bin. — Es gebührt dem 
Vertheidiger geſetzlich das letzte Wort — es wird aber 
auch der Uebelſtand vermieden, daß ein anderer Ver⸗ 
theidiger zur ablehnenden Entgegnung und Aeußerung 
ſeiner perſönlichen Anſichten über meine Vertheidi⸗ 
gungsweiſe Gelegenbeit nimmt. Auch heute iſt eine Prüs 
fung der Anklage mein Beruf. — Die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft behauptet, die Anklage ſei eine, und begründet 
dieſelbe in dem Allgemeinen Theile auf die Manifeſte der 
Centraliſation und die politiſchen Beſtrebungen zur Be⸗ 
freiung aller ehemals polniſchen Landestheile von der 
Fremdherrſchaft. 

Sie ſtellt Hrn. v. Mieroslawski an die Spitze des 
Unternehmens, und verfolgt ihn ſowohl, als alle dieje⸗ 
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nigen Angeklagten, welche ſich an Wünfchen und Plänen 
für Wiederherſtellung des großen polniſchen Reiches be— 
theiligt, wegen Hochverraths— 

Der F. 92 unſeres Strafrechts erfordert zum Begriffe 
des Hochverraths ein Unternehmen, und daß dies Un— 
ternehmen entweder gegen die Freiheit oder das Leben des 
Staats-Oberhauptes oder auf eine gewaltſame Um- 
wäl zung des Staats gerichtet ſei. 

Bei Hrn. v. Mieroslawski und denjenigen Angeklag— 
ten, deren Belaſtung von der Staatsanwaltſchaft aus 
den Beſtrebungen der Centraliſation zur Wiedererlangung 
der Selbſtſtändigkeit Polens hergeleitet iſt, fehlt, das iſt 
unſtreitig, zur Anwendung einer Strafe wegen Hochver— 
raths ein Unternehmen. 

Die Staatsanwaltſchaft hat in der Anklage die ver— 
ſchiedenſten Erſcheinungen zuſammengeſtellt. Sie behaup⸗ 
tet ihre Einheit, damit ſie ſich gegenſeitig ergänzen, 
und die Anwendung der nämlichen Strafe für alle 
Beſchuldigte möglich machen. 

Die Vertheidigung muß, im Intereſſe aller Ange⸗ 
klagten, dieſe, von der Anklage künſtlich hergeſtellte Ver⸗ 
bindung auflöſen, und jede Erſcheinung, vereinzelt, 
unter den Geſichtspunkt des Strafgeſetzes bringen. — Die 
Gemeinſchaftlichkeit eines Unternehmens fordert Verab- 
redung der Unternehmenden und Uebereinſtimmung in 
Bezug auf Abſicht, Zeit und Mittel. 

Eine Vergleichung des der Anklage vorausgeſchickten, 
auf die Beſtrebungen der Centraliſation und die revolus 
tionäre Literatur des Auslandes geſtützten allgemei— 
nen Theils und desjenigen Abſchnittes, welchen die 
Anklage dem Stargardter Unternehmen vorausgeſchickt 
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hat, zeigt ganz deutlich, daß das Stargardter Unter: 
nehmen für ſich vereinzelt daſteht, und mit den Be— 
ſtrebungen, deren die Staatsanwaltſchaft in dem zuerſt 
erwähnten allgemeinen Theile gedenkt, und die ſie als 
hochverrätheriſche bezeichnet, nicht in Verbindung 
gebracht werden kann. 

Nach dem allgemeinen Theile der Anklage war die 
Abſicht der Centraliſation: Wiederherſtellung des großen 
Polenreichs unter dem Schutze einer demofrati- 
ſchen Verfaſſung. Es wurden die Führer erwar⸗ 
tet. Die Zeit des Ausbruches des Aufſtandes war uns 
beſtimmt, als die Verhaftung des Hrn. v. Mieros⸗ 
lawski, nach der Behauptung der Staatsanwaltſchaft, den 
Plan der Verbundenen vereitelte. 

Es iſt viel darüber verhandelt, ob dieſe Pläne der 
Centraliſation und die Theilnahme an ſolchen, als gegen 
die Verfaſſung des preußiſchen Staates gerichtet, ans 
geſehen werden können, — es iſt weitläuftig über den 
Begriff des Wortes: „Verfaſſung“ geſprochen worden. 

In Bezug auf die Belaſtung des Hrn. v. Mieros⸗ 
lawski und aller derjenigen Angeklagten, die der Theil⸗ 
nahme an den Wünſchen für Polens Wiedergeburt und 
an den Plänen der Centraliſation beſchuldigt, iſt dieſe 
Unterſuchung ohne Gegenſtand. Es fehlt bei Beurtheis 
lung ihrer Strafbarkeit, der Beſchuldigung wegen 
Hochverraths gegenüber, an einem Unternehmen. 

Bei dem Stargardter Unternehmen iſt nach dem, von 
der Anklage aufgeſtellten Thatbeſtande Wiederherſtellung 
der angeblich bedrängten katholiſchen Religion und Schutz 
des Lebens der Katholiken, der verſammelten Menge als 
Zweck der Zuſammenrottung angegeben. — Fuhrer was 
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ren: Ceynowa, v. Puttkammer-Kleszezynski, Lobodzki. — 
Von einer Verbindung mit anderweitigen Beſtrebun⸗ 
gen wurde den Verſammelten nichts mitgetheilt. 

Zum Angriff von Preußiſch⸗Stargardt war die Nacht 
vom 21. zum 22. Februar beſtimmt. Grit bei der An⸗ 
kunft vor Stargardt wurde dem zuſammengetretenen 
Haufen mitgetheilt, daß der Huſarenſtall in Stargardt 
genommen, und die Wachen getödtet werden ſollten. 

Sie erinnern ſich, meine Herren! welch friedliche 
Geſinnungen bei dieſer Gelegenheit die Glaubens-Armee 
geäußert. — Einer der Kämpfer bemerkte, er könne kei⸗ 
nen Hahn tödten, geſchweige denn einen Men⸗ 
ſchen. Ein anderer äußerte: Man könne doch jetzt 
nicht in Stargardt eindringen, es ſchliefen ja alle Leute, 
man würde fie im Schlafe ſtören. 

So viel ſteht, meines Dafürhaltens, durch dieſe 
Zeugenausſagen feſt, daß die zuſammengerotteten Berjo- 
nen weder von Lobodzki, noch von irgend Jemand 
davon unterrichtet worden ſind, daß der Zweck des 
Zuges gegen Stargardt ein anderer als der Schutz 
des katholiſchen Glaubens ſei. — Es iſt während 
der Verhandlungen ausdrücklich erwähnt worden, daß 
den Verſammelten mitgetheilt worden iſt, Glaube werde 
gegen Glauben ſtehen. 

Es war daher die Zuſammenrottung und der Zug 
nach Stargardt weder gegen das Leben und die Freiheit 
des Staats-Oberhauptes, noch gegen die Verfaſſung 
des preußiſchen Staates gerichtet. 

Die geheimen Abſichten und Anſichten der Führer 
koͤnnen für die ſtrafrechtliche Beurtheilung der erkenn- 
bar gewordenen Handlungen, und insbeſondere bei 
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Beurtheilung der Schuldbarkeit derjenigen Indivi- 
duen, welche von ihnen zuſammengerufen, und gegen 
Stargardt geführt worden find, nicht maßgebend fein. 

Die von dem zuſammengerotteten Haufen, bei Mit⸗ 
theilung des Plans zum Angriffe des Huſarenſtalls und 
Tödtung der Wachen, laut und offen erklärte Weige⸗ 
rung, ſchließt die Anwendung der Strafbeſtimmung des 
$. 92 Tit. 20 Th. II. Allg. Landrecht dieſem gegen- 
über unbedingt aus. Es kann auch eine Beſtrafung 
nicht aus der Beſtimmung der $$. 96 und 72 des Straf- 
rechts hergeleitet werden. Dieſe Veſtimmungen ſetzen 
voraus, daß ein hochverrätheriſches Unternehmen vor⸗ 
liegt, und daß diejenigen Perſonen, deren Beſtrafung 
eintreten ſoll, durch Rath und That zu dieſem Un⸗ 
ternehmen behülflich waren. 

Daß die Führer des Stargardter Zuges mit der Cen- 
tralifation in Verbindung ſtanden, daß ſie in Ausfüh- 
rung ihrer Pläne den Streifzug gegen den Huſaren⸗ 
ſtall in Stargardt unternommen, hat die Staatsan⸗ 
waltſchaft nicht erwieſen. 

Die Ueberzeugung, daß im Augenblicke, wo es ſich 
um Polen's Freiheit handelt, alle Polen mit Heldenmuth 
für die Sache des Vaterlandes aufſtehen werden, darf 
keine Veranlaſſung geben, jedes Unternehmen in ches 
mals polniſchen Landestheilen aus dieſem Geſichtspunkte 
zu beurtheilen. 

Der Eid, den die Anführer des Zuges gefordert, ver— 
langt Gehorſam, aus Liebe zum Glauben und dem Bas 
terlande. Aus dieſem können auch die Abſichten nur 
erklart werden. Nach Lobodzki's, Ceynowa's und v. Putt⸗ 
kammer's Geſtändniſſen lag dem Zuge die Abſicht zum 
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Grunde, mit den Pferden und Waffen der Stargardter 
Beſatzung gerüſtet, nach dem Königreich Polen überzu— 
treten, und gegen die ruſſiſche Regierung einen Aufſtand 
zu erregen. 

Rach dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme möchte ich 
an der Wahrheit dieſer Geſtändniſſe zweifeln. — Jeden⸗ 
falls deutet alles was ermittelt worden iſt, darauf hin, 
daß man Unordnungen im preußiſchen Gebiete hervorru— 
fen wollte. Daß dies nicht Hochverrath iſt, be- 
darf keiner weiteren Ausführung. — Die Beſtimmungen 
der $$. 128. und 130. des Strafrechts, welche das Zu⸗ 
ſammenbringen bewaffneter Leute als landesverräthe⸗ 
riſch mit nachdrücklicher Geld- oder Leibesſtrafe belegen, 
ſind den Leitern des Unternehmens gegenüber nicht an— 
wendbar, weil fie, wie aus der Beſtimmung des F. 106. 
des Strafrechts hervorgeht, das Vorhandenſein eines 
äußern Feindes vorausſetzen. — Dagegen halte ich die 
Strafbeſtimmungen der § . 167. 174. und 175. bei Beur⸗ 
theilung des Stargardter Unternehmens im Allgemeinen 
für maßgebend. 

Dem Betlewski ſo wie den übrigen Individuen, welche 
gegen Stargardt geführt worden ſind, kann aber, bei 
Beurtheilung ihrer Strafbarkeit nur das als Abſicht 
des Zuges zugerechnet werden, was ihnen erweislich 
mitgetheilt worden iſt. — Sie ſollten den Katholiken zum 
Schutze ihres Lebens zu Hülfe eilen; es iſt ihnen durch 
Lipinski ſogar geſagt worden: „der König wolle es ha— 
ben.“ — Sie haben in dem Augenblicke, als ihnen der 
Huſarenſtall in Stargardt, die Toͤdtung der Wachen und 
das Wegnehmen von Waffen und Pferden als Zweck 
des Zuges bezeichnet war, ihre Hülfe verweigert, und 
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haben daher zu Ausführung der Abſichten ihrer Führer 
Nichts gethan. Den Leitern des Unternehmens, deren 
Abſichten auf den Huſarenſtall in Stargardt gerichtet 
waren, kommt aber, meines Dafürhaltens, bei Beurthei⸗ 
lung ihrer Strafbarkeit, die Beſtimmung des F. 42. des 
Strafrechts zu Gute, indem der Zug an ſich nur als 
eine vorläufige Veranſtaltung zu dem beabſichtigten 
Ueberfalle anzuſehen iſt. 

Die Anklage wegen Hochverrathes iſt gegen 
alle, bei dem Stargardter Unternehmen betheiligte In- 
dividuen unbegründet, und trage ich an: 

den Betlewski freizuſprechen und ihn ſofort der 
Haft zu entlaſſen. — 


Sitzung vom 23. Oktober. 
Vertheidigungsrede für Caſimir Plotek (Nr. 152 der Anklage) 
und für Franz Grajewski (Nr. 163 der Anklage.) 

Meine Herren! 

Die Anklage iſt auf die Geſchichte des polniſchen Rei- 
ches und auf die Beſtrebungen der Emigration zur Wie— 
derherſtellung des polniſchen Reiches begründet. Für die 
Richtigkeit ihrer Anſicht ſpricht das Jahr 1772, und alle 
feit jener erſten Theilung Polens aus ihr hervorgegan— 
genen Ereigniſſe, insbeſondere aber die Thatſache, daß 
der Zuſtand der Fremdherrſchaft ein unnatürlicher, und 
daß jede Regung des Nationalgefühls naturgemäß Be- 
freiung im Auge hat. Die Staatsanwaltſchaft weiß, 
daß bei einer in Krakau ſtattgefundenen, durch Herrn von 
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Mieroslawski geleiteten Verſammlung, der 21. Februar, 
als Tag der gemeinſchaftlichen Erhebung der Bevoͤlkerung 
aller ehemals polniſchen Landestheile beſtimmt war. — 
Sie nimmt an, daß alle diejenigen Perſonen, welche 
mit Herrn v. Mieroslawski in Berührung gekommen, ihre 
Zuſtimmung zu den in Krakau gefaßten Beſchlüſſen er—⸗ 
klärt, und daß ſie die Erhebung vorbereitet haben. — 
Deshalb hat ſie Herrn von Mieroslawski ſowohl, als 
alle Diejenigen, bei denen ſie Sympathieen für ſeine 
Pläne vorausſetzte, des Hochverraths angeklagt, ob— 
wohl Herr v. Mieroslawski bereits am 12. Februar ver⸗ 
haftet, und die angeblich beſchloſſene Erhebung weder 
am 21. Februar noch überhaupt in den, dem preußi⸗ 
ſchen Scepter unterworfenen polniſchen Landestheilen zur 
Ausführung gekommen iſt. 

Bei den früheren Verhandlungen iſt die Frage, ob 
die Pläne des Herrn v. Mieroslawski und der Centrali— 
ſation auf eine Schilderhebung im Großherzogthum Po— 
ſen gerichtet geweſen, und ob eine ſolche überhaupt 
als Hochverrath beſtraft werden könne, von der 
Staatsanwaltſchaft und der Vertheidigung nach allen 
Seiten beſprochen worden. Meines Dafürhaltens ganz 
ohne Noth, weil Herr v. Mieroslawski ſo wenig, als 
diejenigen Perſonen, welche der Sympathie für ſeine 
Pläne beſchuldigt werden, irgend etwas unternom— 
men haben. 

Die Staatsanwaltſchaft ergänzt dieſen Mangel durch 
die von ihr behauptete Einheit der Anklage. Sie be— 
zeichnet als Unternehmen die Attentate von Bromberg, 
Stargardt und Poſen, und beurtheilt diejenigen Perſo— 
nen, welche ſich an dieſen Unternehmen betheiligt, aus 
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dem Geſichtspunkte, als ob ihre Handlungen die Folge 
einer mit Herrn v. Mieroslawski, oder einem an⸗ 
deren Emiſſair der Centraliſation ſtattgefundenen Ver⸗ 
abredung ſei. Bei einem früheren Vortrage habe ich 
bereits angeführt, daß nach F. 73. des Strafrechts die 
Gemeinſchaftlichkeit eines Verbrechens Uebereinſtimmung 
in Bezug auf Zeit, Abſicht und Mittel fordert, und babe 
für die Stargardter Ereigniſſe überzeugend nachgewieſen, 
daß ſolche, als eine vereinzelte, durch veligiöfe Mifver- 
ſtändniſſe veranlaßte zweckloſe Aufregung angeſehen wer⸗ 
den müſſen. 

Das Unternehmen des Herrn v. Trompezynski hat gleich⸗ 
falls ſeine beſondere Richtung. 

Die Thatſache, daß alle Polen ſich in gleicher 
Liebe zu ihrem Vaterlande und in der Sehn⸗ 
ſucht nach dem Tage der Befreiung begegnen, 
darf, wenn es ſich um die Verletzung eines Strafgeſetzes 
bandelt; nicht für die Angeklagten, ſie darf aber auch 
nicht gegen ſie angerufen werden! 

Die Staatsanwaltſchaft hat Herrn v. Trompezynski und 
die Theilnehmer an dem Kurniker Zuge des Hochverrathes 
angeklagt. Sie begründet ihren Strafantrag auf die Art 
und Weiſe, in welcher der Zug gegen Poſen in der Nacht 
vom 3. zum 4. März unternommen, bringt dies Unter 
nehmen mit dem Aufſtande in Krakau in eine künſtliche 
Verbindung, und gelangt ſo zu dem Schluſſe, daß unter 
Leitung des Dr. Niegolewski und der Candidaten Chamski 
und Paternowski eine Eroberung der Feſtung Poſen, die 
Ermordung des Feſtungs-Commandanten, und eine Er⸗ 
bebung des Großherzogthums Poſen gegen die preußiſche 
Regierung beabſichtigt worden fei. 
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Die über die Vorgänge in der Drapalka ſowohl, als 
auf dem Zuge nach Poſen, ſtattgefundene Beweisaufnahme 
ſteht dieſer Ausführung unbedingt entgegen. 

Die von dem Angeklagten von Trompezynski in der 
Drapalka an die Verſammelten gerichteten Worte ent» 
halten weiter nichts, als daß er den Befehl erhalten 
habe, nach Poſen zu gehen, um bei den Unruhen be— 
bülflich zu fein, daß nicht viel zu thun, und nur dar— 
auf zu achten ſei, daß die Kanonen nicht benutzt und 
Niemand aus der Stadt auf die Walliſchei gelaſſen werde. 

Dieſe Worte laſſen unentſchieden, was Herr v. Tromp⸗ 
czynski bei dem Zuge nach Poſen beabſichtigte. Jeden⸗ 
falls geben ſie nicht Veranlaſſung zu dem Schluſſe, daß 
diejenigen Perſonen, zu welchen er ſprach, wiſſen muß— 
ten, daß ſie zu einem gegen die öffentliche Ordnung 
gerichteten Unternehmen benutzt werden ſollten. 

Der Angeklagte v. Trompezynski hat über den Zweck 
des Unternehmens Zugeſtändniſſe abgegeben, und als 
ſolchen die Befreiung der politiſchen Gefangenen bezeich— 
net. Die Ausſagen aller vernommenen Zeugen ſtimmen 
darin überein, daß auch ihnen dies als Zweck des Zuges 
angegeben worden iſt. 

Ueber dieſe Geſtändniſſe können auch Sie, meine Her⸗ 
ren! bei Beurtheilung der Strafbarkeit der Theilneh— 
mer nicht hinausgehen. 

Daß nicht jede Revolution ein Hochverrath, darüber 
kein Wort! 

Der F. 92. fordert die unmittelbare Richtung 
eines Unternehmens gegen das Staatsoberhaupt oder die 
Verfaſſung des Staats. Der F. 96., welcher bei Be— 
urtheilung der Strafbarkeit der entfernten Hülfsleiſtung 
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auf die Beſtimmungen des $. 72. zurückweiſt, ſetzt ein 
bochverrätberifches Unternehmen voraus, zu 
deſſen Gelingen die geleiftete Hülfe nicht nothwendig, aber 
förderlich war. Da es nach den ſtattgefundenen Er⸗ 
mittelungen unzweifelhaft feſtſteht, daß Herr v. Tromp⸗ 
czynski bei ſeinem Zuge als Abſicht nichts anderes, als 
die Befreiung von Gefangenen kannte und den von 
ihm zu dieſem Zuge zuſammengebrachten Perſonen auch 
nur dies als Zweck ihrer Verſammlung mittheilte, ſo 
kann das Unternehmen nur als ein Verbrechen gegen die 
innere Sicherheit des Staates angeſehen werden, deſſen 
Strafbarkeit nach Maßgabe des Erfolges, und der gegen 
die Einzelnen erwieſenen Thathandlungen beur- 
theilt werden muß. 

Der Angeklagte Plotek bat nach den Behauptungen 
der Anklage der Verſammlung beigewohnt, und muß 
nach Anſicht der Staatsanwaltſchaft auch die Rede ge— 
hört baben. Daß er die Rede gehört hat, iſt nicht er⸗ 
wieſen, das Anhören an ſich auch kein Verbrechen. 

Daß er an dem Zuge nach Poſen Theil genommen, 
iſt nicht erwieſen. Die Beweisaufnahme über die An⸗ 
weſenbeit in der Drapalka hat ein ſo zweifelhaftes Er⸗ 
gebniß gehabt, daß die Staatsanwaltſchaft von einem 
Strafantrage Abſtand genommen. 

Der Angeklagte Grajewski war am 3. März nach 
der Behauptung der Staatsanwaltſchaſt in der Drapalka 
und muß dort, ſo folgert die Anklage, die Rede gehört 
haben, weil er große Thätigkeit für das Unternehmen 
entwickelt. Er ſoll Brod und Wein vertheilt, die Ver⸗ 
ſammelten in Reih und Glied geordnet, ſich mit einer 

5 


. 
4 
1 
g 


A u 


— ee ne er 


I 


Flinte bewaffnet und den Weglaufenden mit Erſchießen 
gedroht haben. 

Die Beweisaufnahme hat dieſe Behauptungen der 
Anklage nicht erwieſen. — Dagegen hat der Angeklagte 
ſeine Anweſenheit auf dem Wege zur Drapalka, und ſeine 
Theilnahme an dem Zuge eingeräumt. Nach feiner An⸗ 
gabe hat ihm der Gorski mitgetheilt, daß die Geiſtlichen 
und Edelleute befreit werden ſollten — er hat ſeine Theil⸗ 
nahme abgelehnt, und die Fahrt nach Poſen mitgemacht, 
weil er dort Geſchäfte gehabt. Bei der Ankunft in Po⸗ 
ſen hat er unweit des Doms den Zug verlaſſen und ſich 
in einen Garten verſteckt. 

Daß er ſich an den Thätlichkeiten gegen die Wache 
betheiligt, iſt nicht erwieſen. Die Theilnahme an 
dem Zuge iſt kein Verbrechen. Der Anklage wegen 
Hochverraths gegenüber iſt aber gewiß unerheblich, 
daß er ſich eine Nacht hindurch in einem Garten verſteckt 
gehalten hat. 

Für beide Angeklagte nehme ich den Antrag: dieſelben 
freizuſprechen und ſofort des Arreſtes zu ent⸗ 
laſſen. 


XI. 
Sitzung vom 27. Oktober. 


Vertheidigungsrede für Johann Glembocki (Nr. 185 der Anklage) 
und für Silveſter Otto (Nr. 188 der Anklage). 
Meine Herren! 
Alle Erſcheinungen — das will auch die Vertheidigung 
nicht beſtreiten, — finden ihre naturgemäße Erklä⸗ 


rung in den Zuſtänden, aus denen ſie hervorge⸗ 
gangen. 

Bei Anwendung eines Strafgeſetzes iſt eine ſolche 
Deutung, in Betreff der Abſicht einer Handlung, aber un⸗ 
zuläſſig. a 

Die Centraliſation und ihre offen erklärte, in Mani⸗ 
feſten niedergelegte Abſicht der Befreiung aller polniſchen 
Landestheile von der Fremdherrſchaft, die glühende Va⸗ 
terlandsliebe der Polen, ihre Begeiſterung für die Bes 
freiung des Vaterlandes, die jedes Alter und Geſchlecht 
durchdringt, iſt eine Thatſache, welche erſchütternden Er⸗ 
eigniſſen bereits ihr Daſein gab, und ſolche künftig er⸗ 
warten läßt. 

Dieſe Thatſache, meine Herren! darf aber nicht dazu 
dienen, iu dem Großherzogthume Poſen, als einem ehe⸗ 
mals polniſchen Landestheile jeder Erſcheinung und 
jeder Zuwiderhandlung gegen die Geſetze eine politi— 
ſche Färbung zu geben, und jede Ruheſtörung als ein 
gewaltfames Unternehmen gegen die Verfaſſung des Staa⸗ 
tes zu charakteriſiren. 

Ich bin nicht der Anſicht, daß ein hochverrätheriſches 
Unternehmen, um ein ſolches zu ſein, in ſich die Mit⸗ 
tel und die Sicherheit des Erfolges tragen müſſe, und 
daß ein thörichtes Unternehmen nicht auch Hochverrath 
fein konne. 

Ebenſowenig bin ich der Anſicht, daß das Verbrechen 
des Hochverraths bei dem Verbrecher einen Grad beſon— 
derer höherer Bildung vorausſetze. 

Dagegen muß ich von der Anklage, die gegen meine 
Clienten Beſtrafung wegen Hochverraths in Antrag 


bringt, den Beweis dafür fordern, daß ſie ſich an einem 
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Unternehmen betbeiligt haben, welches gegen das Leben 
oder die Freiheit des Staats-Oberhauptes, oder 
auf eine gewaltſame Umwälzung der Verfaſ⸗ 
ſung des Staates gerichtet war. 

Der Angeklagte Glembocki hat in der Vorunterſuchung 
zugeſtanden, daß er durch den Müllergeſellen Derengowski 
von dem Beſtehen einer Verſchwörung zur Wiederherſtel—⸗ 
lung des großen Polenreichs in Kenntniß geſetzt, daß er 
von ihm und dem Bäckermeiſter Neymann mittelſt Hands 
ſchlags als Theilnehmer verpflichtet, daß er auch die Se⸗ 
minariſten Cieſielski und Zolondkiewiez für die Sache ge⸗ 
wonnen. Außerdem ſoll Derengowski ihm mitgetheilt ha⸗ 
ben, daß künftig die klügſten Männer ausgewählt, daß 
dieſe die weiteren Staatseinrichtungen treffen, daß Stans 
desverſchiedenheit aufhören, und alle Stände gieiche Rechte 
genießen würden. 

Am Abend des 3. März ſoll der Angeklagte durch 
Derengowski erfahren haben, daß in der Nacht die Re- 
volution ausbrechen würde. Er ſoll auf dem Schwer⸗ 
ſenzer Sande eine anſcheinend geladene Flinte erbalten 
baben; hat ſich aber ohne Gebrauch dieſer Flinte, und 
nachdem er ſolche weggeworfen, entfernt. 

Meine Herren! Der Angeklagte hat dieſe Geſtänd— 
niſſe, und zwar aus etwas ſeltſamem Grunde, wi⸗ 
derrufen. Der Inquirent ſoll ihm die Thatſachen mitge— 
theilt, und ihn zu deren Zugeſtändniß mit der Bemerkung 
überredet haben: 

die Zugeſtandniſſe koͤnnten ihm nicht ſchaden, und dem 
Mitangeklagten Neymann nur nützen. 

Es mag dahin geſtellt bleiben, ob der Inquirent dieſe 

Mittheilung gemacht hat, oder nicht. Der Umſtand, daß 
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die Geſtändniſſe dem Angeklagten nicht ſchaden konnen, 
iſt unbedingt richtig. 
Wenn Sie, meine Herren! den heutigen Erklärungen 


des Angeklagten Glauben ſchenken, dann bedarf es keiner | 
Vertheidigung. 
Die Bezüchtigungen der Mitangeklagten Strzyzewski ; 
und Cieſielski find widerrufen — es iſt dann die Anklage * 
beweislos —; die Vertheidigung muß aber auch für mög- b 
lich halten, daß Sie die Zugeſtändniſſe des Angeklagten 1 
in der Vorunterſuchung Ihrer Erwägung werth achten, 7 
und ſolche für dieſen Fall prüfen. N 
Daß der Angeklagte durch den Müllergeſellen Deren⸗ 4 


gowski von der Eriftenz des demokratiſchen Vereins und 
ſeiner Zwecke Kenntniß erhielt, zeigt, daß er der revolu⸗ N 
tionairen Literatur des Auslandes nicht mit Aufmerkſam— | 
keit gefolgt, und daß ihm die Tagesblätter nicht zugän⸗ } 
gig waren. — Daß er überhaupt von den Beſtrebungen ‘ 
des demokratiſchen Vereins Kenntniß gewann, iſt kein 1 
Verbrechen. Der angeblich geleiſtete Handſchlag iſt 4 
unerheblich, da weder Derengowski noch Neymann von 
der Anklage als ſolche Perſonen bezeichnet ſind, welche 


als Mitglieder, oder Emiſſaire der Centraliſation für die 2 
Befreiung des polniſchen Vaterlandes und zur Anwer⸗ 2 
bung von Theilnehmern an dem großen Unternehmen ver⸗ 4 
pflichtet waren. Daß nach den Mittheilungen des De⸗ 

rengowski künftig die Elü gſten Manner zur Leitung der | 
Staats Angelegenheiten ausgewählt werden ſollen, zeigt, 

daß bei Derengowski gute Wünſche für unſere innere ſtaat⸗ 

liche Entwickelung, wie ſie ſonntäglich in dem Kirchenge— ‘ 
bete ihre Stelle finden, lebendig waren. — Daß nach An⸗ 1 
ſicht des Angeklagten alle Stände künftig gleiche Rechte N 
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genießen ſollten, ift mir Beweis dafür, daß Derengowski 
und der Angeklagte mit den Zuſtänden der Gegenwart 
nicht vertraut waren. 

Es wäre ihnen ſonſt nicht unbekannt geblieben, daß 
in unſerem Staate alle Stände gleicher Rechte theilhaft 
find. — Die in Ausſicht geſtellte Aufhebung der Stan⸗ 
desverſchiedenheit iſt mit dem Vorderſatze nicht wohl in 
Einklang zu bringen — der allen Ständen gleiche 
Rechte verleiht. 

Alle dieſe Anſichten ſind aber, bei Beurtheilung der 
Frage, ob Hochverrath vorliege, unerheblich. — Der An⸗ 
geklagte hat keiner derſelben Geltung verſchafft. 

Am Abend des 3. März hat der Angeklagte angeblich 
auf dem Schwerſenzer Sande ein Gewehr erhalten, und 
ſolches ſpäter fortgeworfen. 

Die am 3. März in Poſen ſtattgehabten Unruhen 
galten, — das iſt bei der Verhandlung mit Herrn von 
Trompezynski erwieſen — der Befreiung von Gefangenen. 
Die Geſinnung die der Glembocki gehabt haben kann und 
gehabt haben ſoll, ändern den Zweck des Unternehmens, 
für welches man ihn angeblich bewaffnet, nicht. 

Glembocki war nicht thätig und iſt daher ſtraflos. 

Der Angeklagte Otto hat die Angaben der Anklage 
durchweg beſtritten. Es ſind auch die Bezüchtigungen der 
Mitangeklagten widerrufen. 

Nach den Angaben der Anklage ſoll er durch Strzy— 
zewski von der vorerwähnten Verbindung zur Befreiung 
des polniſchen Vaterlandes Kenntniß erlangt, ſeinen Bei⸗ 
tritt zugeſagt, den Mitangeklagten Golembiewski zur Theil⸗ 
nahme an der Revolution aufgefordert, und ſich am 8; 
März auf dem Schwerſenzer Sande eingefunden haben, 
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als er jedoch Soldaten bemerkt in das Seminar zurück⸗ 
gekehrt ſein. 

Der Angeklagte hat dieſe Angaben auch in der Vor⸗ 
unterſuchung beſtritten; es liegt gegen ihn ſomit auch nicht 
der entfernteſte Beweis vor, und trage ich an: 

die beiden Angeklagten freizuſprechen und ſie ſchon 
jetzt der Haft zu entlaſſen. 


XII. 

Sitzung vom 5. November. 
Vertheidigungsrede für Nicodemus v. Kierski (Nr. 204 der 
Anklage). 

Meine Herren! 

Die Angeklagten ertragen ſammtlich mit mehr oder 
minder Faſſung, jahrelange Haft und Entbehrungen 
jeder Art, für Geſinnungen, die ihnen theilweiſe theu⸗ 
rer als ihr Daſein. 

Auf die Achtung ihrer Gegner haben ſie den unbe⸗ 
dingteſten Anſpruch. 

Das Benehmen der Angeklagten, ihre Haltung, die 
Art ihrer Auslaſſung, mag für Ihre Erwägungen, meine 
Herren! entfernt beſtimmend ſein; — die Anklage mag 
ihre Wahrnehmungen haben — ſie darf ſolche nicht 
zum Gegenſtande ihres Vortrages machen. — 

Zn Wahrung der Ehre ſämmtlicher Angeklagten muß 
ich der Staats-Anwaltſchaft das Recht beſtreiten, das 
Benehmen der Angeklagten zu tadeln, Vergleichungen 
unter Einzelnen anzuſtellen, in ihren Anträgen zu indi⸗ 
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vidualiſiren, und die Ruhe, oder die Empfindlichkeit der 
Angeklagten gemacht oder erkünſtelt zu nennen. 

Auch heute hat die Staatsanwaltſchaft die Auslaſſung 
meines Clienten in dieſer Weiſe getadelt, fie hat den Wi- 
derruf der früher abgegebenen Geſtändniſſe erkünſtelt 
genannt. — Ihrem Urtheile, meine Herren! kann ich mit 
vollem Vertrauen, die Entſcheidung anheimgeben, ob die 
heutige Auslaſſung meines Clienten, oder die frühere, 
die allein richtige ſei. — 

Bei früheren Vorträgen habe ich zum öftern hervor— 
gehoben, daß der Anklageſchrift die Aufzählung derjeni⸗ 
gen Thathandlungen fehle, welche gegen die Angeklagten 
als hochverrätheriſche Unternehmer verfolgt werden, und 
zu Herſtellung dieſes Begriffes geeignet ſind. — In der 
letzten Sitzung hat die Staatsanwaltſchaft entgegnet, meine 
deßfallſigen Bemerkungen ſeien nicht aus dem Geſichts— 
punkte des Geſetzes vom 17. Juli 1846 hervorgegangen, 
vielmehr liege denſelben offenbar eine verwandte, andere 
Geſetzgebung — (es iſt das in den Rheinprovinzen gel⸗ 
tende Geſetzbuch über das Strafverfahren gemeint —) zum 
Grunde. 

Nach den Beſtimmungen der letzterwähnten Geſetzge— 
bung ſei die Anklage die erecutiviſche Ausführung 
eines Urtheils; während nach dem Geſetze vom 17. Juli 
1846 die Anklageſchrift eine Darſtellung deſſen, was be— 
wieſen werden ſolle, und diejenigen Umſtände, die in 
der Vorunterſuchung unaufgeklärt geblieben, ent⸗ 
halten müſſe. 

Meine Herren! Dieſe Anſicht iſt ganz unrichtig. — 
Das Geſetz vom 17. Juli 1846 enthält über die Form 
der Anklage allerdings eine Beſtimmung. Nach $. 66, 
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67 und 68 des erwähnten Geſetzes erfolgt die Verſetzung 
in den Anklagezuſtand durch Beſchluß einer, aus drei 


Mitgliedern beſtehenden Gerichtsdeputation, welche dem 


Staatsanwalte, ſo wie dem Beſchuldigten zu eröffnen iſt. 
— Es wird dem Staatsanwalte zugleich aufgegeben, bins 
nen einer, in der Regel auf nicht länger als 8 Tage zu 
beſtimmenden Friſt, eine Anklageſchrift einzureichen. 
Nach $. 40 des erwähnten Geſetzes enthält eine An— 
klageſchrift: 
den Namen des Angeklagten, eine Darſtellung der ihm 
zur Laſt gelegten That, die Beweismittel dafür, ins⸗ 
beſondere die Namen der Belaſtungszeugen, deren Ab- 
hörung der Staatsanwalt verlangt und die Bezeichnung 
des Verbrechens, deſſen der Angeklagte beſchuldigt wird. 
Nach Art. 218, 238 und 241 des in den Rheinpro⸗ 
vinzen geltenden franzöſiſchen Kriminal-Prozeß-Geſetzbu⸗ 
ches iſt das Verfabren über die Zulaſſung der Anklage 
weſentlich das nämliche; mit dem einzigen Unter⸗ 
ſchiede, daß der Beſchluß des Gerichtshofes durch ein Ur⸗ 
theil ausgeſprochen wird. — Was die Anklageſchrift ent⸗ 
halten muß, ſagt Art. 241. — Es iſt faſt wortlich 
das nämliche, was ich ſoeben als Inhalt des $. 40 
des Geſetzes vom 17. Juli 1846 angeführt habe. Dage⸗ 
gen enthält der Art. 241 nach den in dem ebenerwähnten 
F. 40 nicht enthaltenen Zuſatz: 
der Anklageact endigt mit folgender Wiederholung ſei—⸗ 
nes weſentlichen Inhalts, 
demzufolge wird der ꝛc. angeklagt, an dem und 
dem Tage das und das gethan se. zu haben. 
Wenn ich daher bei der uns vorliegenden Anklage ge— 
rügt, daß eine Bezeichnung derjenigen Thathandlungen 
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fehle, welche den einzelnen Angeklagten zur Laſt gelegt 
werden, und wenn ich aus dieſem Grunde zum oͤftern ge⸗ 
ſagt, daß der Anklage nichts weniger fehle, als Alles, 
was das Geſetz erfordere, ſo habe ich dies aus den Be⸗ 
ſtimmungen des F. 40 des Geſetzes vom 17. Juli 1846 
gerechtfertigt. — 

Die Entgegnung der Staatsanwaltſchaft, daß dieſe 
Anſicht auf die Beſtimmungen des franzöſiſchen Krimi⸗ 
nal⸗Prozeß-Geſetzbuchs begründet ſei, iſt daher unrich⸗ 
tig, und muß ich ſolche zurückweiſen. — 

Für die Aufgabe der Vertheidigung iſt die fehler⸗ 
hafte Anlage der Anklage eine Erleichterung. 

Schlechte Gründe ſind der gefährlichſte Angriff für 
eine ſonſt haltbare Behauptung — ſie bieten dem Geg⸗ 
ner eine Breſche, durch die er eindringen, und das Ge⸗ 
bäude künſtlicher Folgerungen zertrümmern kann. 

Daß die Vorunterſuchung nicht überall in geſetzlicher 
Weiſe geführt worden, iſt von dieſer Stelle aus, ſo oft 
entwickelt, daß es nicht erſt noͤthig iſt, im Allgemei⸗ 
nen darauf zurückzugehen. In der gegenwärtigen Unter⸗ 
ſuchungsſache tritt aber die eigenthümliche Erſchei— 
nung vor, daß faſt ſämmtliche Verhandlungen mit Res 
giſtraturen über angebliche Aeußerungen und wichtige 
Geſtändniſſe ſchließen, welche der Beſchuldigte als Pri⸗ 
vat⸗Geſpräche bezeichnet, und die protokollariſche 
Erklärung verweigert haben ſoll. — Es ſind Beſuche 
im Gefängniß und Notizen des Inquirenten über 
Unterhaltungen mit dem Beſchuldigten, die Vorläufer 
der gerichtlichen Verhandlungen, in welchen Geſtändniſſe 
hinterlegt find. — Es erklart ſich dieſer Umſtand durch 
die Thatſache, daß der Inquirent, aus früheren Verhält⸗ 
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niſſen mit dem Angeklagten bekannt, und einigermaßen 
befreundet war. — Sie haben gehört, meine Herren! daß 
der Angeklagte des Inquirenten in einem Briefe an ſeine 
Ehegattin als eines wohlwollenden Mannes erwähnt, der 
alles für ihn thun und ſeine Freilaſſung bewirken 
werde. — In dieſer Lage der Sache iſt es nicht nur 
möglich, nein! es iſt ſogar wahrſcheinlich, daß der 
Angeklagte, in Folge Mittheilungen des Inquirenten, 
Geſtändniſſe abgelegt, damit unaufgeklärt gebliebene Um⸗ 
ſtände ergänzt, die Unterſuchung abgeſchloſſen und 
bei der Immediat-Unterſuchungs-Commiſſion die erſehnte 
Freilaſſung in Antrag gebracht werden könne, — daß 
der Inquirent der Unterſuchung mehr, als geſetzlich, In— 
tereſſe gewidmet, darüber kann kein Zweifel obwalten. — 

Die Zettelgeſchichte iſt eine große Unregelmäßig- 
keit! — So lange ich gerichtlichen Verhandlungen be— 
gegnet, als Richter und Sachwalter bei ſolchen mitge— 
wikt — zu Ehren der Rechtspflege muß ich es öffenlich 
ausſprechen, — etwas Gleiches oder nur entfernt 
Aehnliches iſt mir nicht entgegengetreten! 

Der Zeuge Fagiewicz hat Ihnen bekundet, daß der 
Inquirent einen, von dem Angeklagten an ſeine Ehegattin 
geſchriebenen Brief beantwortet, die eingegangene Ant- 
wort aber nicht zu den Acten gebracht hat. — Sie, meine 
Herren! und die Staatsanwaltſchaft haben von dieſem 
Vorgange vollftändige Kenntniß genommen, und 
das genügt! 

Der Zettel ſelbſt, wie die Ihnen verleſene Antwort 
des Angeklagten, ſprechen für ſeine Unſchuld, die er 
vermeintlich ſeiner Ehefrau gegenüber betheuert. — 
Sie erinnern ſich der Worte. 
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meinetwegen mag man den Teufel felbft vernehmen, ich 

bin unſchuldig. — 

Dagegen koͤnnen Verhandlungen, welche von einem In— 
quirenten aufgenommen ſind, der zur Erlangung von 
Bekenntniſſen auch ſolche Mittel nicht verſchmäht, 
— das ſpricht die Vertheidigung mit voller Ueber- 
zeugung aus — vor Ihnen, meine Herren! nicht die 
entfernteſte Beweiskraft haben! — 

Die Staatsanwaltſchaft hat bei dem heutigen Straf— 
antrage gegen Herrn v. Kierski zunächſt ſeine Miſſion an 
Herrn v. Szoldrski, und ſeine Theilnahme an dem At⸗ 
tentate vom 3. März vorigen Jahres als Belaſtungen 
hervorgehoben. — 

Die Anklageſchrift erwähnt außerdem als Verdachts— 
gründe die Lectüre revolutionairer Schriften, aus welchen 
der Angeklagte von dem Beſtehen des demokratiſchen Ver— 
eins und deſſen Beſtrebungen Kenntniß genommen, und 
ſich dann ſelbſt den Verſchworenen im Großherzogthum 
Poſen zugeſellt habe. — 

Wer die Verſchworenen waren, denen der Angeklagte 
fich zugeſellt, was der Zweck der Verſchworung, wer 
die Häupter, — davon ſagt die Staatsanwaltſchaft 
nichts. 

Die Vertheidigung legt — und das iſt die natürliche 
Folge — auf die Behauptungen der Anklage kein 
Gewicht. — Das Beſtehen des demokratiſchen Vereins iſt 
offenkundig, die Sympathie für die Freiheit des DVater- 
landes kein Verbrechen! 

In ähnlicher Weiſe erzählt die Anklage, daß zu An— 
fang des Jahres 1844 der Angeklagte einer von den Ge— 
brüdern von Malczewski zu Lowiez veranſtalteten Jagd 
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beigewohnt habe, auf welcher Abgeordnete aus dem Koͤ— 
nigreiche Polen ſich mit Repräſentanten des Großherzog— 
thums über politifche Pläne verſtändigen woll- 
ten und wo die Erſchienenen ihre Tendenzen in 
der militairifhen Haltung, die ſie annahmen, 
kund gaben. 

Wer dieſe Abgeordnete waren, ob fie von der rufe 


— ſiſchen Regierung geſandt, welcher Verſtändigung die 


Sendung gegolten, davon ſagt die Staatsanwaltſchaft 
nichts. — Woher die Staatsanwaltſchaft weiß, daß 
überhaupt Abgeordnete aus dem Königreiche Polen in 
Lowiez waren, und daß fie ſich mit Andern verſtän⸗ 
digen wollten, iſt nicht erſichtlich. — Jedenfalls 
iſt der Angeklagte v. Kierski für die Gedanken dieſer 
angeblichen Abgeordneten nicht verantwortlich! — 

Die Bemerkung der Staatsanwaltſchaft, daß die Er— 
ſchienenen ihre Tendenzen durch militairiſche Haltung 
kund gegeben, iſt wirklich eigenthümlich. — Wenn 
militairiſche Haltung hochverrätheriſche Abſichten verräth, 
dann iſt jede Parade bedenklich! — 

Der Angeklagte ſoll der Hetzjagd-Geſellſchaft beige⸗ 
treten, den Verſammlungen derſelben beigewohnt, und 
mit ſeinem Bedienten Reich und dem Kutſcher Brzezinski 
über Revolution geſprochen haben. 

Der erſtere Umſtand iſt nicht beſtritten und ſeine Un- 
erheblichkeit zum Oeftern ausgeführt. 

Dagegen beſtreitet der Angeklagte mit ſeinen Dienern 
über Revolution geſprochen zu haben. — Die That⸗ 
ſache iſt unaufgeklärt geblieben. — Meines Dafürhaltens 
iſt aber auch dieſer Umſtand ganz unerheblich. Jeder 
von uns hat in ſeinem Leben wohl von Revolutionen 
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geſprochen, und ein folches Ereigniß mit Furcht oder 
Hoffnung genannt. — Der Theilnahme an einer Res 
volution macht das Geſpräch über ſolche nicht ver— 
dächtig. — 

Die Staatsanwaltſchaft behauptet aber nicht einmal, 
daß der Angeklagte von einer Revolution innerhalb 
der Grenzen unſeres Staates, und gegen unſere 
Regierung geſprochen. — Wenn das aber behauptet, 
wenn es erwieſen wäre — ja, wenn die Staatsan— 
waltſchaft ſelbſt den Beweis lieferte, daß die Ab ⸗ 
ficht einer ſolchen Revolution der Gegenſtand des 
Geſprächs geweſen — das genügte immer noch nicht zur 
Verdächtigung wegen Hochverraths. Nicht Alles, 
was gewöhnlich mit dem Worte: „Revolution“ be— 
zeichnet wird, iſt Hochverrath. — Der Hochverrath be— 
dient ſich wohl des Aufſtandes, er ruft ihn hervor, — 
das bezeichnende Merkmal des Hochverraths iſt aber ſeine 
Richtung gegen die Verfaſſung des Staates, oder 
gegen das Leben und die Freiheit des Staatsober⸗ 
hauptes. — 

Der Angeklagte iſt geſtändig, in v. Wolniewiez Auf⸗ 
trage den Mitangeklagten v. Szoldrski von feiner wahr⸗ 
ſcheinlich erfolgenden Verhaftung in Kenntniß geſetzt zu 
haben. — 

Meine Herren! die Ausführung eines ſolchen Auftra— 
ges iſt kein Verbrechen, — wenn mir ein ſolcher gewor⸗ 
den, ich würde ihn mit Gewiſſenhaftigkeit ausgeführt 
haben! — Für eine Theilnahme an den Beſtrebungen 
des Herrn v. Szoldrski ſpricht dieſer Umſtand nicht. 

Wenn aber, — die Vertheidigung will es einen Aus 
genblick als möglich unterſtellen — eine Hinneig ung 
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zu den Anſichten des Herrn v. Szoldrski aus dieſer 
Warnung gefolgert werden könnte — ſo iſt auch dieſe 
nicht ſtrafbar. — 

v. Szoldrski iſt geſtändig, eidlich einer Verbindung 
Gehorſam gelobt zu haben, deren Zweck es war, das 
Nationalbewußtſein der polniſchen Nation zu heben, und 
auf dieſe Weiſe die Wiedergeburt des Polenreiches vor— 
zubereiten. Er hat Ihnen geſagt, daß die Erregung von 
Unruhen nicht in dem Plane derjenigen Verbindung 
lag, welcher er angehörte, daß er von der Nachricht 
eines bevorſtehenden Aufſtandes überraſcht, von deſſen 
Mißlingen überzeugt, als treuer Pole aber im Augen⸗ 
blicke der Gefahr zum Kampfe für die Freiheit des Va⸗ 
terlandes bereit geweſen ſei. 

Nach dieſem Geſtändniſſe fehlen der Verbindung, 
welcher v. Szoldrski angehörte, die Criterien einer hoch— 
verrätheriſchen, weil ſie weder auf eine gewaltſame 
Umwälzung der Verfaſſung des Staates, noch gegen das 
Leben oder die Freiheit des Staatsoberhaupts gerichtet 
war. Jedenfalls aber, meine Herren! fehlt der Geſin⸗ 
nung und den Zwecken der v. Szoldrski'ſchen Verbin⸗ 
dung zu Anwendung der Strafe des Hochverraths die 
Bethätigung, — das Unternehmen. v. Kierski, 
welcher den v. Szoldrski gewarnt, kann aber — wollte 
man in dieſer Warnung —, was mir unmöglich 
ſcheint — eine Betheiligung an den Zwecken des Herrn 
v. Szoldrski erkennen —, jedenfalls nicht anders als 
Herr v. Szoldrski ſelbſt, beurtheilt werden. — 

Der Angeklagte v Kierski war aber weder Mitglied 
einer Verbindung, er hat ſich auch an den Zwecken einer 
ſolchen nirgend betheiligt. 
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Er ſoll, wie v. Szoldrski in der Vorunterſuchung 
angegeben, auch den Angeklagten v. Szezawinski vor der 
Verhaftung gewarnt haben. — 

Der Angeklagte räumt nur ein, bei v. Szeza⸗ 
winski eingetreten zu ſein, um die Pferde zu wechſeln. — 
Wenn er aber Herrn v. Szezawinski wirklich dieſelbe 
Botſchaft gebracht hätte, ſo wäre das für ihn keine Be— 
laſtung. — 

Herr v. Szoldrski hatte in der Vorunterſuchung auch 
angegeben, der Angeklagte habe ſich als Abgeordneter der 
Obern zu erkennen gegeben. — 

Dies ſowohl, als die Angaben in Betreff des Auf: 
trags an v. Szezawinski, hat Herr v. Szoldrski wider- 
rufen. — 

Ich mache darauf aufmerkſam, meine Herren, daß Herr 
v. Szoldrski bei ſeiner Vernehmung nicht mit dürren 
Worten erklärt hat, daß v. Kierski Abgeordneter der Ver— 
bindungs-Oberen ſei. — Er hat nur geſagt, daß er ihn, 
als ſolcher, gewarnt habe. 

Daß der Angeklagte v. Kierski den v. Wolniewiez 
als Mitglied oder Vorſteher einer Verbindung gekannt 
habe, ift von der Anklage nicht einmal behauptet. 
Die Abordnung von Seiten des Vorſtandes, — auch 
einer geheimen Verbindung —, giebt dem Abge— 
ſendeten aber nicht die Eigenſchaft eines Mitgliedes. 
— Die Maurer-Logen haben ihre Meiſter, Brüder, die— 
nende Brüder — aber nicht jeder, der im Auftrage einer 
Loge irgend ein Geſchaft beſorgt, wird dadurch Mit- 
glied der Verbindung. 

Daß der Angeklagte v. Kierski ſich als Mitglied einer 
gebeimen Verbindung bekannt, hat Herr v. Szoldrski 


— — — 


113 


auch in der Vorunterſuchung nicht ausgeſagt. Die erſte 
in der heutigen Sitzung von der Staatsanwaltſchaft her⸗ 
vorgehobene Bezüchtigung zerfällt daher in nichts. 

Die zweite Bezüchtigung der Staatsanwaltſchaft be⸗ 
trifft die Betheiligung des Angeklagten an den Vorgängen 
vom 3. März. 

Der Angeklagte hat Ihnen erklärt, daß er am 1. März 
o J nach Liſſa gekommen, dort von den Metzeleien in 
Galizien gehört, und, um Gewißheit hierüber zu erlan- 
gen, mit der Poſt nach Poſen gefahren, und Abends 
zwiſchen 6 und 7 Uhr im Bazar angekommen ſei. Am 
folgenden Tage fuhr der Angeklagte mit der Poſt zurück 
nach Liſſa, und ritt von dort nach Hauſe. Sie haben 
gehört, meine Herren! daß der Angeklagte am 3. März 
von Bargen wieder abgereiſt, um feinen Bruder Teles⸗ 
phor in Podſtolice zu beſuchen. 

Der nächſte Weg dorthin führt über Poſen. Der 
Angeklagte hat zu dieſer Reiſe ſein Jagdzeug, ein paar 
Flinten, Piſtolen, Kugeln, ein paar Schuß Pulver und 
einen Hühnerhund mit ſich genommen. Nach feiner An⸗ 
kunft in Poſen beſuchte er das Fräulein v. Moraczewska, 
welche eidlich bekundet hat, daß er dort Abends gegen 5 
Uhr eingetreten, und ſich länger als eine Stunde aufge 
halten hat. Die Ausſage des Fräulein v. Moraczewska 
wird durch die Erklärungen der Gräfin v. Skorzewska, 
welche ſich bei jener Gelegenheit bei dem Fräulein v. 
Moraczewska befand, im Weſentlichen ſo ſehr unterſtützt, 
daß darüber kein Zweifel zuläfjig iſt, daß der Angeklagte 
am 3. März, in der Zeit von J auf 5 Uhr ab, ſich 
länger als eine Stunde bei dem Fräulein v. Mora— 
ezewska aufgehalten hat. — Von dort begab der Ange— 


klagte ſich nach dem Büreau des Secretairs von Bran- 
kowski im Koͤniglichen Oberlandesgerichts-Gebäude, wel⸗ 
chem er Grüße feiner Tochter überbrachte. Aus der eid— 
lichen Ausſage des Zeugen v. Brankowski haben Sie 
gehört, meine Herren! daß der Angeklagte in der Eten 
Stunde Abends ihn abgeholt, daß er mit demſelben auf 
der Wilhelmsſtraße umhergegangen, ihn in den Bazar 
begleitet, in Geſellſchaft des Neſtor v. Kierski dort zu 
Abend geſpeiſt und dann auf dem Zimmer des Ange 
klagten bis nach 9 Uhr zugebracht. — Als Zeuge v. 
Brankowski den Angeklagten verließ, hatte er ſich ſchon 
halb ausgekleidet auf das Bette gelegt. Der Angeklagte 
hörte gegen 10 Uhr Lärm, und begab ſich in die Pre⸗ 
voſty'ſche Conditorei. Durch die Ausſage der Zeugen 
Prevoſty, Powelski und der Emilie Stahl iſt ſodann 
dargethan, daß der Angeklagte gegen 10 Uhr in die Con⸗ 
ditorei des Prevoſty gekommen, und dort bis gegen 4 
Uhr Morgens verweilt hat. 

Meine Herren! Wenn dies wahr iſt, dann kann 
der Augeklagte ſich am 3. März nicht zu dem Rechts⸗ 
kandidaten Chamski begeben, und dort den Berathungen 
über Unruhen beigewohnt haben. 

Nach den Behauptungen der Anklage kam der An— 
geklagte um 5 Uhr Abends in Poſen an, und ging ſo⸗ 
dann in Chamski's Wohnung. Es ſollen ihm dort die 
Pläne über den Ausbruch der Revolution, insbeſondere 
eines gleichzeitigen Angriffes der Forts Winiary und des 
Reformaten-Forts mitgetheilt worden ſein. Es wurde 
ihm die Führung einer Abtheilung übertragen, und ihm 
geſagt, daß er ſolche an einem beſtimmten Orte treffen 
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und an dem noch mitzutheilenden Loſungsworte erkennen 
werde. — 

Der Angeklagte ſoll ſich entfernt haben, um 7 Uhr 
aber in die Chamski'ſche Wohnung zurückgekehrt ſein. — 
Es ſoll ſodann feſtgeſetzt worden ſein, daß diejenigen, 
welche in der Stadt operirten, ſich der Perſonen der hoͤ⸗ 
heren Militairs und Civilbeamten zu bemächtigen hätten, 
und daß, wer plündere oder Wehrloſe verletze, mit dem 
Tode beſtraft werde. 5 

Der Angeklagte hat fich, nach den Behauptungen der 
Anklage, an dem Unternehmen nicht betheiligt, und 
nach den, in der Vorunterſuchung abgegebenen Erklärun⸗ 
gen, bei den Zuſammenkünften in der Chamski'ſchen 
Wohnung laut ſeine Mißbilligung auch zu erkennen ge⸗ 
geben. 

Der Angeklagte hat die in der Vorunterſuchuug über 
die Chamski'ſchen Zuſammenkünfte abgegebenen Erklä⸗ 
rungen widerrufen. Es iſt erwieſen, daß er dieſe 
Erklärungen, nach öftern Privatgeſprächen mit dem In⸗ 
quirenten, und erſt dann abgegeben hat, nach dem ihm 
mitgetheilt worden, daß der Mitangeklagte v. Kurowski 
ihn in der Chamski'ſchen Wohnung geſehen habe. 

Der Angeklagte hat Ihnen geſagt, meine Herren! daß 
er dieſe Angabe des v. Kurowski auf vieles Zureden des 
Inquirenten, und aus dem Grunde beſtätigt habe, da⸗ 
mit die Unterſuchung abgeſchloſſen, und ſeine Freilaſſung 
bewirkt werde. 

Nach Lage der Sache kann kein Zweifel darüber 
obwalten, daß die von dem Angeklagten in der Vor- 
unterſuchung abgegebenen Erklärungen unwahr, und 


42 
i 


116 


daß die heute abgegebenen Erklärungen die einzig rich- 
tigen ſind. 

Nach den Ausſagen der Zeugen Reich und Brzezinski 
kam der Angeklagte gegen 5 Uhr nach Poſen, und ent- 
fernte ſich, nachdem er im Bazar abgeſtiegen. 

Gegen 5 Uhr fand er ſich bei dem Fräulein von 
Moraczewska ein, verweilte dort eine Stunde, ſuchte gegen 
6 Uhr den Zeugen v. Brankowski auf, und blieb un⸗ 
unterbrochen in deſſen Geſellſchaft bis nach I Uhr. 

Meine Herren! Dieſen eidlich bekundeten That— 
ſachen gegenüber iſt es unmöglich, daß der Ange⸗ 
klagte zwiſchen 5 und 6 Uhr und um 7 Uhr in der 
Chamskiſchen Wohnung revolutionairen Berathungen 
beigewohnt hat. — 

Die Anklage mußte annehmen, daß der Angeklagte 
das Fräulein v. Moraczewska und den Herrn v. Bran- 
kowski nur deshalb beſucht und aufgeſucht, damit ſeine 
Anweſenheit bei Gelegenheit des Ausbruchs der Un— 
ruhen außer Zweifel geſetzt, und jeder ſeiner Schritte 
bewacht werde. 

Wer aber in der von der Anklage behaupteten Weiſe 
den Angriff einer Feſtung vorbereitet, und mit der Fü h⸗ 
rung einer Abtheilung beauftragt iſt, welche we 
Einnahme eines Forts bewirken ſoll, der wird ſchwerlich 
an demſelben Tage harmloſe Beſuche abſtatten, und ſich 
nach dem Abendbrode ruhig zu Bette legen. 

Die Staatsanwaltſchaft verſucht die Vereinigung 
der von dem Angeklagten in der Vorunterſuchung abge— 
gebenen Geſtaͤndniſſe und dem gelieferten Alibi-Beweiſe 
durch die Behauptung: 

der Angeklagte habe ſich wohl einige Minuten von dem 
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Zeugen Brankowski entfernen, und gegen 7 Uhr in der 

Chamskiſchen Wohnung der Verſammlung der Ver⸗ 

ſchworenen beiwohnen können. 
Aber, meine Herren! nach dem Inhalt der Anklage kann 
die Zuſammenkunft um 7 Uhr nicht in wenigen Mi⸗ 
nuten erledigt geweſen fein. Es wurden dort Berathun— 
gen gepflogen, Beſchlüſſe gefaßt — das läßt ſich nicht in 
Augenblicken erledigen. Die Breslauerſtraße und die Wil- 
belmſtraße, wo der Angeklagte mit Herrn v. Brankowski 
ſpazieren ging, ſind ziemlich entfernt, jo daß — die Moͤg⸗ 
lichkeit angenommen, daß dem Zeugen v. Brankowski 
eine minutenlange Entfernung des Angeklagten unbekannt 
geblieben — dieſe nicht einmal zu dem Wege nach der 
Chamski'ſchen Wohnung ausgereicht hätte. — 

Soviel iſt gewiß, meine Herren! die Vereinigung 
der von dem Angeklagten durch eidliches Zeugniß erwie— 
wieſenen Thatſachen mit den in der Vorunterſuchung 
über ſeine Betheiligung an dem Attentate vom 3. März 
abgegebenen Erklärungen, iſt un möglich! 

Dagegen ſind die Angaben des Angeklagten in Betreff 
der beabſichtigten Reiſe zu ſeinem Bruder an ſich wahr⸗ 
ſcheinlich. 

Der Angeklagte führte Jagdzeug, Kugeln, Pflaſter und 
ein vaar Schuß Pulver bei ſich —, ob er einen Säbel 
und einen Jagdhund mit ſich hatte, iſt nicht aufgeklärt. 
— Aber meine Herren! wenn er wirklich Alles das bei 
ſich geführt, was die Anklage behauptet, 50 Kugeln, 
mehrere Pflaſter, eine Jagdtaſche, einen Säbel und einige 
Schüſſe Pulver, — das find hoͤchſt unvollſtändige Mittel 
zu einer Revolution! 

Ueberdies iſt durch die Ausſage der Zeugen Reich, 
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Brzezinski und Hauſer feſtgeſtellt, daß der Angeklagte die 
oft erwähnten Kugeln ganz offen in der Geſindeſtube gie— 
ßen, daß er gewöhnlich auf ſeinen Reiſen mehrere Ge— 
wehre, Piſtolen und Munition bei ſich führte, und daß 
er ſogar nach Schnepfen mit Kugeln ſchoß. 

Sonach erſcheint die von der Staatsanwaltſchaft be— 
hauptete Theilnahme an den Vorgängen vom 3. März 
vollſtändig beſeitigt. Wenn aber die Vertheidigung auch 
einen Augenblick annehmen könnte, daß der Angeklagte 
wirklich das gethan, was er in der Vorunterſuchung 
zugeſtanden hat, ſo iſt er deshalb weder wegen Hoch⸗ 
verraths noch überhaupt ſtrafbar. 

Nach dem Inhalte der Anklageſchrift hat v. Kierski 
in der Chamski'ſchen Wohnung den Berathungen über 
den Angriff der Feſtung beigewohnt. Als Zweck iſt die 
Befreiung der politiſchen Gefangenen angegeben. Es iſt 
dies auch als die Abſicht der Unruhen, durch die Be— 
weisaufnahme bei dem v. Trompezynski'ſchen Attentat feit- 
geſtellt. — Nach dem Inhalte der Anklage hat Herr v. 
Kierski ſich an den Plänen der Unruheſtifter nicht be⸗ 
theiligt, und nach den in der Vorunterſuchung abge⸗ 
gebenen Erklärungen ſogar abgerathen und gewarnt. 
Der Inhalt der in der Vorunterſuchung abgegebenen Ge— 
ſtändniſſe, wenn ſolche, was mir unmöglich 
ſcheint, vor Ihnen, meine Herren! nach Lage der Sache 
irgend Gegenſtand der Erwägung werden konnen, enthält 
daher nichts, was einen Strafantrag rechtfertigt. 

Mit inniger Ueberzeugung von der Unſchuld 
meines Clienten nehme ich daher den Antrag: 

den Angeklagten für nicht ſchuldig zu erklären, und 
ihn ſofort der Haft zu entlaſſen. 


— — — — — ne — — 
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XIII. 
Sitzung vom 4. November. 


Vertheidigungsrede für Joſeph Ziemkiewicz 
(Nr. 245 der Anklage). 


Meine Herren! 

Die gegenwärtige Unterſuchung ift, — der Herr Staats⸗ 
anwalt ſagt es in dem Vorworte zu dem Anklagebuche 
mit dürren Worten — durch Gerüchte über eine be⸗ 
abſichtigte Erhebung der Bevölkerung aller ehemals zu 
dem großen Polenreiche gehöͤrender Länder und die Er⸗ 
mordung fämmtlicher, in dieſen Landen lebender Deut⸗ 
ſchen veranlaßt. 

Ein Ereigniß, durch welches eine ſolche Abſicht er⸗ 
kennbar geworden, hat die Staatsanwaltſchaft nicht 
einmal behauptet. 

Die Emigration, ihre Manifeſte, der demokratiſche 
Verein und feine offen erklärte Abſicht der Wiederher⸗ 
ſtellung einer ſelbſtſtändigen Regierung für alle ehemals 
polniſche Landestheile, die Thatſache, daß der Wunſch 
zur Beſeitigung der Fremdberrſchaft die geſammte, viel⸗ 
getheilte Bevölkerung derſelben durchglüht, haben unfere 
Regierung zur Unterſuchung der Geſinnungen der polni⸗ 
ſchen Bewohner des Großherzogthums Poſen veranlaßt. — 

Man hat aus dem Umſtande, daß in Galizien, in 
Krakau und im Königreiche Polen Abgeordnete des de- 
mokratiſchen Vereines für die Zwecke der Wiederherſtel⸗ 
lung des Polenreiches thatig waren, auf ähnliche Erſchei⸗ 
nung in dem Großherzogthum Poſen geſchloſſen und Herrn 
v. Mieroslawski verhaftet, welcher ſich als Emiſſair des 
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1 Centralvereines ſelbſt bezeichnet, und die Wiederherſtellung zelner Angeklagten die anderweit ermittelten Geſin⸗ 
0 — eines freien polniſchen Reiches, als Zweck ſeiner Sendung nungen unterlegt, die Handlungen ſelbſt aber als Un⸗ 

0 4 angegeben hat. Es ſind alle diejenigen Perſonen verhaf⸗ ternehmen denjenigen Perſonen zugerechnet, deren Be⸗ | 

\ 0 1 Mieros ski in Be⸗ : 9 81 f A g C 
1 tet worden, welche mit Herrn v. Mieroslawski in Be geiſterung für die Sache der Befreiung des Vaterlandes 1 
ii. rührung gekommen, und bei denen man mit Recht die nie verleugnet war. 5 
1 \ lebhafteſten Sympathieen für die Befreiung des gemein⸗ Auf dieſe Weiſe iſt der Staatsanwaltſchaft die Ans u 
Al Y ſamen Vaterlandes vorausſetzte. klage wegen Hochverrath gegen 254 Perſonen möglich 15 
1 Herr v. Mieroslawski fo wenig, als diejenigen Per— geworden, obgleich eine Verbindung oder Verſtaͤndigung 0 
1 ſonen, welche wegen ihrer Hoffnungen und Wünfche für über Geſinnung und That, — ich erinnere an das Brom— N 
N - die Freiheit ihres Vaterlandes in der gegenwärtigen Un⸗ berger Attentat und den Zug gegen den Huſarenſtall in 
154 terſuchung verfolgt werden, haben nirgends etwas ge— Stargard — weder behauptet, noch anderweit erwieſen N 

than, wodurch fie ein Strafgeſetz verletzt. ift. Der Umſtand, daß ein Einzelner, als angeblicher 7 


Die Staatsanwaltſchaft hat ſie des Hochverrathes an⸗ Emiſſar des demokratiſchen Vereins die erwähnten Vor⸗ 


geklagt, indem ſie jedes Unternehmen, welches die Wie— 
derherſtellung des ehemaligen Polenreiches im Auge hat, 
ein hochverrätheriſches nennt. 

In früheren Vorträgen iſt zum öftern weitläufig er⸗ 


gänge vorbereitet, iſt nicht erwieſen — für die gegenwaͤr⸗ 
tige Verhandlung aber unerheblich, weil die Staats⸗ 
anwaltſchaft zu Herſtellung einer Gemeinſchaftlichkeit der 
Schuldbarkeit aller Angeklagten nach $. 73 des Straf: 


4 örtert worden, daß zur Aufrechthaltung dieſer Anſicht, rechts den vollſtändigen Beweis liefern muß, daß die 

I die Staatsanwaltſchaft zunachſt beweiſen müſſe, daß die Handlungen, welche ſie als Unternehmen zurechnet, mit 
1 \ Angeklagten etwas unternommen, und daß dies Un⸗ Herrn v. Mieroslawski und allen denjenigen Angeklag⸗ 1? 
. ternehmen wieder auf eine gewaltſame Umwälzung ten, welche erweislich nicht gehand elt haben verabredet 
1 \ der Verfaſſung des Staates oder gegen das Leben und waren. — 1 
N J die Freiheit des Staatsoberhauptes gerichtet ſei. Die Zu welchen Ergebniſſen das von der Staatsanwalt⸗ 1 
m Vertheidigung und die Anklage haben über den Begriff ſchaft behauptete Syſtem, — ich nannte ſolches fruher: * 

| des Wortes Verfaſſung ſich mit übergroßer Vollftändig- „das Syſtem des Hochverraths um jeden Preis und 1 

keit ausgeſprochen. — Die Staatsanwaltſchaft hat durch unter allen Umſtänden.“ 


De 


eine mit unverkennbarem Fleiße aus dem Bändenreichen 
Material der Vorunterſuchung gewonnene Zuſammenſtel⸗ 
lung der verſchiedenſten Erſcheinungen den Beweis eines 
hochverrätheriſchen Unternehmens berzuſtellen verſucht, und 


führt, zeigt nichts ſo ſchlagend, als die Verhandlung über 
die Vorgänge am 3. März: 

Am 3. März waren in Poſen Abends ungewöhnlich 
viele Menſchen auf der Straße, und das Militair allar⸗ 


durch die gewagteſten Schluͤſſe den Ha ndlungen ein⸗ mirt. An der Walliſchei⸗Brücke fielen Schüſſe. Es wur⸗ 
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den drei Perſonen getödtet. Es hatten ſich verſchiedene 
Perſonen auf dem Garniſonkirchhofe und dem Schilling 
eingefunden, welche den Ausbruch einer Revolution er⸗ 
warteten. 

Eine Thätigkeit dieſer Perſonen iſt nicht behauptet, 
nicht erwieſen. 

Die Staatsanwaltſchaft behauptet in dem allgemeinen 
Theile, den ſie dem Abend des dritten März gewidmet, 
die Bewegung habe der Erhebung der polniſchen Nation 
gegolten. Es iſt ſogar die Abſicht eines Meuchelmordes 
an dem Feſtungs-Kommandanten beweislos hingeſtellt. 
— Von Allem, was die Staatsanwaltſchaft über den 
Zweck der Bewegungen des 3. März behauptet, iſt aber 
nichts erwieſen, als dasjenige, was Herr von 
Trompezynski den in der Drapalka Verſammelten mitge— 
theilt hat. 

Herr v. Trompezynski hat aber nichts weiter geſagt, 
als daß er den Befehl erhalten habe, nach Poſen zu ger 
hen, um bei den Unruhen behülflich zu ſein, daß nicht 
viel zu thun, und nur darauf zu achten ſein werde, daß 
die Kanonen nicht gebraucht werden. — 

Ueber die Art der Unruhen, über ihren Zweck, ent⸗ 
hält dieſe Rede nicht die entfernteſte Andeutung. Die 
Beweisaufnahme hat bei Gelegenheit der Verhandlung 
über das Trompezynski'ſche Attentat aber ergeben, daß nur 
die Befreiung von Gefangenen beabſichtigt war. 

Die entgegenſtehenden Behauptungen der Staatsan- 
waltſchaft ftügen ſich auf die Angaben des Herrn v. Moſz⸗ 
czenski. 

Gegen die äußere Wahrheit dieſer Angaben ſpricht 
die Art, wie ſolche zur Kenntniß gekommen, insbſondere 
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aber der Umſtand, daß dieſelben in deutſcher Sprache 
niedergeſchrieben, Herr v. Moſzezenski aber, — wovon Sie, 
meine Herren! bei feiner Vernehmung Ueberzeugung ge 
wonnen, — der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt. 

Es enthält die Anklage aber auch mehrfache Gründe 
gegen die innere Wahrheit dieſer Angaben. Es iſt bei 
der geſtrigen Verhandlung ſchon hervorgehoben worden, 
daß nach dem allgemeinen Theile, den die Anklage dem 
3. März vorausgeſchickt, der Angriff auf die Feſtung 
durch eine Rakete ſignaliſirt werden ſollte, wahrend nach 
einer andern Lesart, in der Anklage gegen 9. Kierski, 
das Aufſteigen dreier Raketen vor Winiary das Zei⸗ 
chen der Einnahme der Feſtung und des Beginns der 
Operationen in der Stadt ſein ſollte. 

Die Verſchiedenheit der Angaben über dieſen Haupt⸗ 
umſtand, welcher die Thätigkeit der angeblichen Verſchwo⸗ 
renen bedingt, ſpricht gegen die Glaubwürdigkeit aller 
der Anklage zum Grunde liegenden Mittheilungen. Es 
bleiben die Bewegungen des 3. März auf denjenigen Ge⸗ 
ſichtspunkt beſchränk, wie er durch die Trompezynski'ſchen 
Mittheilungen gewonnen worden iſt. 

Geſtern habe ich die Beſtimmungen der §§. 66, 68 
und 40 des Geſetzes vom 17. Juli v. J. gegen die Be⸗ 
hauptung der Staatsanwaltſchaft in Schutz genommen, 
daß ihre Ausführung die Aufnahme unerheblicher 
und unerwieſener Umſtände in die Anklage nöthig 
mache. Aus den Worten des ß. 40 habe ich erklärt, 
was eine Anklage enthalten müſſe. 

Daß die Vermuthungen der Staatsanwaltſchaft 
nicht in die Anklage gehören, bedarf wohl kaum einer 


Erwähnung. 
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Die Anklage gegen Ziemkiewiez beruht aber, — und 
das iſt der Hauptinhalt der Anklage — auf zwei Ver⸗ 
muthungen. 

Ziemkiewiez ſoll mit dem Rechtscandidaten Chamski, 
dem Emigranten Zadora, dem Schloſſer Lipinski Umgang 
gehabt, und die Koszkowſkiſche Weinhandlung zu Poſen 
beſucht haben. Ziemkiewicz hat dieſe Thatſachen theil— 
weiſe eingeräumt. Darüber, daß fie unerheblich ſind, 
kein Wort. 

Daß Ziemkiewicz Mitglied einer Verſchwörung 
war, kann nicht aus dem Umſtande gefolgert werden, 
daß er eine Weinhandlung beſucht, welche nach Anſicht 
der Staatsanwaltſchaft ein Verſammlungsort Ver- 
ſchworener war. 

Die Staatsanwaltſchaft vermuthet, daß Ziemkiewicz 
von den Leitern des Attentats vom 3. März den Auf— 
trag erhalten, den Maurerlehrling Heichel nach Pe— 
rzyce abzuſchicken, damit er einen unbekannten Wagenführer 
anweiſe, an dem Wagen etwas zu zerbrechen, und den⸗ 
ſelben in der Schmiede zu Jerzyce repariren zu laſſen. 

Ziemkiewicz beſtreitet die Thatſache, daß Ziemkiewicz 
im Auftrage der Leiter des Attentats den Hei⸗ 
chel abgeſendet, mußte die Staatsanwaltſchaft beweiſen. 
Ihre Vermuthungen reichen wahrhaft nicht aus. Wenn 
aber Ziemkiewiez wirklich von einem der Leiter des At— 
tentats einen ſolchen Befehl erhalten, wenn er ihn 
ausgeführt, — welcher Beweis iſt denn dafür da, 
daß er den Auftraggeber als den Leiter eines ſolchen 
Unternehmens, wie der Staatsanwalt behauptet, kannte! 
die Ausführung einer Beſtellung iſt an ſich, es bedarf 
dies keiner näheren Prüfung, nicht ſtrafbar. — Daß dem 


— 
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Ziemkiewiecz eine Mittheilung darüber geworden, daß auf 
dem Wagen Waffen befindlich ſeien, welche zu einer am 
Abend bevorſtehenden Revolution verwendet werden foll- 
ten, darüber hat die Staatsanwaltſchaft anſcheinend nicht 
einmal Vermuthungen! — 

Gegen Abend ſoll Ziemkiewiez von einem Unbe⸗ 
kannten, mit dem er zufällig in der Breslauerſtraße 
zuſammengetroffen, den Auftrag erhalten haben, die Waf— 
fen nach ihrem Beſtimmungsorte zu ſchaffen. Zu 
dieſem Ende ſoll v. Kurowski dem Ziemkiewicz feinen 
Wagen zur Dispoſition geſtellt, dem Knecht Wilk und 
dem Voigt Nawrocki auch zu unbedingtem Gehorſam an⸗ 
gewieſen haben. 

Auch hier, meine Herren! fehlt jeder Beweis dafür, 
daß Ziemkiewicz über den Zweck ſeiner Sendung von dem 
Unbekannten unterrichtet worden iſt. 

Ziemkiewicz fuhr angeblich nach Gurezyn, bielt vor 
dem Gaſthofe, und wies dem Kutſcher an, bei entſtehen⸗ 
der Nachfrage zu ſagen, daß er mit einem Arzte aus Po⸗ 
ſen zu einem Kranken gekommen ſei. 

Die Staatsanwaltſchaft der muthet, daß Ziem⸗ 
kiewicz die Verſchworenen aus Gurezyn von der Stunde 
des Ausbruchs der Revolution in Kenntniß geſetzt. 

Meine Herren! Zum Beweiſe dieſer Thatſachen rei⸗ 
chen die Verm uthungen der Staatsanwaltſchaft nicht 
aus, Ziemkiewicz beſtreitet ſeine Anweſenheit in Gurezyn. 
— Wenn er aber wirklich am Abend des 3. März in 
Gurczyn war, ſo ſprechen nach Lage der Sache alle Ver⸗ 
muthungen dafür, daß er wirklich zu Hülfe eines Kran- 
ken dorthin gekommen iſt. 

Ziemkiewiez bezahlte, nach Inhalt der Anklage, die 
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Reperatur des Wagens, fuhr nach Poſen über den Ka- 
nonenplatz, bis zu dem Wege nach Naramowice. — 
Dort ſollen die Waffen abgepackt, dann vergraben und 
von Ziemkiewiez ein Eid der Verſchwiegenheit abgenom— 
men ſein. — 

Ziemkiewiez, welcher dieſe Angaben ſämmtlich be— 
ſtritten, hat erweislich am 2. und 3. März bei Zda— 
nowski eine Stube gemalt. Er behauptet, den ganzen 
Abend des 3. März hindurch bis zum folgenden Morgen 
zu Hauſe geweſen zu ſein. Es iſt dieſe Thatſache auch 
durch Vernehmung von Zeugen ermittelt. Die Verthei⸗ 
digung hat unbedingt das Recht auf Vernehmung der 
Belaſtungszeugen in der öffentlichen Sitzung zu beſtehen. 
Es kann ihr aber die Bezugnahme auf dasjenige, was in 
Vorunterſuchung durch eidliche Zeugenvernehmung bereits 
zu Gunſten des Angeklagten feſtgeſtellt worden nicht ab— 
geſchnitten werden. Ich habe deshalb auf die Ausſage 
des Zdanowski und des Dienſtmädchens des Angeklagten 
Bezug genommen und den Beweis der Behauptungen des 
Angeklagten geführt. 

v. Kurowski, welcher in der Vorunterſuchung über 
Ziemkiewicz verſchiedene Angaben gemacht, hat bei der 
heutigen Verhandlung feine Bezüchtigung widerrufen. Die 
Gymnaſiaſten Veit und Szuman, welche in der Vorun— 
terſuchung den Ziemkiewiez bezüchtigt, und den Mann, 
welcher mit den Waffen angekommen, als Doctor be— 
zeichnet, haben heute auf das Beſtimmteſte erklärt, daß 
Ziemkiewiez nicht diejenige Perſon ſei, über welche 
ſie Angaben gemacht. Sie haben Beide übereinſtimmend 
erklärt, daß jener Mann, welcher mit den Waffen ange— 
kommen, und Doctor genannt worden, größer geweſen fei. 
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Die Bezeichnung als Doctor — es bedarf keiner wei⸗ 
tern Ausführung — iſt für den Angeklagten keine Ver⸗ 


dächtigung. — | 
Der Angeklagte erfreut ſich dieſes Titels nicht — bei 
ungewöhnlichen Zuſammenkünften — bei Vorbereitung 


zu einem geheimen, unerlaubten Zweck, pflegen die Be⸗ 
theiligten ſich erfabrungsmäßig nicht nach ihren 
wirklichen Eigenſchaften und Namen zu bezeichnen. s 

Daß Ziemkiewicz übrigens nicht derjenige Mann iſt, 
welcher in Jerczyce war, und den Wagen von dort an 
den Weg nach Naramowice geführt, iſt, meines Dafür⸗ 
haltens, vollſtändig bewieſen. Die Knechte Wilk und 
Nawrocki, welche dieſen Mann gefahren, haben ihn nicht 
recogoscirt. 

Der Heichel hat feine Bezüchtigung zurückgenommen. 
Der Schmidt in Jerezyce und deſſen Lehrling haben bei 
ihrer eidlichen Vernehmung den Ziemkiewiez nicht als 
denjenigen Mann anerkannt, welcher die Wagen- 
Reparatur bezahlte. 

Sie haben, und das ſtimmt mit den Angaben der 
Gymnaſiaſten Veit und Szuman völlig überein, 
beide ausdrücklich bemerkt, derjenige Mann, welcher 
die Wagen-Reparatur bezahlt, fei größer als Ziem⸗ 
kiewiez. — 

Es fehlt hiernach an jedem Beweiſe, daß Ziemkie⸗ 
wicz ſich an den Vorgängen des 3. März betheiligt, und 
nehme ich mit inniger Ueberzeugung den Antrag: 

ihn völlig freizuſprechen und ſofort der Haft zu 

entlaſſen. 
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XIV. 
Sitzung vom 10. November. 
Vrtheidigungsrede für Valentin Graffſtein (Nr. 235 der 
Anklage). 
Meine Herren! 
Die Staatsanwaltſchaft hat gegen den Lehrer Graff— 
ſtein keinen Strafantrag geſtellt. — Wenn das Geſetz 
vom 17. Juni 1846 Ihre Befugniſſe und die Ver- 
pflichtung der Vertheidigung auch nir gend von den 
Antraͤgen der Staatsanwaltſchaft abhängig macht, ſo 
bedarf es meines Dafürhaltens in dem vorliegenden Falle 
aus dem Grunde der Ausführung der Unſchuld 
meines Clienten nicht, weil die Anklage auch nicht eine 
einzige Thatſache behauptet hat, welche zu 
Herſtellung des Begriffes des Hochverraths im Ent— 
fernteſten geeignet iſt. — Die Staatsanwaltſchaft hat bei 
Zurücknahme des Strafantrages erklärt: 
mein Client habe feine früher abgegebenen Geſtändniſſe 
widerrufen. 

Meine Herren! Dies iſt thatfächlich unrichtig! 
Mein Client iſt im Novemher 1845 wegen Verdachtes 
communiſtiſcher, nationaler, kirchlicher Um- 
triebe und Judenhaſſes verhaftet und vernommen. 
Dennoch hatten die Behörden in dieſer Miſchung 
nichts hoch verrätheriſches erkannt. Er hat kein 
Wort der von ihm in der Vorunterſuchung abgege— 
benen Erklärungen widerrufen! Sie erinnern ſich, mit 
welcher Genauigkeit er auch heute wiederholt, daß er zum 
gerichtlichen Protocolle allerdings von drei ihm 
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als Emiſſäre bezeichneten Perſonen geſprochen, dabei 
aber nur im Sinne gehabt habe, daß ihm ſolche von 
der Polizei-Behoͤrde als Emiſſaire bezeichnet worden 
ſeien. — Er hat hierbei ausdrücklich bemerkt, daß er dem 
Inquirenten wegen der Faſſung der Verhandlung 
keinen Vorwurf mache. — Es ſei nicht des In⸗ 
quirenten, ſondern ſeine Schuld, daß er bei Vorleſung 
des Protocolls den Umſtand nicht bemerkt und daher 
vor der Unterſchrift nicht berichtigt habe. — Meine Her: 
ren! der Ehre meines Clienten war ich dieſe Verwah⸗ 
rung gegen den von der Staatsanwaltſchaft behaupteten 
Wiederruf ſeiner Erklärungen ſchuldig. Einer Verthei⸗ 
digung bedarf er nicht, und trage ich an: 
ihn freizuſprechen und ſofort der Haft zu entlaſſen. 


XV. 


Sitzung vom 16. November. 


Vertheidigungsrede für Ludwig Burchardt (Nr. 240 der 
Anklage). 
Meine Herren! 

Zum Oeftern habe ich beklagt, daß die gegenwärtige 
Unterſuchung nicht Thathandlungen, ſondern die Ge⸗ 
ſinnungen der Einwohner des Großherzogthums Poſen 
zum Gegenſtande ihrer Verfolgung gemacht hat. Es 
haben die Behörden eine Beaufjichtigung von Gedan⸗ 
ken und Plänen geübt und da Forſchungen angeſtellt, 
wo nur die innigſten Bande des Blutes und des Ver⸗ 
trauens Zugang verſchaffen. 

Die unſeligen Folgen eines ſolchen Verfahrens legt 

* * 
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die gegenwärtige Verhandlung vor Ihnen, meinen Her⸗ 
ren, zu Tage. 

Bei der Frage über die Vorzüge der directen Steuer— 
belaſtung gegen jede inbirekte Beſteuerung iſt der demo⸗ 
raliſtrende Einfluß der ſteten Beaufſichtigung, der geweck⸗ 
ten Contraventions- und Denuuciationsſucht immer als 
entſcheidend hervorgehoben worden. 

Es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß die Be— 
aufſichtigung von Geſinnungen in ihrer Ausführung weit 
nachtheiliger auf die Moralität und ſchädlicher da ein- 
wirkt, wo es ſich um Ehre, Freiheit und Leben der 
Staatsbürger handelt. 

Nach dem Wenigen, meine Herren, was aber die 
Thätigkeit der Polizei-Vehörden in den letztvergangenen 
Tagen der Oeffentlichkeit anheimgefallen, kann darüber 
— ich muß es als Vertheidiger ausſprechen — kein 
Zweifel obwalten, daß die Sorgfalt der Behörden, zu 
Ermittelung von Verbrechen, nicht nur das Verbrechen, 
ſondern auch die Verbrecher geſchaffen hat. 

Präſident: Sie gehen zu weit. 

Der Angeklagte Burchardt iſt des Hochverraths be⸗ 
ſchuldigt. Er ift des Verraths, aber des niedrig 
ſten Verraths geſtändig — eines Verraths gegen die 
heiligſten Gewiſſenspflichten, auf denen die ſittliche Ord⸗ 
nung der Welt beruht; — eines Verraths, der es nicht 
verſchmäht hat, aus Rachſucht und Bosheit als elendes 
Werkzeug eines niedrigen und erniedrigenden Kund⸗ 
ſchafter⸗Syſtems, durch falſche Angaben, namenloſes 
Elend über alle Diejenigen zu bringen, denen er, als 
Landsleuten, Brüdern, Brotherren, Freunden, — Liebe, 
Treue und Gehorſam ſchuldig war. 


131 


Nur das Geſtändniß der Unwahrheit feiner An— 
gaben und die Rückkehr zur Wahrheit macht der Ver⸗ 
theidigung auch für ihn gleiche Wärme zur Pflicht. 

Unſere Religion beruht auf dem Grundſatz der Gott⸗ 
ähnlichkeit des Menſcheu, in ſeiner geiſtigen Richtung, 
des Kampfes gegen die Verſuchung — der Buße und 
Erlöſung. — Es iſt nach dem bilderreichen Worte des 
Evangeliums im Himmel mehr Freude über einen ein- 
zigen rückkehrenden reuigen Sünder, denn über neun 
und neunzig Gerechte! 

Der Angeklagte hat in der Vorunterſuchung über die 
Betheiligung einer Menge von Perſonen an revolutio⸗ 
nären Umtrieben die verſchiedenſten Angaben gemacht, 
und auch ſich ſelbſt bezüchtigt. — Er mußte, als er dieſe 
Angaben gegen beſſeres Wiſſen machte, auch ſich 
bezüchtigen, damit die Art, auf welche er zur Kenntniß 
der von ihm angezeigten, bisher unbekannten Thatſachen 
gelangt, der Behörde glaubhaft erſcheinen. — Die Be- 
ſchränktheit ſeines Geſichtskreiſes hat auch ſeine Mitthei⸗ 
lungen bedingt und ihn über die Gefahren hinweggeführt, 
denen er bei ſeiner Handlungsweiſe nothwendig 
entgegenging. 

Das Syſtem meines Clienten und die Abſicht, die 
ihn bei ſeiner Anzeige von der Polizei-Behörde geleitet, 
iſt aus der oft verleſenen Verhandlung v. 3. Nov. klar. 

Burchardt wollte Geſelle werden. — Sein Meiſter 
hatte dies verweigert. Er meldete ſich bei der Polizei 
mit der Anzeige, ſein Meiſter wolle ihn nicht losſprechen, 
er habe denſelben deßhalb verlaſſen und ſich zu Hauſe 
aufgehalten. Er halte ſich in ſeinem Gewiſſen ver- 
pflichtet, dasjenige, was er während ſeiner Lehrzeit 
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über die Betheiligung feines Meiſters und anderer Per⸗ 
ſonen an revolutionairen Umtrieben erfahren, zur Kennt⸗ 
niß der Behörde zu bringen. — Es folgen dann die 
verſchiedenſten Bezüchtigungen. Die Verhandlung ſchließt 
mit dem Refrain: 
„man möge ſorgen, daß er losgeſprochen w erde — 
als Geſelle werde er überall mehr Zutritt 
haben und der Polizei durch Ausforſchung 
und Mittheilung mehr nützen können.“ 

Meine Herren! Nicht aus dem Geſichtspunkte der 
Vertheidigung, nein! aus innigſter Ueberzeugung 
als Menſch und als Beamter finde ich es unver⸗ 
zeihlich, daß eine Behörde, auf Grund einer ſolchen 
Anzeige, die den Stempel der niedrigſten Bosheit, 
der Rache und des Eigennutzes trug, irgend etwas 
verfügen konnte, daß ſie ſogar zu Verfolgung und 
Verhaftung unbeſcholtener Perſonen ſchritt!! 

Die Polizei-Behoͤrde hat den Angeklagten Burchardt 
wirklich als Kundſchafter benutzt. — Er hat Ihnen mit⸗ 
getheilt, wie er in Begleitung von Polizei-Agenten die 
Schänken beſucht und ſich in traulichem Geſpraͤche in 
das Vertrauen eingeſchlichen, um etwas zu erfahren und 
der Behörde mitzutheilen. 

Er hat auf Befehl des Polizei-Präſidenten v. Minu- 
toli ſogar auf der Roſenmühle geſchlafen, um einem 
Verdächtigen nachzuſpüren, und iſt dort verhaftet und 
als als derdächtig wieder eingeliefert worden. 

Die Staatsanwaltſchaft hat anerkannt, daß der Ans 
geklagte Burchardt als Spion der Polizei» Behörde ge— 
dient; — ſie hat deßhalb in ihrem heutigen Antrage alle 
diejenigen Angaben, welche er über fremde Bethei— 
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ligung an revolutionairen Umtrieben gemacht, für 
unglaubwürdig erklärt, und das mit Recht. — Es iſt 
auch während der Verhandlung nachgewieſen worden, daß 
die Angaben des Burchardt ſich in den weſentlichſten, 
und gerade in denjenigen Umſtänden widerſprechen, die 
auf ſeine eigenen Sinnesw ahrnehmungen beruhen 
müßten. — Nichts deſto weniger haͤlt die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Angaben des Burchardt, inſofern ſie ſeine 
eigene Betheiligung betreffen, für glaubhaft. — 
Meines Dafürbaltens ohne allen Grund. 

Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht, 

Und wenn er auch die Wahrheit ſpricht. 

Daß dies alte Sprüchwort hier nicht zutreffe, — 
dafür, meine Herren, bieten die Verhandlungen auch nicht 
einmal eine Wahrſcheinlichkeit. 

Wenn aber Alles was der Angeklagte über ſeine Be— 
theiligung angegeben, wahr wäre, fo enthalten die an⸗ 
gegebenen Thatſachen nichts, was überhaupt gegen ihn 
einen Strafantrag rechtfertigen, oder gar den That⸗ 
beſtand des Hochverraths herſtellen konnte. 

Er ſoll bei dem Crecutor Trojanowski, an der Hand 
des Geſellen Trawkowski, einen Eid geleiſtet haben, daß 
er dem Vaterlande treu fein und ſolches nicht verra⸗ 
then wolle. 

Meine Herren! dieſen Schwur kann jeder Unterthan 
des Staates leiſten, er iſt eine Erneuerung des Untertha⸗ 
neneides, er iſt unnöthig — aber nicht Hochverrath. 

Nach dem Schwure erhielt er von Trawkowski und 
Trojanowski Umarmung, Bruderkuß und die Verſicherung, 
daß unter ihnen nunmehr kein hoherer Stand eriftire. 

Meine Herren! Ich glaube, einer ſolchen Verfiche- 
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rung bedurfte es nach der Perſönlichkeit der Umarmen: 
den und bei der Standesgleichheit von Lehrling und 
Geſellen nicht erſt. 
Einige Zeit nachher wurde dem Angeklagten ein Dolch 
gezeigt, und er erfuhr, daß Dolche zur Revolution vor— 
bereitet ſeien. — So hatte der Angeklagte zuerſt ange— 
geben. Nach einer ſpäteren, in die Anklage überge— 
14 gangenen Angabe kam Abends der Schloſſerlehrling 
Gabryelski, um einen Schleifſtein zu borgen. Der An— 
geflagte folgte ihm, fand mehrere Perſonen mit dem 
\ Schleifen von Dolchen befchäftigt, und drehte ihnen 
\ den Schleifftein; es wurde ihm als Belohnung ein 
79 Dolch verſprochen. 
} Meine Herren! Der F. 92 unſeres Strafrechts ver- 


N 1 langt zum Thatbeſtande des Hochverraths ein Unter— 
1 nehmen, und daß ſolches auf eine gewaltſame Umwäl— 

5 v zung der Verfaſſung des Staates oder gegen das 
| Y Leben und die Freiheit des Staatsoberhauptes 
| gerichtet fei. 

188! Diefer Beſtimmung gegenüber bedarf es keiner Aus- 
0 führung, daß bei einem Schloſſerlehrlinge das Drehen 
ö HN eines Schleifſteines kein Unternehmen, und der Be⸗ 

N fig von Dolchen nicht Hochverrath ift! 

" Einige Tage ſpäter wohnte der Angeklagte einer Ver- 
1 N ſammlung von 150 Perſonen bei, in welcher der Exe— 
1. cutor Trojanowski eine Rede hielt. 

N 1 Die Verſammelten ſollen zur Vorſicht und Verſchwie— 

9 1 genheit ermahnt worden ſein. 

# Meine Herren! Ueber dieſe Verſammlung hat der 
1 Angeklagte die verſchiedenſten Angaben gemacht. Für 
1 ſeine Strafbarkeit ſind alle dieſe Angaben gleich werth— 
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(08. — In jener Verſammlung wurde zur Ruhe und 
Verſchwiegenheit ermahnt. — Es fehlt der Verſammlung 
und der Theilnahme an ihr, der Begriff eines Unter- 
nehmens. 

Wenn daher die Angaben des Burchardt über ſeine 
Betheiligung an den Plänen, Hoffnungen und Wünſchen 
der Polen wahr, ſo fehlt zur Herſtellung des Begriffes 
des Hochverraths jedes geſetzliche Merkmal. 

Die Staatsanwaltſchaft hat die Unwahrheit der 
Burchardt'ſchen Bezüchtigungen ausgeſprochen; es iſt die⸗ 
ſer Ausſpruch durch die Widerſprüche und die innere 
Unglaubwürdigkeit der Angaben gerechtfertigt. 

Es iſt daher meine Pflicht, den Angeklagten auch 
gegen die Beſchuldigung wiſſentlich falſcher An- 
zeigen zu vertheidigen. Nach der Beſtimmung des 
§. 1431 unſeres Strafrechts fol Derjenige, der einen 
Andern wiſſentlich ohne Grund eines Verbrechens be— 
züchtigt, die Hälfte der Strafe des Verbrechens leiden. 

Wenn die Bezüchtigungen wahr und die Strafan⸗ 
träge der Staatsanwaltſchaft in Betreff der Gattung des 
Verbrechens gerechtfertigt wären, jo würde die Strafe 
des Rades erkannt werden; der Burchardt müßte daher 
halb gerädert, oder mit dem Schwerte gerichtet werden. 
Es bedarf einer Unterſuchung über die Ausführbarkeit 
einer ſolchen Strafe nicht, da die angeführte Geſetzſtelle 
zu Anwendung der Strafe wegen falſcher Denunciationen 
fordert, daß die Anzeige wiſſentlich falſch, dann aber auch, 
daß ſie ohne Grund geleiſtet werde. 

Der Angeklagte iſt der falſchen Anzeige geſtändig. Er 
hat Ihnen die niedrigen Beweggründe, die ihn zu 
ſolcher verleitet, ſelbſt mitgetheilt. 
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Dagegen hat der Angeklagte Ihnen feine Anſichten 
über die Sehnſucht der Polen nach Befreiung ihres 
Vaterlandes in einer etwas dörflichen Weiſe vorgetragen, 
wie ſie ſeine Unwiſſenheit des Leſens und Schreibens, 
der Geſchichte und der Gränzen ſeines Vaterlandes bedingt. 

Meine Herren! Die Verhandlungen, wie ſie bis heute 
vor Ihnen ſich entwickeln, haben Ihnen gewiß die 
Ueberzeugung gegeben: 

jo verſchieden die Verhältniſſe der Angeklag— 

ten, ihr Beruf, ihre geiſtige Richtung, in 

Einem find ſie ſich, mit Ausnahme zum Glücke nur 

weniger Entarteter, gleich — in der glühenden 

Liebe zu ihrem Vaterlande, dem die Weltgeſchichte 

eine ehrenvolle Stelle in der Reihe der größ— 

ten Nationen angewieſen hat! 

Wenn der Angeklagte Burchardt daher auch falſche 
Angaben über die Betheiligung Einzelner an den Plä— 
nen, Wünſchen und Hoffnungen der polniſchen Nation 
gemacht, ſo konnte er immerhin glauben, daß in Polen 
die Befreiung des Vaterlandes vorbereitet werde. — 
Die Vertheidigung vermißt zur Anwendung der Strafe 
falſcher Anzeige daher den Umſtand, daß der Ange— 
klagte ohne Grund ſeine falſchen Anzeigen erſtattet, 
und nimmt den Antrag: 

ihn von der Strafe des Hochverraths und der wiſſent— 
lich falſchen Anzeige freizuſprechen. 
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XVI. 

Sitzung vom 17. November. 
Vertheidigungsrede für Stanislaus Karaſinski (Nr. 254 der 
Anklage). 

Meine Herren! 

Wir werfen den Franzoſen vor, ſie konnten nicht 
coloniſiren — und daß mit Recht. — Sie eroberten 
mit Aufwand von Gut und Blut die herrlichſten Län⸗ 
der, welche die Engländer jetzt ganz ruhig regieren und 
die Früchte des Sieges genießen. — Der Grund iſt 
einfach der, daß die Franzoſen überall nur über Fran⸗ 
zoſen herrſchen wollen, daß ſie die Eigenthümlich⸗ 
keiten der unterjochten Nationen nicht zu ſchonen ver— 
ſtehen, durch ihre Anordnungen verletzen, und daß ſie's 
bei dem beſten Willen, es Allen Recht zu machen, mit 
Allen verderben. 

Des höchſtſeligen Königs Majeſtäi begriffen die Schwie- 
rigkeiten, welche ſich einer deutſchen Regierung einem 
fremden Volksſtamme gegenüber unüberwindlich ent- 
gegenthürmen, und verſicherten daher in dem Allerhoͤch— 
ſten Patente vom 15. Mai 1815 bei der Beſitznahme des 
Großherzogthums Poſen den Polen feierlich Schutz ihrer 
Nationalität und ihrer Sprache! 

Wenn ſich dieſer Allerhöchſten Beſtimmung 
ungeachtet durch die Verſchiedenheit der Elemente, in 
dem Verhältniſſe der Regierung zu den Einwohnern des 
Großherzogthums Poſen, eine alle Klaſſen der Bevöl— 
kerung durchgreifende Mißſtimmung zeigt, jo müͤſſen wir 
uns ſorgfältig hüten, dergleichen Erſcheinungen nicht 
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ohne Noth in das Gebiet des Strafgeſetzes hinüber— 
ziehen, oder gar eine hochverrätheriſche Richtung 
zu erkennen. 

Aus dieſem Geſichtspunkte, meine Herren, habe ich 
die uns vorliegende Unterſuchung aufgefaßt und bin bei 
der Vertheidigung ſtets von ihm ausgegangen. 

Die Anklage hält dagegen mit einer, ich möchte ſagen 
dogmatiſchen, Conſequenz das Syſtem des Hoch— 
verraths auch heute noch aufrecht. Ich nannte dies 
bei früheren Vorträgen das Syſtem des Hochver— 
raths um jeden Preis und unter allen Um⸗ 
ftänden. 

Es zeigt fich dies Syſtem auf dem Titelblatt der 
Anklage, wo jedes Unternehmen zu Herſtellung eines 
polniſchen Reiches in den Gränzen von 1772 Hochverrath 
gegen Preußen genannt, und die Anklage gegen 254 Per 
ſonen gemeinſchaftlich erhoben wird, obgleich nur die 
wenigſten von ihnen in einer anderen als der durch die 
Staatsanwaltſchaft in der Anklage geſchaffenen 
Verbindung ſtehen. 

Die Staatsanwaltſchaft folgert einfach ſo: „Die Thei⸗ 
lung Polens erzeugt in der polniſchen Nation fortwäh⸗ 
rend Wünſche und Hoffnungen der Befreiung und Wie— 
dervereinigung. — Die Warſchauer Revolution vom 
Jahre 1830 gab den Polen eine kurze Freiheit. Nach 
dem Unglück von Warſchau wanderte eine große Anzahl 
von Polen nach Frankreich aus; ſie bildeten dort einen 
politiſchen Koͤrper, deſſen Zweck die Wiederherſtellung 
des Polenreiches iſt, und der durch ſeine Emiſſaire in 
allen ehemals polniſchen Landestheilen die Wünſche und 


139 


Hoffnungen zur Wiedererlangung der Freiheit leben- 
dig erhält. 

Die Staatsanwaltſchaft hat heute wiederholt, daß ſie 
bei Erhebung der Anklage wegen Hochverraths bis 
zu den Quellen herabgeſtiegen, aus welchen die Ereig⸗ 
niſſe, welche Veranlaſſung der gegenwärtigen Unterſuchung 
geworden, hervorgegangen. Sie hat ſolche in der Thaͤ⸗ 
tigkeit des demokratiſchen Vereins gefunden. Sie bat 
zugleich erklärt (ich wiederhole die eigenen Worte), daß 
fie es mit Stolz anerkenne, daß bei uns Geſinnun⸗ 
gen nicht ſtrafbar ſeien. — Meine Herren! wäre 
dieſer Grundſatz von der Behörde, die die Unter⸗ 
ſuchung geleitet, gleich Anfangs aufrecht erhalten wor⸗ 
den, wäre die Staatsanwaltſchaft ſich deſſen bei An⸗ 
fertigung der Anklage ſchon klar bewußt gewe— 
ſen, dann faͤnden ſich in dem Anklagebuche nicht bei 
den einzeln Angeklagten ihre Liebe zu dem polni- 
ſchen Vaterlande, ihre Hinneigung zu demo— 
kratiſchen Geſinnungen als belaſtende That- 
ſachen hervorgehoben! 

Die Staatsanwaltſchaft findet die Thätigkeit des 
demokratiſchen Vereins zur Wiederherſtellung des ehe— 
maligen großen Polenreiches in verſchiedenen Erſcheinun— 
gen bewahrheitet; ſie entdeckt ſogar in Poſen und in den 
angrenzenden ehemals polniſchen Landestheilen eine Ver- 
ſchwörung. . 

Meine Herren! Eine eigentliche Verſchwöͤrung 
war erſt in den letzten Wochen der Verhandlung Ge— 
genſtand Ihrer Ermittelungen. — Und das wahrhaft 
ohne Reſultat! — Die Staatsanwaltſchaft überſieht 
aber, daß nicht jede Verfchwörung nothwendig hoch— 
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verrätheriſche Zwecke verfolgen muß, und verliert 
vollſtändig aus dem Auge, daß die während der letzten 
Wochen zur Sprache gekommenen Beſtrebungen und Ver⸗ 
bindungen durch das Auftreten des Diſſidenten-Predigers 
Czerski veranlaßt, nur den Intereſſen der anſcheinend 
gefährdeten Eatholifchen Kirche galten. Daß in den ver- 
ſchiedenſten Kreiſen eine Verſchwörung zur Be— 
freiung des polniſchen Vaterlandes beſtand, hat 
die Staatsanwaltſchaft nicht bewieſen. 

Die Staatsanwaltſchaft, welche das Beſtehen einer 
ſolchen Verſchwörung annimmt, findet deren Zwecke in 
den Ereigniſſen von Stargardt und Poſen offengelegt. 

Meine Herren! Bei Verhandlung der Stargardter und 
Poſener Begebenheiten habe ich forgfältig entwickelt, daß 
die von der Staatsanwaltſchaft behauptete Verbindung 
dieſer Erſcheinungen mit der Thätigkeit des demokratiſchen 
Vereins nicht beſteht. Sie erinnern ſich der friedlichen 
Glaubens-Armee vor Stargardt, die ihrem Anführer den 
Gehorſam verſagt, weil ſie die Stargardter Einwohner 
nicht im Schlafe ſtoͤren will. — Bei dem Zuge 
gegen Stargardt war der katholiſche Glaube, bei 
dem Zuge gegen Poſen die Befreiung der politi— 
ſchen Gefangenen der Zweck der Verſammlung und 
des Zuges. — Es fallen dieſe Thathandlungen daher 
nicht unter die Beſtimmung des F. 92 des Strafrechts, 
weil ihnen die Richtung auf eine gewaltſame Umwäl⸗ 
zung der Verfaſſung des Staates oder gegen das Leben 
und die Freiheit des Staats-Oberhauptes fehlt. 

Die Staatsanwaltſchaft, welche in dieſen That— 
handlungen Unternehmungen zum Zwecke der Wie⸗ 
derherſtellung des ehemaligen Polenreiches erkennt, ver— 
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folgt ſolche als hochverrätheriſch, weil bei Wieder⸗ 
herſtellung des Polenreiches die ehemals polniſchen, jetzt 
preußiſchen Landestheile von dem Preußiſchen Staate 
abgeriſſen würden. — In einem früheren Vortrage habe 
ich bei Vertheidigung von Antoniewicz die Unrichtig- 
keit dieſer Anſicht ausgeführt. Es iſt bei Behandlung 
dieſer Frage der Begriff des Wortes „Verfaſſung“ 
weitläuftig beſprochen worden. — Um Ihre, während 
der gegenwärtigen Verhandlung bewieſene Geduld nicht 
zu erſchöpfen, will ich auf dieſe Frage nicht weiter 
zurückkommen. Es bedarf einer näheren Entwickelung 
auch um fo weniger, als der Staatsanwaltſchaft, die 
Richtigkeit ihrer Anſichten einen Angenblick voraus- 
geſetzt, der Beweis hochverrätheriſcher Unternehmen 
jedenfalls nicht gelungen iſt. — Die Staatsanwaltſchaft 
bat als hochverrätheriſche Unternehmen die verſchie⸗ 
denſten Erſcheinungen vorgebracht. — Wir ſehen den 
Hochverrath der Staatsanwaltſchaft in Paris in Un⸗ 
terzeichnung des Manifeſtes des demokratiſchen Ver⸗ 
eins vom Jahre 1836, in Krakau in der Geſtalt eines 
Greiſes, der ſich uber die Beſetzung des Freiſtaates 
durch öſterreichiſche Truppen beklagt. — Wir 
treffen ihn unter dem Banner der Glaubens-Armee vor 
dem Huſarenſtalle in Stargardt, unter den Schülern des 
Marien-Gymnaſiums in Poſen, die ſich mit einer Erzäb⸗ 
lung: „beute Abend wird die Feſtung erobert“, zu Bette 
legen; er wartet in der Scheune des Bauern Kaczmarek 
zu Gurzyn auf das Auffteigen einer Rakete, und begiebt 
ſich nach vergeblichem Warten zur Ruhe; er zeigte 
ſich am Abend des 3. März als Koch, mit einem Kü⸗ 
chenmeſſer bewaffnet, in Poſen auf der Straße; wir 
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trafen ihn als Schloſſergeſellen, der einen Schleifſtein 
dreht, und den man dafür einen Dolch verſpricht. 
Die Staatsanwaltſchaft wittert den Hochverrath in Ci⸗ 
tronenſchaalen vor der Thüre des Magiſtrats-Executors 
Trojanowski. 

Der Angekagte Karaſinski iſt gleichfalls des Hoch— 
verraths beſchuldigt und wegen deſſelben ſchon län= 
ger als 2 Jahre in Haft. — Unterſuchen wir, was 
vorliegt: Durch die Ausſage eines Belaſtungszeugen, die 
Ihnen, meine Herren! verleſen worden, ift dargethan, 
daß der Angeklagte bei einem Geſpräche über feine An⸗ 
ſichten in Betreff der Revolution, auf die Bemerkung 
eines Cameraden, daß er in einem ſolchen Falle gewiß 
auf polniſcher Seite ſtehen würde, geantwortet: 

Da müßte ich mich vor mir ſelbſt ſchämen, ich diene 

meinem Könige und bin ihm treu! f 
Nichtsdeſtoweniger iſt er des Hochverraths beſchuldigt. 
Es wird gegen ihn vorgebracht, daß er 2 Piſtolen 
und eine Kugelform beſeſſen, daß er Kugeln ge⸗ 
goſſen und aus Piſtolen geſchoſſen hat. Er hat dieſe Pi⸗ 
ſtolen von dem Handlungsdiener Rakowski zum Putzen 
und Einſchießen erhalten. — Sp erklärte ſich Karaſinski 
nach feiner Verhaftung über den Beſitz der Piſtolen und 
ſchrieb das Nämliche an ſeinen Vorgeſetzten. Der 
Handlungsdiener Rakowski hat die Angaben des Kara— 
ſinski beftätigt. — Die Staatsanwaltſchaft findet die 
Uebereinſtimmung der Ausſage des Angeklagten und 
des Handlungsdieners Rakowski verdächtigend, und 
hat auch des vorerwähnten Briefes als belaſtend er⸗ 
wähnt. Meines Dafürhaltens iſt aber die Ue berein⸗ 
ſtimmung der Ausſage des Karaſinski und Rakowski 
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nicht verdächtigend, ſondern entlaſtend. — Wenn 
Karaſinski in einem Briefe an ſeinen Vorgeſetzten ſich 
über den Beſitz der Piſtolen äußert, und die Sache ges 
rade ſo vorträgt, wie ſie auch von dem Rakowski be⸗ 
kundet, ſo iſt dies ein Beweis mehr für die Richtigkeit 
feiner Angaben. — Der Beſitz von Piſtolen iſt an ſich 
kein Verbrechen. Karaſinski ſah in dieſen Piſtolen die 
Urſache feiner Verhaftung, und entſchuldigt ſich nicht 
wegen des Beſitzes der Piſtolen, ſondern rechtfertigte 
ſich vor ſeinen Vorgeſetzten nur über ſeine Verhaftung. 
Eine Selbſtanklage kann daher aus dieſer Entſchul⸗ 
digung nicht entnommen werden. 

Die Staatsanwaltſchaft begründet ihren Strafantrag 
aber auch auf die Ausſagen des Emilian v. Moſzczenski, 
Heichel und Zielinski. — Was die Ausſage des v. Moſz⸗ 
czenski betrifft, fo enthält ſolche nichts, als eine Er⸗ 
zahlung über Aeußerungen des Angeklagten. — Die 
Verhandlungen ſind in deutſcher Sprache aufgenom⸗ 
men. — Meine Herren! Sie haben den Cmilian v. Moſz⸗ 
czenski zum Öfteren gehört, und gewiß die Ueberzeu⸗ 
gung gewonnen, daß er der deutſchen Sprache nicht 
mächtig ift. — Es läßt ſich daher nicht annehmen, 
daß v. Moszezenski die in den deutſchen Verhandlungen 
enthaltenen Erklärungen wirklich abgegeben hat. Auf 
das Beſtimmteſte hat er dies vor Ihnen verſichert, und 
muß ich dies zu ſeiner Ehre um ſo mehr für richtig 
annehmen, als es mir nicht gelungen iſt, mich in deut⸗ 
ſcher Sprache mit ihm zu verftändigen. — Die Bezüch- 
tigung des Heichel iſt gleichfalls widerrufen — die An⸗ 
gabe aber ſelbſt unerheblich. 

Die Glaubwürdigkeit des Zeugen Zielinski iſt vor 
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Ihnen, meine Herren! in den letzteren Tagen zum öftern 
angegriffen. Er hat geſtändlich der Militair-Behörve als 
Kundſchafter gedient und ſeine Ausſage erſt nach Be⸗ 
drohung mit Verhaftung beeidet. Die Ausſagen 
des Zielinski ſind aber an ſich ſeinem Verhältniſſe als 
Kundſchafter entſprechend, und zeigen meines Dafür— 
baltens nur, daß Karaſinski überhaupt jede nähere Berüh⸗ 
rung mit Zielinski mied. 

Die Unterſuchung hat auch den Beſitz eines Cotil⸗ 
lon-Ordens und eines polniſchen Wappens zum 
Gegenſtande der Belaſtung gemacht. Es iſt der Kunſt⸗ 
händler Caramelli darüber vernommen, daß er ſolche 
Orden dutzendweiſe verkaufe. Karaſinski beſaß ihn als 
Spielzeug ſeiner Kinder. Das polniſche Wappen 
iſt ein Tabak⸗Etiquet. Man hat den Lebenswandel 
und die Geſinnungen des Karaſinski unterſucht. — 
Der Unterofficier Schielke nennt ihn einen eifrigen 
Polen, der viel auf ſeine Religion hält. — Man 
bat mit einer entwürdigenden Genauigkeit ſeine 
religibſe Denkungsweiſe zum Gegenſtande der Unterſu— 
chung gemacht. — 

Präſident: Es find dieſe Umſtände nicht in die An⸗ 
klage übergegangen. 

Die Unterſuchung hat mit einer ſeltenen Ge— 
nauigkeit ſich damit beſchäftigt, daß der Angeklagte ein 
bornirter Katholik ſeiz ſie hat ihm ſogar deshalb 
Vorhaltungen gemacht, und hat Karaſinski zu fei- 
ner Entſchuldigung angeführt, daß er kein eifriger 
Katholik ſei, und ſogar eine evangeliſche Frau 
habe, weshalb er von ſeinem Geiſtlichen vom Genuſſe 
des Abendmahls ausgeſchloſſen werde! 
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Meine Herren! Ich muß dieſer Umſtände erwähnen, 
um Ihnen ein klares Bild davon zu geben, in welcher 
Weiſe man Alles, was den Angeklagten nur entfernt 
berührt, zum Gegenſtand der Forſchung und Belaſtung 
gemacht hat. Wenn nun aller dieſer Mühen un⸗ 
geachtet nichts weiter ermittelt wurde, als was 
in die Anklage übergegangen iſt, dann werden Sie, 
auch der Bezüchtigung des Heichel, Zielinski und v. Mosz⸗ 
czenski gegenüber, der Betheuerung der Unſchuld des 
Angeklagten Glauben ſchenken!! Die Briefe des Ange⸗ 
klagten find ohne allen Werth. Die Vertheidigung 
unterwirft mit vollem Vertrauen Ihrem Urtheile, ob in 
denſelben ſich im entfernteſten ein Schuldbewußtſein 
kund giebt, und trägt mit Zuverſicht auf Freiſpre⸗ 
chung und fofortige Entlaſſung des Angeklag- 
ten an. 

Meine Herren! Es iſt dies der letzte der 254 An⸗ 
geklagten, für den ich geſprochen. — Die Anklage wird 
als eine aufrecht erhalten, — die Vertheidigung hat 
dieſelbe Pflicht. — Ich nehme daher in dieſem Augen⸗ 
blicke für ſämmtliche Angeklagte das Wort. 

Die gegenwärtige Unterſuchung iſt ein Unglück, ge⸗ 
wiß nicht das letzte, was aus Polens Theilung ent⸗ 
ſprungen! 

Es iſt die Sehnſucht der Polen nach Wiederer- 
langung ihrer Freiheit unauslöſchlich. — Ihre 
Wünſche, ihre Hoffnungen ſind nicht ſtrafbar. Wol⸗ 
len die Regierungen, die ſich in das Gebiet des großen 
Polenreiches getheilt, das Mißbehagen mit der Ge— 
genwart beſeitigen, ſo müſſen ſie die Nation 
vertilgen! 
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Präſident: Ich erfuche den Herrn Vertheidiger mit 
derartigen Reflexionen abzubrechen. 

Verth. Die Polen haben in den Kämpfen gegen die 
Mongolen und Tartaren für uns ihr beſtes Herzblut 
hingegeben, — ſie haben Europa gerettet, als im Jahre 
1683 Deutſchland ſeinen Kaiſer und ſich ſelbſt ver⸗ 
ließ! — Dank haben ſie von der Gegenwart nie 
erwartet und wahrhaft nicht geerntet! Die Nach⸗ 
welt zollte ihnen — in der Weltgeſchichte — was 
ſie von Ihnen erwarten — nicht Milde — nein, Ge⸗ 
rechtigkeit! — 

Nach Beendigung dieſer Rede erhebt ſich der Herr 
Staatsanwalt zu folgender Replik: 

Ich habe in Bezug auf den letzten Redner einige Be⸗ 
merkungen zu machen. 

Schon von der erſten Verhandlung an habe ich auf 
den Ernſt der Verhandlungen aufmerkſam gemacht; ich 
finde mich nun in Bezug auf den eben gehörten Vortrag 
zu der Bemerkung veranlaßt, daß mit der Anklageſchrift 
ein Scherz getrieben worden, und das was in der An⸗ 
klageſchrift ſteht, ſcherzhaft charakteriſirt worden iſt. 
Weil die Verhandlung eine öffentliche iſt und gerade 
wegen dieſer Oeffentlichkeit halte ich mich für verpflichtet, 
dies auch öffentlich zu bemerken. So wie dieſe Darſtel⸗ 
lung nicht mit der Anklage übereinſtimmt, ſo wird ſie 
auch mit der öffentlichen Stimme nicht zuſammentreffen. 

Es iſt ferner geſagt worden, es ware ein Glück ge⸗ 
weſen, wenn man die Geſinnungen auch früher nicht 
verfolgt hätte. 

Ich habe hier ausgeſprochen, daß mit Stolz auch 
von dieſer Stelle aus geſagt werden kann: Geſinnungen 
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werden bei uns nicht zum Verbrechen gemacht. Nie 
und nimmermehr iſt die Staatsanwaltſchaft von einer 
andern Anſicht ausgegangen. Die Oeffentlichkeit wird 
auch dieſen Punkt würdigen. 

Hierauf replieirt Hr. Deycks folgendermaßen: 

Meine Herren! Die Staatsanwaltſchaft hat entgegnet, 
daß ſie nicht zum erſten Male die Strafloſigkeit von 
Geſinnungen anerkannt; — dies iſt nicht richtig. — 
Ich kann mich ruhig auf den Inhalt der Anklage 
berufen, in der die Hinneigung zu demokratiſchen 
Geſinnungen, Liebe zum polniſchen Vaterlande, 
Theilnahme an vaterländiſchen Zwecken, Jagdge- 
ſellſchaften, Caſino's und dergleichen als bela⸗ 
ſten de Thatſachen gegen die Angeklagten aufgeführt 
ſind. Die Anklage hätte in allen Unterſtellungen 
dergleichen Dinge weglaſſen koͤn nen, ſie hätte ſie 
aber weglaſſen müſſen, wenn ſie bei Anfertigung 
der Anklageſchrift ſich ſchon bewußt geweſen, daß 
Geſinnungen keine Veranlaſſung zur Verfolgung 
geben koͤnnen. 

Ich verwahre mich mit Ernſt gegen die Annahme, 
als hätte ich im Laufe der Vertheidigung jemals einen 
Scherz gewollt, — ich habe die Thatſachen, welche 
die Staatsanwaltſchaft als hochverrätheriſche Uns 
ternehmen aufrecht erhalten hat, einfach erzäßlt. 
Wenn die nackte Erzählung dieſer Thatſachen den Anſchein 
des Scherzes gewonnen hat, iſt es wahrhaft 
nicht meine Schuld!!! 
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